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L iebe Leserin, lieber Leser,
mit B eiträgen von Ute Finckh, M artin Otto und Jo a-
chim Thomme s setzen wir die in der letzten Ausga-
b e begonnene D eb atte üb er die provozierenden
Äußerungen von Wolfgang Sternstein üb er das von
ihm b ehauptete »Versagen de s europ äischen Pazi-
fismus« fort. Wir schließen die se Disku ssion − vor-
läufig − mit einer Re aktion Sternsteins auf die zuvor
veröffentlichten Stellungnahmen ab .

D ass e s auch auf alliierter Seite während des
Zweiten Weltkriege s Menschen gab , die den
Kriegsdienst verweigerten, ist wenig b ekannt. D er
Versöhnungsbund veranstaltete in die sem Früh-
j ahr eine Vortragsrundreise mit zwei US-amerikani-
schen Kriegsdienstverweigerern, die wegen ihrer
Gewissensüb erzeugung, dass ihre B eteiligung
auch am Krieg gegen Nazi-D eutschland ein Verbre-
chen wäre , wie 5 . 0 0 0 andere im Gefängnis saßen
(und sich auch dort gegen den Rassismus gegen-
üb er Afro-Amerikanern einsetzten) . Wir veröffent-
lichen den b eeindruckenden Vortrag von George
M . Hou ser üb er seine Erfahrungen als konsequen-
ter Pazifist während des Kriege s und danach .

Ende Juni hat der Wehrdienstsenat des Bunde s-
verwaltungsgerichts ein Aufsehen erregende s Ur-
teil gefällt: E s sprach einen Bunde swehroffizier frei
und hob damit die vom Truppendienstgericht ver-
hängte D egradierung auf, üb er die wir in der Au s-
gabe 0 1 vom Mai 2 0 04 berichtet hatten. Der M aj or
hatte sich während des Irakkrieges geweigert, B e-
fehle zu befolgen o der zu erteilen, mit denen nach
seiner Üb erzeugung der völkerrechtswidrige An-
griffskrieg der USA unterstützt worden wäre . D as
Bundesverwaltungsgericht stützte sein Urteil auf
die Geltung der grundge setzlich garantierten Ge-
wissensfreiheit. D a das schriftliche Urteil no ch
nicht vorliegt, können wir noch nicht ausführlich
b erichten, werden die s ab er in der nächsten Ausga-
b e tun .

Stefan K. Ph ilipp
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George M. Houser

»Der Krieg selbst ist der Feind! «
Die Erfahrungen eines US-amerikanischen Kriegsdienstverweigerers
im Zweiten Weltkrieg

D eutscher verkleidet war. Ab er zuerst hatte er der
Friedensprop aganda geglaubt. In meinen Notizen
kam ich nach Ge sprächen mit vielen Menschen zu
folgendem Ergebnis : » Sie unterstützten nicht so
sehr das Regime , vielmehr wussten sie nicht, was
wirklich vor sich ging . «

D as ist der heutigen Situation in den Vereinigten
Staaten nicht unähnlich. Die Macht der Prop agan-
da ! D em amerikanischen Volk wurde ge sagt, dass
e s im Irak gegen ein Land kämpfte , das Massenver-
nichtungswaffen be säße , die die Sicherheit nicht
nur de s eigenen Landes , sondern die der ganzen
Welt b edrohten, dass der Irak irgendwie für den
tragischen Angriff auf das World Trade Center am
1 1 . September 2 0 0 1 in New York verantwortlich

wäre und dass S addam Hussein Verbindungen mit
O sama Bin Laden und Al-Qaida hätte . D as alles hat
sich als falsch erwiesen . Die Vereinten Nationen
und die meisten Länder der Erde waren gegen die
Invasion der Vereinigten Staaten in den Irak, ab er
no ch dauert die B e setzung de s Irak an, und der
Krieg geht weiter.

D as Zweite , was mich beim Le sen meiner Noti-
zen und dem Ansehen meiner Fotografien von
1 9 5 1 wunderte , war das Ausmaß der Verwüstung
der deutschen Städte , die ich be suchte , durch die
alliierten Angriffe . D er Krieg war seit mehr als
sechs Jahren vorb ei, und doch war die Zerstörung
no ch so sichtb ar, dass ich entsetzt war. Die erste
Zerstörung sah ich in Emmerich . Jede s dritte Ge-
b äude in einigen Straßen lag in Trümmern . In We-
sel war es no ch schlimmer, zeigen die vielen Foto-
grafien, die ich no ch von zerbombten Kirchen ha-
b e . In Wuppertal sprach ich mit einer Frau , deren
Haus zweimal von B omb en getroffen worden war,
so dass sie alles verloren hatte . Sie erzählte mir von
einer kleinen Stadt, die innerhalb einer halb en
Stunde dem Erdb o den gleich gemacht worden
war, wob ei 6 . 0 0 0 Menschen starb en und 2 . 0 0 0 ver-
misst wurden, die niemals gefunden wurden . Frau
Wunderlich, die Frau des Seminarleiters , erzählte
mir, dass Frankfurt zwei Jahre lang fast j ede Nacht
b omb ardiert worden war.

Meinen Notizen entnehme ich, dass »Kassel
durch die B omb ardements völlig zerstört worden
war. « In Hamburg nahm uns Dr. Phau s mit zu einem
Trümmerhaufen, der einmal ein als b omb enfe st
geltende s Kaufhaus gewesen war, ab er die B om-
b en explo dierten im Hof und zerstörten das Ge-
b äude vollständig . D abei wurden 1 . 0 0 0 Menschen
getötet.
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m 1 7. Mai 1 9 5 1 , also vor genau 5 4 Jahren,
kam ich zum ersten Mal nach D eutschland .

Was für ein Zufall, dass ich gerade an die sem Tag zu
Ihnen sprechen soll ! Wie kommt es , dass ich mich
an das genaue D atum erinnere ? Ich hab e auf mei-
nen vielen Reisen in die verschiedenen Teile der
Welt die Gewohnheit angenommen, mir au sführli-
che Notizen zu machen . D e shalb weiß ich, dass ich
am 1 7. Mai mit meinem Gefährten Alfred Hassler,
der sp äter Geschäftsführer des amerikanischen
Versöhnungsbundes wurde , auf dem Weg zur Jah-
restagung de s deutschen Versöhnungsbunde s in
Wuppertal war. Al und ich fuhren im Auto , einem
kleinen Renault, den wir in Paris geholt hatten . Ich
erinnere mich, dass Friedrich Siegmund-Schultze
die Hauptperson b ei der Versammlung war, der
Mann, dessen Handschlag mit dem britischen Quä-
ker Henry Ho dgkin am Vorabend des Ersten Welt-
kriege s der Funke gewe sen war, aus dem sich der
internationale Versöhnungsbund entwickelt hatte .

1 9 5 1 war j a nur ein p aar Jahre nach dem Ende
des Zweiten Weltkriegs . Wenn ich mir meine Noti-
zen üb er die se denkwürdige Autofahrt durch
D eutschland und meinen B ericht üb er die Gesprä-
che mit so vielen Menschen, die den Krieg durchge-
standen hatten, ansehe , dann sehe ich, dass es vor
allem zwei Dinge waren, die mich wunderten . D as
Erste war die Macht der Prop aganda. Z . B . erzählte
mir Dr. Friedrich Wunderlich, seinerzeit Präsident
des Metho distenseminars in Frankfurt, dass er, ob-
wohl er Theologieprofe ssor war, 1 9 39 no ch mit 4 3
Jahren zum Heer eingezogen wurde . »D as deutsche
Volk« , so erzählte er mir, »war davon üb erzeugt
worden, dass e s ein Verteidigungskrieg war. Hitlers
Prop aganda war scheinb ar immer für den Frieden .
Die Menschen waren schockiert, als der Krieg aus-
brach« . In meinen Notizen le se ich, dass die deut-
sche B e setzung des Sudetenlandes und Polens als
reine Verteidigungsmaßnahme zur Vorb eugung
ange sehen wurde , unternommen zum Schutz des
deutschen Volke s .

In Hamburg sprach ich mit Dr. Phaus (dessen
Vorname sich nicht in meinen Notizen findet) . Er
hatte einige Jahre in den Vereinigten Staaten gelebt
und erzählte mir, er sei der Nazip artei b eigetreten,
während er sich in den USA aufhielt. Er hatte der
Friedensprop aganda geglaubt, die ihn per Po st er-
reichte . Er kehrte nach D eutschland zurück und
war enttäuscht, ab er er wurde eingezogen und ver-
brachte die letzten Jahre als Kriegsgefangener. Er
floh, sagte er, als amerikanischer Soldat, der als
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Nachdem ich meine Notizen und Bilder von

1 9 5 1 no ch einmal durchgesehen hatte , dachte ich
daran, dass die Vereinigten Staaten niemals wirk-
lich unter den Zerstörungen eine s mo dernen
Krieges zu leiden gehabt hatten . D er Terroristen-
angriff am 1 1 . Septemb er war tatsächlich eine Tra-
gödie , b ei der mehr als 3 . 0 0 0 Unschuldige ihr Le-
b en verloren . Ab er wie könnte man das mit dem to-
talen Krieg vergleichen – mit Dre sden, mit Hiro shi-
ma und Nagasaki, o der auch nur mit Falluj ah? D er
Krieg selb st ist der Feind !

»Kommen Sie mit auf eine Reise.«

Ich lebe schon so lange und machte so vielfältige
Erfahrungen, dass ich zurückblicken und einen
Teil der Straße , die ich gewandert bin, übersehen
kann . Kommen Sie mit mir auf eine Reise . Ich fange
mit einer Erfahrung an, die ich erst vor einigen Jah-
ren, nämlich 1 979 , machte . In meiner Eigenschaft
als Ge schäftsführer de s Amerikanischen Komitees
für Afrika wurde ich von der B ewegung Polisario ,
einer B efreiungsorganisation, die um die Unabhän-
gigkeit der früheren sp anischen Kolonie , heute
Western S ahara genannt, kämpfte , eingeladen, das
Gebiet zu b esuchen, b e sonders die Flüchtlingsla-
ger für die S aharwis , die versucht hatten, den
Kämpfen zwischen M arokko (das das Land b eherr-
schen wollte) und Polisario zu entgehen . Ich nahm
die Einladung an . E s gehörte mit zu meiner Erfah-
rung, dass ich den ganzen Weg von Tindouf in
Westalgerien bis zum Atlantischen Ozean, etwa
60 0 Kilometer, im Geländewagen quer durch die
Wüste fuhr. Am ersten Tag dieser unverge sslichen
Reise hielt das Fahrzeug an, und alle meine Reisege-
fährten, die Muslime waren, stiegen aus , knieten
sich, das Gesicht in Richtung Mekka, in den S and ,
verneigten sich und beteten . E s war Sonntag, der
christliche S abb at. Während ich im Auto saß, scho s-
sen mir Gedanken durch den Kopf. Was hatte ich,
ein christlicher Geistlicher und Pazifist, mitten in
der S ahara unter lauter frommen Muslimen zu su-
chen, die alle bewaffnet waren und für die Unab-
hängigkeit eines Stücks S ahara kämpften? Warum
hielt ich an die sem S abb at nicht eine Predigt in ei-
ner Kirche im Staat Colorado , wo ich Mitglied der
Metho disten war? Also machte ich mir klar, was
mich an diesen Ort gebracht hatte .

Ich dachte an die Idee , die mein Leben b e-
herrscht. Sie wird in dem Kirchenlied »Freundli-
che s Licht« sehr gut ausgedrückt. Die se s Lied war
Gandhis lieb stes christliche s Lied . D a heißt e s :
»Freundliches Licht, um mich ist Finsternis : zeig du
den Weg ! nur einen Schritt ! Ich frage nicht nach
mehr. « Wir gehen Schritt für Schritt durch unser Le-
b en, ein Schritt führt zum nächsten und wir wissen
nicht genau , wohin uns j eder Schritt führen wird .
D as hat etwas mit unserem Glaub en zu tun .

Wie kommen wir dahin, wo wir sind ? Schritt für
Schritt. Ich wuchs in einem christlichen Haus auf.

Mein Vater war Metho distenpfarrer. Wir zogen oft
um – aus dem Staat Ohio im Mittleren Westen der
Vereinigten Staaten auf die Philippinen, wo ich als
Kind lebte . D ann ging e s wieder für ein p aar Jahre
in den Staat New York zurück, b evor wir das Land
4 . 5 0 0 km nach We sten bis nach Kalifornien durch-
querten . Während meiner Studienj ahre war ich
Austau schstudent an einer chinesischen Univer-
sität, und das trug entscheidend zu meiner weltbür-
gerlichen Sichtweise bei . Meine aktive Teilnahme
an der Studentischen Christlichen B ewegung b e-
einflu sste meine Orientierung im Leb en und die
Einstellung zu den Problemen des Lebens . D as war
in den 3 0er Jahren zwischen den beiden Weltkrie-
gen . Ich war ein Kind der 3 0er, ein Pazifist, und ich
setzte mich b egeistert für die Gleichberechtigung
der Rassen ein . Ich erinnere mich, wie ich b ei reli-
giö sen Versammlungen gemeinsam mit anderen
Jugendlichen inbrünstig sang: »Bist du b ereit, frag-
te der Herr, dich mit mir kreuzigen zu lassen? Ja,
antworteten die unerschütterlichen Träumer, wir
werden dir in den To d folgen . « Wir hatten nur eine
sehr ungenaue Vorstellung davon, was »kreuzigen«
wohl b edeuten mo chte . Als 1 9 39 der Zweite Welt-
krieg ausbrach, war ich gerade bei einer Jugend-
konferenz in einem College im Staat Missouri . Viele
von uns schworen, nicht am Krieg teilzunehmen,
von dem wir glaubten, dass er das Gegenteil von
Lieb e und Frieden war, die Jesus lehrte .

Verweigerung und Gefängnis

Unser Engagement wurde ein Jahr sp äter zum
ersten Mal auf die Prob e gestellt, als der Kongre ss
der USA 1 9 4 0 das Gesetz üb er selektive Ausbildung
und Militärdienst verab schiedete . Zu die ser Zeit
war ich in meinem dritten und letzten Jahr am Uni-
on Theological Seminary in New York. Einige von
uns im Seminar rangen mit der Tatsache , dass die
Einberufung während de s Friedens einen Schritt
der Vereinigten Staaten in Richtung Teilnahme am
Krieg b edeutete und de shalb eine Verletzung un-
sere s Friedensengagements war. Ursprünglich un-
terzeichneten zwanzig von uns eine Stellungnah-
me , die wir »Eine christliche Üb erzeugung zu den
Themen Kriegsdienst und Erfassung« nannten . Als
Theologie studenten waren wir per Gesetz alle vom
Militärdienst freige stellt. Wir hätten uns nach dem
Ge setz auch als Kriegsdienstverweigerer melden
können . Ab er wir waren üb erzeugt, dass die Ver-
weigerung der Registrierung die einzige Möglich-
keit war, gegen das Einb erufungsgesetz zu prote-
stieren : ein Akt zivilen Ungehorsams . Wir schick-
ten unsere Stellungnahme an Verwandte und
Freunde und ein p aar Tage vor dem Registrierungs-
tag, dem 1 6 . Oktob er, auch an die Presse . Sofort b e-
kamen wir private und öffentliche Re aktionen zu
spüren . Unsere Aktion wurde zu einem Thema auf
den ersten Seiten der Zeitungen . Die »New York Ti-
mes« titelte : »Zwanzig Theologie studenten wider-
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setzen sich gemeinsam der Einb erufung« . Die
Schlagzeile des »New York World Telegramm« war:
»Bib elstudenten, die die Wehrpflicht in Frage stel-
len, kommen ins Gefängnis« . Wir waren von dem
Druck, dem wir ausgesetzt waren, üb erwältigt. Die
Fakultät unseres Seminars verfasste eine Stellung-
nahme gegen unsere Po sition . Viele der Eltern wa-
ren außer sich, ein Elternteil drohte sogar mit
Selb stmord . Die se Re aktionen hatten wir nicht er-
wartet, sie waren uns neu . Unsere Zwanzigergrup-
pe machte zwei Krisentage durch, an denen wir dis-
kutierten und b eteten . Schließlich blieb en acht
von uns standhaft b ei ihrer Po sition . Wir b ekamen
Vorladungen vor ein Geschworenengericht. Ich er-
innere mich daran, dass ein Geschworener, nach-
dem ich mein Erklärung abgegeben hatte , sagte ,
ich würde durch die zu erwartende Gefängnisstra-
fe Leb en und Karriere aufs Spiel setzen .

Knapp einen Monat sp äter, am 1 4 . Novemb er,
verurteilte uns ein Richter zu einer Haftstrafe von
einemJahr und einem Tag im Bunde sgefängnis . D a-
mit war unser ziviler Ungehorsam als Verbrechen
gewertet. Als uns Handschellen angelegt und wir
ins Gefängnis abgeführt wurden, b egann ein neue s
Kapitel in unserem Leben . D as war no ch länger als
ein Jahr, b evor die Vereinigten Staaten in den Krieg
eintraten . E s mu ss klar gesagt werden, dass wir
durchau s nicht mit den Nazis symp athisierten . Wir
glaubten unerschütterlich an die demokratischen
Prinzipien der Gleichheit, wir widersetzten uns j e-
dem Rassismu s und wir wandten gewaltfreie Me-
tho den an, wenn wir e s mit einem Konflikt zu tun
hatten . D as wurde im Gefängnis offensichtlich, als
wir uns dem System der Rassentrennung, das dort
herrschte , widersetzten .

Wir widersetzten uns auch dem autoritären Ge-
fängnissystem . Im April 1 9 4 1 z . B . be schlo ssen wir
acht Theologiestudenten – inzwischen waren eini-
ge neu hinzu gekommene Kriegsdienstverweige-
rer dazu gekommen – am j ährlich stattfindenden
Studentenstreik gegen den Krieg teilzunehmen, an
dem wir alle auch teilgenommen hatten, solange
wir no ch außerhalb de s Gefängnisses lebten . Er
wurde an dem Tag b egangen, an dem die USA in
den Ersten Weltkrieg eingetreten waren . Wir infor-
mierten eine Wo che im Voraus den Gefängnisdi-
rektor üb er unsere Ab sicht, am 6 . April nicht unse-
re normale Gefängnisarb eit zu verrichten . D as ver-
stieß natürlich gegen die Gefängnisregeln . D as Er-
gebnis war, dass wir sofort zu 3 0 Tagen Einzelhaft
verurteilt wurden, was in gewissem Sinn ein erz-
wungener Streik war. Die Angelegenheit endete
auf unerwartete Weise . Die B aseb all-S aison war an-
gebro chen, und das Gefängnis in D anbury führte
Wettkämpfe mit Mannschaften von draußen
durch, die zu den Spielen ins Gefängnis kamen . Wir
alle in der Gruppe waren sportlich, ab er einer, D on
B enedict, war ein außerordentlich guter Pitcher.
D as hatte er Monate zuvor b ewiesen, als unsere
Gruppe ins Gefängnis in D anbury gekommen war

und wir die Gefängnismannschaft hausho ch ge-
schlagen hatten, weil keiner der Insassen B enedict
schlagen konnte . Am Spieltag, während wir in Ein-
zelhaft saßen, war die D anbury-Mannschaft, die oh-
ne alle Kriegsdienstverweigerer spielen musste , im
B egriff, gegen eine Mannschaft von draußen zu ver-
lieren, und die Gefangenen riefen im Sprechchor :
»Wir wollen B enedict« . D er Direktor wollte das
Spiel nicht verlieren, also gab er B efehl, B enedict
für das Spiel freizulassen . D ons Zelle wurde aufge-
schlo ssen und er pitchte von da an einen »No-hit-
ter« nach dem anderen . D anbury gewann unter
dem Jub el der Gefangenen das Spiel . D ann wurde
B enedict wieder wegge schlo ssen .

Zwei Tage sp äter wiederholte sich die Szene .
D anbury war am Verlieren, die Gefangenen riefen
nach B enedict. Ab er diesmal weigerte er sich, die
Zelle zu verlassen, wenn wir nicht alle aus der Ein-
zelhaft entlassen würden . D anbury gewann das
Spiel und wir wurden alle wieder einge sperrt. Ab er
die smal b efahl der Direktor, dass unsere Verwah-
rung mit dem Ab endessen enden sollte . Nach zwei
Wochen gingen alle Kriegsdienstverweigerer, die
gestreikt hatten, zum ersten Mal wieder gemein-
sam in den E ssraum, nachdem alle anderen Gefan-
genen schon Platz genommen hatten . Als wir den
Raum b etraten, standen so gut wie alle Gefangenen
unter Missachtung der Gefängnisregeln von ihren
Plätzen auf und applaudierten uns stürmisch – zum
Kummer des Direktors .

D as war eine ungewöhnliche Erfahrung. Auch
wenn man körperlich nicht misshandelt wird , hat
der Gefängnisaufenthalt seine schmerzhaften Sei-
ten, denn man lebt in einer autoritären Umgebung
und leidet unter der Trennung von seinen Lieb en
und der Außenwelt. Gleichzeitig gibt es dafür ei-
nen gewissen Ausgleich : Man hilft Mitgefangenen,
indem man für einige B riefe an ihre Angehörigen
schreibt und indem man sie unterrichtet – das war
erlaubt. D azu gehört auch die B efriedigung durch
Landarb eit, Seite an Seite mit vielen, die wenige
Chancen in ihrem Leb en gehabt hatten und denen
durch die gemeinsame Arb eit Halt gegeb en wer-
den konnte .

Als sich unsere Gefängniszeit ihrem Ende näher-
te , be suchte uns der Leiter de s Union Seminary und
teilte uns mit, wir könnten unter zwei B edingun-
gen an das Seminar zurückkehren : D ass wir nichts
unternehmen würden, was die Aufmerksamkeit
der Öffentlichkeit auf das Seminar lenken könnte ,
wie wir das vor einem Jahr getan hatten, und dass
wir uns unseren Studien widmen und offizielle For-
derungen, die an uns gestellt werden könnten, er-
füllen würden . Im andern Fall sollten wir unauffäl-
lig das Seminar verlassen . Keiner von uns konnte
die se B edingungen annehmen . Fünf von uns b e-
schlo ssen, das Theologische Seminar in Chicago zu
b e suchen, wo man uns gerne aufnahm, und drei
planten, nach Newark zurückzugehen, wo sie vor
ihrer Gefängnishaft halbtags in einer Kommune
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ge arb eitet hatten, die von Rassengegensätzen und
Armut geprägt war. Mir b ot der Versöhnungsbund ,
der im Gebiet von Chicago arb eitete , eine Stellung
an . D ab ei könnte ich mein Studium am Seminar ab-
schließen . Auf diese Weise b egann ein neuer Le-
b ensab schnitt für mich, ein weiterer Schritt.

D as alle s ereignete sich wenig mehr als zwei Mo-
nate vor dem Angriff auf Pe arl Harb or und dem Ein-
tritt der Vereinigten Staaten in den Krieg gegen
D eutschland , Jap an und Italien . Ich erinnere mich
an den Scho ck, den der j ap anische Angriff auf Pearl
Harb or auslö ste , und an Präsident Roo sevelts Rede
von einer » Schändlichkeit« , die in die Ge schichte
eingehen werde . Wir hatten uns so angestrengt
b emüht, den Krieg von uns fernzuhalten, und nun
war er do ch gekommen . Wir mussten uns der Her-
ausforderung stellen, Kriegsdienstverweigerer in
einem Land zu sein, das nun in einen bitteren Kon-
flikt eingetreten war. Wir waren mit einem Land
konfrontiert, das angegriffen worden war, in dem
die Zugehörigkeit zum Militär einen b e sonderen
Glanz verlieh und romantisiert wurde und wo j e-
der, der sich dem Krieg widersetzte , als Verräter an-
ge sehen wurde . In einer solchen Atmo sphäre wa-
ren wir dazu b erufen, die p azifistische B ewegung
zu organisieren . Die Prop aganda war üb erwälti-
gend . D as b ö se Antlitz de s »Feindes« wurde üb er-
trieb en darge stellt, und die Jap aner wurden durch
rassistische B einamen gebrandmarkt. D as Lo s der
Kriegsdienstverweigerer war nicht leicht.

Ich sah eine doppelte Aufgab e vor mir: Die erste
war, mich dem Krieg zu widersetzen . D azu gehör-
te , verstärkt für Kriegsdienstverweigerer einzutre-
ten . Die zweite war, die Macht der Gewaltfreiheit,
Ungerechtigkeit herau szufordern, zu b eweisen . Im
Wehrpflichtge setz von 1 9 4 0 wurde das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung auf der B asis von reli-
giö ser Ausbildung und Glaub en anerkannt. Insge-
samt wurden etwa 4 2 . 0 0 0 Kriegsdienstverweige-
rer registriert. Von ihnen dienten etwa 2 5 . 0 0 0 als
Nicht-Kämpfer, die meisten im medizinischen B e-
reich b ei der Truppe . D er b erühmteste war Lew Ay-
re s, der b ekannte Hollywo o dschauspieler, der die
Hauptrolle im Antikriegsfilm üb er den Ersten Welt-
krieg »Im Westen nichts Neues« gespielt hatte .
1 2 . 0 0 0 gingen in Arb eitslager, wo sie angeblich »Ar-
b eiten von nationaler B edeutung« leisten sollten .
Die Lager standen unter der Verwaltung der tradi-
tionellen Friedenskirchen : der Quäker, der Menno-
niten und der Brethren . Sie lagen meist in ländli-
chen Gegenden, isoliert von Stadtgemeinden, und
die dort Untergebrachten erledigten unromanti-
sche Aufgab en wie Gräb en ausheb en, B äume fällen
und ähnliches . In den nahe gelegenen Städten er-
schienen Schilder an den Ladentüren mit Auf-
schriften wie : » Skunks und KDVer müssen draußen
bleiben« . Viele Kriegsdienstverweigerer (KDVer)
verließen die Lager, weil die sinnlo se Arb eit sie
fru strierte . D afür wurden sie unausweichlich mit
Gefängnis b estraft.

Ab er es gab auch anspruchsvollere Aufgab en für
KVD er, solche wie die der »Rauchspringer« . D as
waren Freiwillige , die an Fallschirmen in die weit
verbreiteten Waldbrände in den großen Wäldern
im We sten der Vereinigten Staaten in die sich au s-
breitenden Flammen sprangen . E s gab 3 . 0 0 0 Frei-
willige , die in einer der 4 6 p sychiatrischen Klini-
ken arbeiteten, die es in 2 0 Bunde sstaaten gab , und
die in vielen Fällen gewaltfreie Methoden zum Um-
gang mit den Patienten einführten . Au s dieser kre a-
tiven Arb eit entstand eine Organisation, die Natio-
nale Gesellschaft für geistige Ge sundheit. Einige
hundert KDVer dienten als so genannte Versuchs-
kaninchen in medizinischen Experimenten, einige
von ihnen b ei einer Hunger-Studie , die die Wir-
kung von wenig Nahrung auf den Körper erkun-
den sollte . Andere wurden zu Forschungszwecken
mit Viren infiziert, z . B . mit Gelb sucht. Manche –
wie mein Freund Jim Peck − litten durch eine sol-
che Gelb suchtinfektion ihr Leb en lang an einem
Leb erschaden .

Etwa 7. 0 0 0 KDVer gingen ins Gefängnis : Einige ,
weil sie sich nicht hatten registrieren lassen o der
weil sie abgelehnt hatten, sich der medizinischen
Untersuchung zu unterziehen, einige , weil sie der
Einberufung in die Armee nicht gefolgt waren, und
andere , weil sie die Arb eitslager verlassen hatten .
Die Gefängnisse waren ein gute s Übungsgelände
für gewaltfreie direkte Aktionen, b esonders gegen
die Rassentrennung . B esonders b ekannt wurden
dafür die Bunde sgefängnisse in D anbury (Connec-
ticut) , Lewisburg (Pennsylvania) und Ashland
(Kentucky) . In diesen Institutionen ragten b ekann-
te KDVer wie B ayard Rustin, D ave D ellinger, Bill
Sutherland , Jim Peck b esonders hervor. Am 3 1 . Mai
1 9 4 3 weigerten sich acht KDVer in Lewisburg, im
nach Rassen getrennten Speise saal zu e ssen . Ande-
re schlo ssen sich ihnen an und ein p aar Wo chen
sp äter, am 1 1 . August, gingen 1 8 KDVer in Lewis-
burg für 1 3 5 Tage in den Arbeitsstreik und forder-
ten das Ende der Rassentrennung im Gefängnis . Sie
wurden dementsprechend mit Einzelhaft b estraft,
aber schließlich schrieb man diesen B emühungen
einen wichtigen Anteil an der Ab schaffung der Ras-
sentrennung in den Bunde sgefängnissen zu .

Pazifisten engagierten sich b ei vielen Akti-
vitäten gegen den Krieg . In Chicago , wo ich b eim
Versöhnungsbund arb eitete , veranstalteten wir oft
Plakat-D emonstrationen in der Innenstadt. Ich er-
innere mich b esonders an eine Plakat-Parade , die
wir vor einem Kino abhielten, das einen Film zeig-
te , in dem der Krieg gegenJap an glorifiziert wurde .
Vor dem Kino war ein große s Bild de s Klischee-Ja-
p aners − mit Nickelb rille und vorstehenden Zäh-
nen − angebracht. D arunter war ein Zeichen für
Passanten angebracht »Tritt mich ! « . Viele Leute ta-
ten das . Wir prote stierten dagegen . Gelegentlich
gab e s Arre st für ungebührliches Verhalten . Meine
Hauptaufgab e b estand darin, p azifistische Zellen-
gruppen – so nannten wir das – in Universitäten, in
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Kirchen und in Stadtteilen zu organisieren . In und
um Chicago gab es 1 7 solcher Zellen . Jede Gruppe
führte ihre eigenen Aktionen durch, die von den
be sonderen Umständen, denen sie ausgesetzt war,
abhingen . Eine dieser Zellen war auf dem Gelände
der Universität von Chicago . Die Gruppe hatte
sowohl schwarze als auch weiße Mitglieder. Ihr Ak-
tionsplan wurde durch die Fakten, die das schuf,
be stimmt. Sie trafen sich samstags in verschie-
denen Restaurants zum Mittagessen .

Die Gruppe hatte das Leb en Mohandas Gandhis
studiert und benutzte das Buch »War Without Vio-
lence« (Krieg ohne Gewalt) von Krishnalal Shrid-
harani, einem Schüler Gandhis, fast als Anleitung
zu Aktionen, nur dass sie es auf die amerikanische
Szene üb ertrugen . Als man uns daher eine s S ams-
tags in einem Restaurant nicht b edienen wollte ,
weil Schwarze zur Gruppe gehörten, entschieden
wir uns für ein b e stimmtes Vorgehen . Wir würden
uns weigern, das Lokal zu verlassen, b evor wir b e-
dient worden wären, damit würden wir eine ge-
waltfreie direkte Aktion ausführen . So wurde die
Taktik de s » Sit-in« ge schaffen . Aus dieser einfachen
Aktion wurde 1 9 4 2 eine Organisation geboren, das
Chicago Committee of Racial Equ ality (Chicago Ko-
mitee für Gleichberechtigung der Rassen) mit dem
Akronym C ORE . B ald wurde es zu einer nationalen
Organisation, die sich Congre ss of Racial Equality
nannte und üb erall im Land Ortsgruppen hatte .
Die Organisation machte die Gewaltfreiheit als Me-
tho de , Rassendiskriminierung zu b ekämpfen, all-
gemein bekannt. Für viele von uns war während
der Kriegsj ahre die Arb eit mit C ORE ein Ventil für
den gewaltfreien Kampf gegen Ungerechtigkeit
und eine Möglichkeit zu zeigen, dass Gewaltfrei-
heit mehr als eine Theorie war. Die Organisation
sollte eine wichtige Rolle in der Bürgerrechtsrevo-
lution in den Vereinigten Staaten spielen, die wäh-
rend der zweiten Hälfte der 5 0er bis in die 60er Jah-
re mit dem Aufstieg Martin Luther Kings ihren
Höhepunkt erreichte . D er Anfang von allem war
die Pionierarb eit von C ORE Chicago mit Kamp a-
gnen gegen Rassendiskriminierung in Re staurants ,
Schwimmb ädern, Theatern, b ei Friseuren usw. Ge-
wöhnlich war die Taktik z . B . in Restaurants , dass ei-
ne Gruppe aus Weißen und Schwarzen viele Plätze
belegte und nicht eher ging, bis alle b edient wor-
den waren . In einem Re staurant im Süden Chica-
go s, so erinnere ich mich, sagte der Ge schäftsfüh-
rer zu uns : »Sie können hier bis Mitternacht sitzen
bleib en, ab er sie werden nicht b edient. « Sie riefen
die Polizei und sagten, dass ein Aufstand stattfände .
Als die Polizisten eintrafen, fanden sie ab er nur ei-
ne friedliche Gruppe vor, die darauf wartete , b e-
dient zu werden . Sie drohten daraufhin dem Ge-
schäftsführer: »Rufen Sie uns nicht no ch einmal we-
gen nichts o der Sie werden verhaftet« . Nicht immer
verliefen die Zwischenfälle so friedlich . In einer Ca-
feteria in Washington wurden alle Protestierenden
von C ORE wegen ungebührlichen Verhaltens ver-

haftet und verbrachten eine Nacht im Gefängnis .
E s gab hunderte solcher Proj ekte , die gewöhnlich
erfolgreich verliefen, so dass mit der Zeit die Ras-
sendiskriminierung zusammenbrach .

Antirassistisches Engagement

1 9 45 war der Krieg zu Ende . Die KDV-Arb eitsla-
ger wurden geschlo ssen und die Männer wurden
au s den Gefängnissen entlassen . Die Normalität
kehrte zurück, aber die gewaltfreien Kamp agnen
für Gerechtigkeit für alle Rassen wurden fortge-
setzt. Eine der denkwürdigsten Kamp agnen, die
ich zusammen mit B ayard Ru stin organisierte , war
1 9 47 die so genannte Versöhnungsreise , die erste
»Freiheits-Fahrt« . D amals galten in den meisten Süd-
staaten die Jim-Crow- o der Rassentrennungsgeset-
ze . D as b edeutete , dass Schwarze z . B . im Bu s hinten
sitzen mu ssten . Die Züge hatten so genannte »Jim
Crow«-Wagen für Farbige . Weiße mussten vorn im
Bus sitzen und b ei Zugfahrten in die Wagen für
Weiße einsteigen . 1 9 4 6 entschied der Ob erste Ge-
richtshof der USA, dass b ei Fahrten zwischen den
Staaten (so genannten Zwischen-Staat-Reisen) Ras-
sentrennung illegal war. Wir b eschlo ssen, in einem
Proj ekt, das der Versöhnungsbund und C ORE ge-
meinsam finanzierten, die B efolgung dieser Ge-
richtsentscheidung in Bussen und Zügen in Staa-
ten mit »Jim-Crow«-Ge setzen zu üb erprüfen . D as
b edeutete , dass wir zu erwarten hatten, von der Po-
lizei verhaftet zu werden, und dass vielleicht Ge-
walt angewendet werden würde . Die Sechzehn, die
an der Reise teilnahmen, es waren acht Weiße und
acht Schwarze , waren in Gewaltfreiheit au sgebil-
det. Einige von ihnen waren während de s Kriege s
im Gefängnis gewesen . Innerhalb von zwei Wo-
chen machten wir 2 6 Prob efahrten in Bu ssen und
Zügen und wurden zwölf Mal verhaftet. Nur ein-
mal, in Chapel Hill, North C arolina, kam es zur Ge-
waltanwendung, als Taxifahrer, die gegen uns wa-
ren, sich erregten und das Haus eines Pfarrers an-
griffen, der mit uns befreundet war. Drei aus unse-
rer Gruppe verbrachten dreißig Tage in einer Ge-
fängnis-Strafkolonie und verrichteten Straßenar-
b eiten in North Carolina, weil sie die Jim-Crow-Ge-
setze verletzt hatten . Aber in den folgenden Jahren,
in denen CORE mit Organisationen wie Martin Lu-
ther Kings Southern Christian Le adership Confe-
rence , dem Student Nonviolent Co ordinating Com-
mittee , dem NAACP, der von A. Philip Randolph an-
geführten B ewegung Marsch-auf-Washington und
anderen zusammenarb eitete , hab en derartige Pro-
j ekte für die B eendigung der Rassentrennung ge-
sorgt. Gewaltfreiheit war unsere Metho de im
Kampf, allerdings wurde oft Gewalt gegen die ge-
waltfrei agierenden Teilnehmer an den Kamp a-
gnen ausgeübt.

E s war ein einfacher Üb ergang, wieder ein
Schritt, von der Bürgerrechtsarb eit in den Verei-
nigten Staaten zur B eteiligung am südafrikani-
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schen Kampf. 1 9 5 2 erließ der Afrikanische Natio-
nalkongre ss (ANC) in Südafrika seine D efiance
C amp aign Against Unjust Laws (Missachtungskam-
p agne gegen ungerechte Gesetze) gegen die Ap art-
heidge setze . Wir erfuhren in CORE und im Versöh-
nungsbund davon, und der Plan, an dem Kampf
teilzunehmen, intere ssierte uns sowohl de swegen,
weil der Kampf dem gegen die Jim-Crow-Gesetze in
unserem Land ähnelte , als auch wegen der gandhi-
schen Gewaltfreiheit, die als Metho de angewendet
werden sollte . In meiner Eigenschaft als Geschäfts-
führer von C ORE und , gemeinsam mit B ayard Ru-
stin, als Mitge schäftsführer der Rassen-Indu strie-
Abteilung de s US-Versöhnungsbundes schrieb ich
an Walter Sisulu , den Generalsekretär des ANC , und
b ot ihm an, dass wir seine Kamp agne unterstützen
würden . D as Angeb ot unserer Unterstützung wur-
de b egeistert angenommen . Wir gründeten die Or-
ganisation Amerikaner für den Widerstand in
Südafrika, die Mittel für die Verteidigung vor Ge-
richt und die Unterstützung der Familien von In-
haftierten b eschaffen sollte . Mehr als 8 . 0 0 0 wur-
den in Südafrika verhaftet. Unser amerikanisches
Komitee setzte auch nach dem Ende der Missach-
tungs-Kamp agne seine Arb eit fort und wurde 1 9 5 3
zum Amerikanischen Komitee für Afrika (AC OA) ,
das den Kampf um Unabhängigkeit und gegen Ko-
lonialismus in ganz Afrika unterstützt. Ich wurde
Ge schäftsführer und blieb es 2 6 Jahre lang.

D as AC OA war keine p azifistische Organisation
und ich stand oft vor einem persönlichen Dilem-
ma, wenn der Kampf in Afrika zum bewaffneten
Kampf wurde , be sonders in Algerien, Kenia, Zim-
b abwe , Namibia, Angola, Mozambique , Guinea-Bis-
sau und sogar in Südafrika. Was als gewaltfreier
Kampf b egonnen hatte , entwickelte sich oft zu ei-
nem Kampf mit Gewaltanwendung. Die Hilfe des
AC OA b estand niemals in militärischer Hilfe . D as
war für uns keine Option; wir entschieden so nicht
nur, weil einige sich prinzipiell einer solchen Alter-
native widersetzt hätten, sondern auch weil wir gar
keine Mittel hatten, die für eine solche Hilfe nötig
gewesen wären . Ab er trotzdem b egleitete ich
durch Kontakte mit verschiedenen B ewegungen
die Guerillatruppen nach Angola, Guinea-Bissau ,
Western S ahara und unterhielt meinen engen Kon-
takt mit ANC , FRELIMO , SWAPO , ZANU und ZAPU.
Ich legte mir das so zurecht, dass ich j a nur die Ziele
de s Kampfe s unterstützte , nicht aber die Metho den
billigte , und ich unterstütze persönlich auch nie-
mals Gewaltanwendungen . War das eine für einen
Pazifisten legitime Haltung? Ich glaub e fe st daran,
dass e s hauptsächlich der gewaltfreie Kampf in
Südafrika war, der, zusammen mit den internatio-
nalen S anktionen, dem Land die Freiheit brachte ,
und nicht der b ewaffnete Kampf. D er oft vorherge-
sagte blutige Armageddon-ähnliche Konflikt ent-
wickelte sich niemals in letzter Konsequenz, und
der Üb ergang zu einem freien Land schien wie ein
Wunder.

Kann Gewaltfreiheit erfolgreich gegen ein auto-
ritäres o der faschistisches Regime kämpfen, d .h .
den Kampf gewinnen? Ich weiß die endgültige Ant-
wort nicht. Ich weiß, dass Gewaltfreiheit die Situ a-
tion in Indien unter Gandhi veränderte . Sie hat si-
cherlich auch die Rassendynamik in den Vereinig-
ten Staaten verändert. Sie hatte gegen Marco s Re-
gierung auf den Philippinen Erfolg . Nkrumahs »po-
sitive Aktion« in Ghana war gewaltfrei und brachte
die Unabhängigkeit, und Gewaltfreiheit spielte ei-
ne unverzichtb are Rolle im Kampf in Südafrika. Ge-
genwärtig ist sie ein Faktor in den D emonstratio-
nen der »Macht des Volke s« (people power) in eini-
gen früheren Sowj etrepubliken . Sie verlangt Glau-
b en und Engagement.

Ich bin davon überzeugt, dass Gewaltfreiheit
ein wirksames Mittel im Kampf gegen Ungerechtig-
keit sein kann . Ich weiß allerdings auch, dass sie
kein leichter Weg zum Sieg ist und dass sie sogar
zum Tod führen kann . I st das nicht die B edeutung
de s Kreuze s im christlichen Glaub en? Aber zum
To d gehört die Auferstehung . Ich denke an eine Er-
fahrung, die ich während der Versöhnungsreise
hatte . Am Ende eine s Tage s, an dem wir in North C a-
rolina die Jim-Crow-Ge setze gebro chen hatten und
an dem e s einige Verhaftungen gegeb en hatte , sag-
te einer meiner Gefährten zu mir: »Komm, wir ge-
hen ins Kino und entsp annen uns . « Ich stimmte
meinem schwarzen Freund zu und fragte : »Wollen
wir in ein Kino für Schwarze o der in eins für Weiße
gehen? » , denn es gab in allen Kino s strikte Tren-
nung. D a mein Freund gerade aus dem Gefängnis
gekommen war und an diesem Tag no ch nicht ver-
haftet worden war, kamen wir üb erein, in ein Kino
für so genannte »Farbige« zu gehen und zu sehen,
was p assieren würde . Zuerst kaufte mein Freund ei-
ne Eintrittskarte . Als ich mich der Kartenverkäufe-
rin zeigte , sagte sie , dass ich weiß sei und in ein Ki-
no für Weiße gehen mü sse . Mein Freund sagte : »Er
ist in Ordnung, er ist mein Bruder« . Die Kartenver-
käuferin guckte mich zweifelnd an und fragte :
»Wirklich?« Ich antwortet : »Ja, im Geiste , das
stimmt« . Sie lächelte und gab mir die Karte und wir
gingen zusammen ins Kino .

D as war kein dramatisches Ereignis . Niemand
wurde verhaftet o der geschlagen . Ab er e s spricht
für eine ewige Wahrheit, die die Grundlage der Ge-
waltfreiheit ist : Wir sind alle Brüder und Schwe-
stern, und die ser Tatsache Geltung zu verschaffen
gilt unser ewiger Kampf – ein Schritt nach dem an-
deren .

Im Ma i vera nstaltete der Versöhn ungsbund eine
Vortragsrundreise m it US-amerika n ischen Kriegs-
dienstverweigerern des Zweiten Weltkriegs. Dieser
Text ist das Redema n uskript vo n George M. Ho u-
serfür die Eröffn ungsveranstaltung am 1 7. Ma i in
Groß-Gera u. Übersetzung: Ingrid vo n Heiseler
(siehe a uch den Hinweis a uf die Dokumen ta tio n
»Ein reines Gewissen ?« a ufSeite 3 6)
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1 ) D ie CFK war eine ökume nis che B ewegung . S ie knüp fte an die G e-
d anke n D ietrich B o nho effe rs für ein ökume nis che s Frie de nsko n-
zil an, die e r 19 3 4 als Jugends ekre tär d es »Weltbund es für Freund-
s chafts arb e it» in e iner Re de in Fanö e ntwickelte . 1 9 5 8 fand eine
1 . Chris tliche Frie densko nferenz in Prag s tatt. Präs ident der C FK

war d er b ekannte ts che chis che The ologe J o s ef L . Hro m ádka. 19 61
fand die I . Allchristliche Frie densvers ammlung (ACFV) unte r de m
The ma »und Frie d e auf E rde n« (Lk 2 , 14) s tatt. Teilnehme r kamen
aus alle r Welt. Aus D euts chland (O st und Wes t) u . a. E mil Fu chs ,
M artin Niemöller, H ans-J o achim Iwand, H e inrich Vogel und Wer-
ne r S chmau ch . Zu einer Polaris ie rung und zum Aus s cheiden eini-
ger M itarb eite r kam e s 19 6 8 während und n ach de r III . AC FV die
im S chatten de r E reignis s e d es Refo rm atio nsversuches de s S oz ia-
lismus in de r C S SR stand . Teilnehme r an dies er Vers ammlung wa-
re n auch Nie mölle r, H e ine m ann-Grü der und B re d endiek.

2 ) M fS-B STU 1 1 8 89/9 2 0 3-0 5 : Info rm atio n − Reis e vo n Kirchenp räs i-

Pa
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m Vorfeld der 8 0 0-Jahr-Feier von Gramzow
in der Uckermark 1 9 68 kam es zu einigen

interessanten Vorfällen, an denen man das Wech-
selspiel de s Verhältnisse s zwischen Staat und Kir-
che gut darstellen kann . B emerkenswert sind auch
die verschiedenen Po sitionen zwischen staatli-
chen Organen auf der lokalen Eb ene , mit ihrer oft-
mals pragmatischen und realistischen Politik, die
der genaueren Kenntnis der Verhältnisse und Per-
sönlichkeiten »vor Ort« geschuldet ist, und derj eni-
gen auf B ezirks- und Republikeb ene , die verstärkt
rein ideologische Po sitionen vertraten . Akteure
die se s Vorfalle s waren Personen, die allzu oft in
Schubladen ge steckt wurden und gerade j etzt nach
der Wende nicht au s diesen Schubladen herausge-
nommen und differenziert b etrachtet werden .

Gramzows B evölkerung hatte in wechselvoller
Geschichte schon viel erlebt, bevor mit B eendi-
gung des Zweiten Weltkriege s ein neuer Ab schnitt
der Ge schichte die se s Ortes aufge schlagen wurde ,
die bis 1 9 89 dauerte . Trotz aller Widrigkeiten galt
Gramzow bis 1 9 49 , wahrscheinlich durch den Aus-
gang der ersten und einzigen freien Wahl in der da-
maligen Sowj etischen B e satzungszone , als Ho ch-
burg der CDU.

Seit dem 1 . 5 . 1 9 61 war Curt-Jürgen Heinemann-
Grüder Pfarrer und Superintendent in Gramzow.
Er wurde am 2 0 . 8 . 1 9 2 0 geb oren und studierte
Theologie in Montpellier, B ethel, Heidelberg und
B erlin (Kirchliche Ho chschule) und war 1 9 5 1 in
die DDR gekommen . Als die Superintendentur
Gramzow 1 9 69 aufgelö st wurde , blieb er dort wei-
terhin erster Pfarrer bis zum 2 4 . 1 2 . 1 974 . Ab 1 974
war er Pfarrer in Niefern in der damaligen B RD .
Heute lebt er in Pforzheim im Ruhe stand . Sein Ein-
fluss auf die Entwicklung des Friedensgedankens
in Gramzow kann nicht ho ch genug eingeschätzt
werden . B eispielhaft sei hier nur der Gedenkstein
auf dem Gramzower Friedhof genannt. D er Ge-
denkstein enthält die Inschrift Micha 4 , 3 : »So
spricht der Herr: Die Völker werden ihre Schwerter
umschmieden in Pflugscharen und ihre Lanzen in
Winzermesser. E s wird kein Volk wider das andere
das Schwert erheb en und sie werden nicht mehr
lernen wie man Krieg führt. « Soweit mir b ekannt
ist, finden wir hier erstmals öffentlich in der DDR
den Hinweis auf das Umschmieden von Schwer-
tern zu Pflugscharen, das in den 8 0er Jahren in den
Kirchgemeinden der DDR große symbolische B e-
deutung erlangte . Gemeinsam mit den Konfirman-

den verschiedenerJahrgänge aus Gramzow pflegte
er die auf dem Friedhof angelegten Soldatengräb er
unb ekannter Soldaten .

Diese Aktivitäten eines D orfpfarrers werden
schnell üb ersehen, waren do ch Aktionen wie in Je-
na, B erlin usw. viel medienwirksamer gewesen .
Heinemann-Grüder arb eitete , ohne die We stpresse
auf seine Einstellung und »Aktionen« aufmerksam
zu machen . Engagiert war Heinemann-Grüder
auch in der Christlichen Friedenskonferenz
(CFK)

1 )

, einer Organisation, die heute auch gerne
in die Schublade kommunistisch unterwanderter
und zielgerichtet auf eine kommunistische Welt
hinarb eitende Organisation ge steckt wird . D ass
die se Schublade nicht stimmt, sieht man, unter vie-
len anderen ehrlichen Mitarb eitern, auch an Heine-
mann-Grüder.

In den Zu sammenhang des p azifistischen Enga-
gements von Heinemann-Grüder in Gramzow
gehören die ersten Einladungen des damaligen Prä-
sidenten de s Weltkirchenrates , Martin Niemöller.
1 9 6 5 und 1 9 66 war er zu Vorträgen in Gramzow
und in anderen Orten der Uckermark, und das Mi-
nisterium für Staatssicherheit hat dem große Auf-
merksamkeit gewidmet. In den B erichten des Mi-
nisterium für Staatssicherheit über diese b eiden
Reisen Niemöllers finden sich immer wieder Hin-
weise auf seine p azifistische Einstellung, die b ei
ihm biblisch begründet war. Nachfolgend einige
B eispiele , wie die Staatssicherheit Niemöllers Wir-
kung auf die uckermärkische Jugend einschätzte
und daraus sicher auch für die Haltung zu künfti-
gen B e suchen Schlu ssfolgerungen zog .

»B ei allen Veranstaltungen kam in den Reden
Niemöllers stark seine p azifistische Einstellung
zum Au sdruck. Er führte aus , dass auf der Weltkon-
ferenz 1 9 4 8 in Amsterdam formuliert wurde , dass
Kriege nicht Gotte s Wille sind . D er Gipfel der
M acht sei ab er zugleich Abgrund der M acht. «

2 )

Hans-Otto Bredendiek

»Die >ideologische Lage < verträgt den
Aufenthalt Ihres >Pazifismus < nicht.«
Martin Niemöller und die 80 0-Jahr-Feier in Gramzow (DDR) 1968
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»Am 2 4 . 7. 1 9 65 ab ends fand in Gramzow b eim
Sup .-Intendent Heinemann-Grüder ein Gemeinde-
abend mit aktiven Christen statt. D er . . . [ Stelle ge-
schwärzt ] schätzte den Vortrag so ein, dass derj eni-
ge der den Vortrag hört und danach handelt, nicht
mehr Soldat werden könnte . «

3 )

»Ein einfacher Mörder o der Totschläger wird
b ei uns be straft, ab er Generäle erhalten Orden und
Rittergüter. Die kirchliche Lehre vom gerechten
Krieg war anti-christlich , de sgleichen die Segnung
der Waffen durch die Kirche . Die Welt glaubt an
den Sieg der Gewalt, die Christen dürfen e s nicht
tun, sie müssen alle s für Entsp annung, Verständi-
gung und Frieden tun . Ein Christ muss glaub en,
dass der Geist de s Friedens und der Verständigung
siegt. D er Krieg ist ab er keine politische Möglich-
keit mehr; wir müssen mit der B ergpredigt ernst
machen : Nicht die Gewalttätigen, sondern die
S anftmütigen werden das Erdreich erhalten . «

4)

Durch Niemöllers biblische B egründung seiner
p azifistischen H altung sahen die führenden Leute
in der DDR die Gefahr der geistigen Infiltration sei-
nes Gedankengute s b ei den Jugendlichen . Seine
Veranstaltungen waren immer üb erfüllt. Auch offi-
zielle Vertreter de s Staatsapp arate s, der Nationalen
Front und Wirtschaftsfunktionäre nahmen teil .

Die Auffassung, dass Frieden nicht nur als Peri-
o de zwischen Kriegen zu verstehen ist, sondern
durch staatliche Vereinb arungen zu erreichen ist,
vertrat, neb en Niemöller und Heinemann-Grüder,
auch mein Vater, Walter Bredendiek. 1 9 2 6 gebo-
ren, war er nach seinem Einsatz als Soldat als üb er-
zeugter Antimilitarist und Pazifist nach Gramzow
zurückgekehrt. »Nie wieder Krieg« sollte auch hei-
ßen, nie wieder Menschen in Gewissenskonflikte
zu bringen, die diese vielleicht nicht aushalten kön-
nen . Heinemann-Grüder vertrat dab ei durchaus
die Vorstellung eine s individuellen, wehrdienst-
verweigernden Pazifismu s . Bredendiek untersuch-
te die Grundlagen und die Entstehung des Pazifis-
mus und versuchte die Üb erlegungen von »Pionie-
ren der Friedensb ewegung« , die j a au s dem bürger-
lichen Lager kamen, mit den Friedensgedanken in
der DDR in B eziehung zu setzen .

5 )

Gemeinsame Einladung

D er 8 0 0 . Jahre stag Gramzows , de s ältesten Ortes
der Uckermark, sollte im Juni 1 9 68 mit verschie-
denen Feiern b egangen werden . Die Kirchenge-
meinde Gramzow und der Rat der Gemeinde
Gramzow verabredeten ein gemeinsames Pro-
gramm, das e s erlaub en sollte , die verschiedenen

staatlich und kirchlich organisierten Veranstaltun-
gen aufeinander abzustimmen . Die Kirchenge-
meinde lud auch M artin Niemöller ein, der zu die-
ser Zeit einer der sechs Präsidenten de s Weltkir-
chenrates war und 1 9 67 von der Sowj etunion mit
dem Lenininfriedenspreis ausgezeichnet worden .
Niemöller hatte zu Gramzow und zur Uckermark
ein b esonderes Verhältnis . Während seiner Haft im
KZ D achau waren seine Frau und seine Kinder eine
Zeitlang in Lützlow, einem Nachb arort Gramzows,
b ei der Familie von Arnim untergebracht.

6)

Alle
drei, Heinemann-Grüder, B redendiek und Niemöl-
ler, kannten sich schon lange aus gemeinsamen Ar-
b eiten innerhalb der CFK und durch Vorträge , die
Niemöller im Rahmen de s D eutschen Friedens-
rates hielt.

Anfang des Jahres 1 9 67 sprach der Gemeinde-
kirchenrat eine Einladung an M artin Niemöller aus,
die Predigt am 1 6 . 6 . 1 9 68 au s Anlass der 8 0 0-Jahr-
Feier zu halten . Niemöller sagte am 2 6 . 1 . 1 9 67 zu .
D er Rat der Gemeinde Gramzow schlo ss sich die-
ser Einladung an und lud ihn zu dem Empfang, den
der Rat des Kreises Prenzlau am 1 7. 6 . 1 9 67 veranlas-
sen wollte , ein . Pfarrer Heinemann-Grüder und
Bürgermeister Sprenger legten die Feiern zur
8 0 0-Jahr-Feier aus Rücksicht auf Pfarrer Niemöller
auf diese s Wo chenende , da am 2 3 . 6 . 1 9 68 die Welt-
kirchenkonferenz stattfinden sollte , an der Niemöl-
ler teilnehmen wollte .

7)

So waren die Feierlichkei-
ten von Anfang an auf die Teilnahme Niemöllers
nicht nur eingestellt, sondern sogar ausgerichtet
worden .

So gingen die Vorb ereitungen weiter. Am
1 8 . 5 . 1 9 67 b at der Gemeindekirchenrat Walter Bre-
dendiek, aus Anlass der 8 0 0-Jahr-Feier Gramzows
eb enfalls am 1 6 . 6 . 1 9 68 einen Vortrag üb er die Ge-
schichte de s Ortes zu halten .

8)

Walter Bredendiek
nahm die se Einladung gerne an, war do ch die
uckermärkische Ge schichte und b esonders die Ge-
schichte Gramzows eine seiner Intere ssen, die er
üb er die Jahre , seit er Gramzow 1 94 8 verlassen hat-
te , immer weiter verfolgte . Somit gehörte er zu ei-
nem der b esten Kenner der Ge schichte des Orte s .
B esonders freute er sich, gemeinsam mit Niemöl-
ler, de ssen Persönlichkeit und Engagement er sehr
schätzte , einen B eitrag zu dem Jubiläum leisten zu
können .

Im Laufe des Jahre s kam es no ch zu Veränderun-
gen im Programmablauf. Nach Rücksprache mit
dem Rat der Gemeinde Gramzow wurde b e schlo s-
sen, dass der Vortrag von Walter Bredendiek unter
dem Thema »8 0 0 Jahre Gramzow« am 1 5 . 6 . 1 9 68
abends stattfinden sollte . Die se Verschiebung de s
Termins für den Vortrag schlug Heinemann-Grü-
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der de shalb vor, weil Niemöller voraussichtlich au s
Termingründen nicht mehr am Empfang am
1 7. 6 . 1 9 68 teilnehmen könnte und de shalb am
Ab end des 1 6 . 6 . 1 9 68 nicht mehr in Gramzow sein
würde . Ihm lag ab er daran, dass Niemöller den Vor-
trag hört. D er Rat der Gemeinde Gramzow schlug
vor, den Vortrag im »Goldenen Löwen« zu halten, da
mit 1 0 0 o der mehr Zuhörern gerechnet wurde .

9)

B redendiek hatte grundsätzlich nichts dagegen,
im Rahmen der 8 0 0-Jahr-Feier einen Vortrag im
» Goldenen Löwen« zu halten, allerdings war es ihm
lieber, seinen Vortrag im Gemeinde saal zu halten .
D as hatte drei Gründe :

1 . E s war ihm wichtig, und er b etonte e s b eson-
ders, dass er auf Einladung der Kirchgemeinde
sprechen würde . Er wollte sich auch nicht »durch
gute Freunde und getreue Nachb arn (in die sem Fal-
le also durch Sie [ Heinemann-Grüder ] ) dem Rat
der Gemeinde offerieren lassen . «

1 0)

2 . Sein Vortrag war so angelegt, dass er am The-
ma »8 0 0 Jahre Gramzow« etwas üb er die Wider-
spiegelung der großen Zeitb ewegungen in einem
überschaub aren B ereich, nämlich Gramzow, sagen
wollte . D ab ei sollte folgende Grundthese verdeut-
licht werden : »Wir können die Vergangenheit nur
verstehen und die Zukunft gestalten, wenn wir un-
sere Vergangenheit kennen, ihre Schuld und Ver-
säumnisse , ab er auch die in ihnen angelegt gewese-
nen Möglichkeiten (B ewältigung der Vergangen-
heit nach vorn) . D as alles nun ab er doch stark abge-
hob en auf einen Zuhörerkreis von Christen, für die
m . E . no ch immer das Wort von Paul Althaus sehr b e-
herzigenswert ist : Indem wir uns auf die Geschich-
te der Kirche b e sinnen, binden wir uns an sie und
befreien uns von ihr. «

1 1 )

3 . Zu dem Vortrag selb er sollte natürlich j eder
kommen können, der es wollte . Allerdings b efürch-
tete er, dass der offizielle Fe stvortrag mit den » allge-
meinen Reflexionen von mir üb er 8 0 0 Jahre Gram-
zow zweifello s stark kollidieren« würde .

B emerkenswert an dieser ganzen Angelegen-
heit ist, dass B redendiek, de ssen Zukunft sehr vom
Wohlwollen der Staatsorgane abhing und üb er
dem keine schützende Hand schwebte , so viel Wert
darauf legte , nicht in den Verdacht zu kommen,
dass er vom Rat der Gemeinde , also den Staatsorga-
nen, eingeladen und auf deren Wunsch hin spre-
chen würde . Seine B erufung war b ei der SED auch
sehr umstritten, da ihr Einfluss hier nur sekundär
war.

»Die akademische Laufb ahn Walter Breden-
dieks, der sich als Nichttheologe auf Neuere und
Neue ste Kirchenge schichte , insb esondere ab er
auf die B e schäftigung mit der Geschichte de s Reli-
giö sen Sozialismu s spezialisiert, sich als Sekretär
des >Friedensrate s < der DDR sowie langj ähriger Mit-

arb eiter der Parteileitung der CDU politisch her-
vorgetan und durch diese Funktion b ereits in den
fünfziger Jahren Kontakte zur AG Kirchenfragen
des ZK unterhalten hatte , wurde zunächst von Emil
Fuchs , nicht – wie in anderen Fällen – vom MfS
o der von der SED vorangetrieb en . «

1 2 )

»Ein D esiderat
künftiger Forschungen wäre es , der Vermutung
nachzugehen, dass Bredendiek wegen politischer
Unzuverlässigkeit, vor allem ab er wegen seines p a-
zifistischen Ansatze s, aus dem Friedensrat abge-
schob en und an einer Theologischen Fakultät le-
diglich versorgt werden sollte . «

1 3 )

B ereits 1 9 5 4 war
er in der CDU-Parteileitung »vorüb ergehend in
Ungnade« gefallen, da er – nach dem Eindruck Gün-
ter Wirths – als »Intellektueller« ein »Fremdkörper«
im Parteiapp arat gewe sen sei . «

14)

Keine Aufenthaltsgenehmigung

Innerhalb kürze ster Zeit, war allerdings die Pla-
nung der kirchlichen Feierlichkeiten nur no ch Ma-
kulatur. Die politischen Entwicklungen des Jahre s
1 9 68 sollten sich auch in dem kleinen Ort Gram-
zow niederschlagen . Gemeinsame Veranstaltun-
gen zwischen evangelischer Gemeinde und politi-
schen Mandatsträgern des Ortes wurden unmög-
lich gemacht. Am 2 4 . 5 . 1 9 68 wurde Pfr. Heine-
mann-Grüder vom Rat des Kreises mitgeteilt, dass
die Aufenthaltsgenehmigung für Pfarrer Niemöller
zu den Feierlichkeiten der 8 0 0-Jahr-Feier in Gram-
zow nicht erteilt werden wird .

D as Jahr 1 9 68 stand in den innen- wie auch den
außenpolitischen Entscheidungen der Regierung
der DDR ganz im Zeichen der Ereignisse , die in der
C S SR stattfanden . Zugleich erfolgten Entscheidun-
gen, die die weitere Entwicklung der DDR maßgeb-
lich b eeinflussen sollten . Die SED versuchte , ihre
M acht zu fe stigen, ohne auf die Reformb estrebun-
gen der CS SR einzugehen . Ein »Sozialismus mit
menschlichem Angesicht« kam in den politischen
Entscheidungsproze ssen de s Jahres 1 9 68 – und
auch danach – nicht vor. Im Gegenteil :

Anfang Januar b eschließt die Volkskammer fünf
Gesetze zur Änderung de s Strafrechts , darunter ein
neues Strafgesetzbuch und eine neue Strafprozess-
ordnung. Diese stellten eine erhebliche Verschär-
fung dar und stellten auch weiterhin politische Tat-
b e stände – wenn sie auch nicht so genannt wurden
– unter Strafe . D amit entfernt sich die DDR auch in
ihrer Rechtssprechung weiter von der Bundesre-
publik D eutschland und b eendete no ch vorhan-
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dene Gemeinsamkeiten mit der B RD , die auf dem
gleicherweise in O st- und Westdeutschland bis da-
hin geltendem Bürgerlichen Gesetzbuch b eruh-
ten .

Um allzu krasse Gegensätze zwischen Realität
und Normalität abzub auen, b eschlo ss die DDR die
Ablö sung der alten durch eine » sozialistische« Ver-
fassung. Die alte Verfassung war no ch sehr an die
Weimarer Verfassung und an Verfassungen der
Staaten Westeurop as angelehnt. In der neuen Ver-
fassung waren die Machtverhältnisse klar fe stge-
legt. Artikel 1 fixierte den Führungsanspruch der
SED . D arin hieß e s, die DDR als »sozialistischer
Staat deutscher Nation« verwirkliche unter Füh-
rung der Arb eiterklasse »und ihrer marxistisch-
leninistischen Partei« , also der SED , »den Sozialis-
mus« . Ende Januar 1 9 68 wurde die neue Verfassung
zur »Disku ssion« ge stellt. D abei wurden neben zu-
stimmenden B ekundungen auch Änderungswün-
sche geäußert. Tatsächlich wie s der endgültige
Text, der am 6 . April 1 9 68 durch einen Volksent-
scheid be schlo ssen wurde , eine Anzahl von Ände-
rungen auf. So wurde z . B . das Grundrecht der Glau-
b ens- und Gewissensfreiheit und des religiö sen B e-
kenntnisse s wieder eingefügt.

Die s ist auch ein Zeichen dafür, dass die B evölke-
rung der DDR zu dieser Zeit keinesfalls – trotz aller
widriger Umstände – politikverdro ssen war, son-
dern durchaus b ereit, Veränderungswünsche an-
zusprechen und b ei entsprechenden politischen
Möglichkeiten auch durchzusetzen .

Im Juni 1 9 68 vollzog die DDR einen weiteren
Schritt zur eigenen völkerrechtlichen Anerken-
nung und zur Abgrenzung von der B RD , indem sie
die Pass- und Visumpflicht für Transitreisen zwi-
schen der B RD und Westb erlin einführte .

Im Januar wurde Alexander Dub cek Parteichef
der KP der CS SR. Er legte in Mo skau ein Reformpro-
gramm vor, das laut Schluss-Kommuniqué die volle
Zu stimmung der UdS SR hatte . Als er es dann re al
umsetzte , stieß er b ei den Partnern des Warschauer
Pakte s auf Ablehnung, allen voran die DDR. Dub-
cek konnte sich auf die Mehrheit in der B evölke-
rung stützen, die b ereit war, diese Reformen mitzu-
tragen . Für die SED war die ser Versuch eines » Sozia-
lismu s mit menschlichem Ange sicht« die »Preisga-
b e der Po sition de s Sozialismus zugunsten der Kon-
terrevolution» . Mit allen Mitteln versuchte sie , Kri-
tik an den be stehenden Verhältnissen und ein
Übergreifen der Ideen eines »demokratischen So-
zialismus« zu verhindern . Nicht zu unrecht sah die
Parteiführung in den Vorgängen in der C S SR eine
Gefahr ihrer eigenen Politik. Im Mai hielten Trup-
pen der UdS SR in der C S SR »Manöver« ab ; am 2 0 .
und 2 1 . 8 . wurde dem »Prager Frühling« ein j ähes
Ende durch die Invasion von Truppen des War-
schauer Paktes bereitet.

Die Ge samtheit die ser politischen Entwicklun-
gen war nicht dazu geeignet, einem Pazifisten wie
Martin Niemöller in der DDR eine Möglichkeit der

freien Rede zu gestatten . Gerade am Vorab end de s
Einmarsches in der C S SR wollte die DDR-Führung
nicht, dass p azifistisches Gedankengut in der DDR
publiziert wird . Niemöllers Entwicklung vom
U-B o ot Kommandeur im Ersten Weltkrieg zum er-
klärten Kriegsgegner nach 1 9 45 war auch nicht da-
zu angetan, geplante militärische Gewaltakte zu le-
gitimieren . Niemöller war, genau wie Bredendiek
und Heinemann-Grüder, der Meinung, dass Verän-
derungen und Abb au von Ressentiments nur durch
Ge spräche und Vertrauen in die Friedensfähigkeit
der anderen Seite , der anderen Staaten möglich sei-
en . In der friedlichen Ko existenz sahen sie die ein-
zige Möglichkeit, den Frieden zu erhalten . In Bre-
dendieks Aufsatz über den Klassischen Pazifismus
finden wir diese Passagen : »Worum es den Theore-
tikern und Aktivisten die ses >klassischen < Pazifis-
mus ging, wird wohl am b esten deutlich, wenn man
ihre po sitiven Forderungen dem gegenüb er stellt,
was von ihnen als >tatsächlicher Zustand < b ekämpft
wurde : An die Stelle der Gewalt in den internatio-
nalen B eziehungen sollte das Recht treten; die zwi-
schenstaatliche >Anarchie <und damit der Krieg soll-
ten durch die Ausbildung des Völkerrechts b esei-
tigt werden; nationale Sonderintere ssen sollten
dem >menschlichen Gemeinintere ssen < unterge-
ordnet werden, das D enken in den Kategorien von
Sieg und Niederlage sollte dadurch üb erwunden
werden, dass man den durch Verhandlungen zu er-
reichenden, allen B eteiligten gerecht werdenden
Kompromiss anstrebte . Aus alledem wird deutlich :
D as Ideal dieser Pazifisten war nicht die Vormacht
eines Staate s o der einer Staatengruppe , nichts was
an die Vorstellung der Pax Romana o der ähnlicher
Konzeptionen erinnerte , sondern wofür sie sich
einsetzten, das war das friedliche Miteinanderle-
b en gleichb erechtigter souveräner Staaten und ei-
ne Art Solidarität der Staatengemeinschaft.

Die Ideologen de s >klassischen < Pazifismus ori-
entierten also auf einen dauerhaften, gefestigten
Friedenszustand . Ihr Richt- und Zielpunkt war
nicht die Ausschaltung des Kriege s für kürzere
o der auch längere Zeit, sondern die endgültige Si-
cherung des Friedens zwischen den Staaten . «

1 5 )

Die sem Anliegen der »klassischen Pazifisten«
fühlte sich auch Niemöller verbunden, allerdings
auf eine Art und Weise , die die ganze Welt ein-
schlo ss und sich von der Vorstellung entfernte , die
Probleme der Welt würden in der »nördlichen He-
misphäre« entstehen und dort auch geklärt wer-
den . Für Niemöller gab e s keinen O st-We st-Kon-
flikt, sondern nur das Problem Weiße und Farbige .
»Die Weißen hätten gegenüb er den Farbigen eine
ungeheure Schuld auf sich geladen . In diesem Jahr-
hundert hab e es zwei große Politiker gegeb en, und
zwar Kennedy und Chruschtschow. Wenn b eide
no ch da wären, wären wir in der Welt weiter. «

1 6)
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Sehen wir die Ide ale der »klassischen Pazifisten«
in der damaligen Situation – der Einmarsch der
Warschauer Packt Staaten in ein souveräne s Land
stand unmittelb ar b evor – , so ist es eindeutig, wel-
che Probleme die DDR-Führung mit solch p azifisti-
schen Po sitionen hatte , die sich nicht nur aufWehr-
dienstverweigerung b eschränkt, sondern fried-
fähige ge sellschaftliche Mo delle vorschlug und Än-
derungen unterstützte . Im B ezug auf den B eginn
des Ersten Weltkriege s – wob ei die Worte auch auf
die Situ ation 1 9 68 zutreffen – schrieb Walter Bre-
dendiek 1 9 66 : »Die Toleranz einer Gesellschaft,
wenn sie gefestigt ist, kann erstaunlich weit gehen,
sie hört in j edem Fall auf, wenn die Sub stanz der In-
teressen und der Normen der in ihr herrschenden
Klassen in Frage gestellt werden . Indem die Frie-
densb ewegung nicht mehr nur den ewigen Frie-
den als erstreb enswert und wünschb ar, als Ideal
und Hoffnung prie s (das war erlaubt) , sondern die
internationale Rechtsgemeinschaft der Völker als
realisierb ar b ehauptete und den B eweis für diese
B ehauptung antrat, überschritt sie die Toleranz-
grenze (. . . ) Sob ald die Friedensbewegung sich auf
den Nachweis einließ , dass der Weltfriede auf der
Grundlage de s Status Quo ge sichert werden könn-
te , wurde sie zu einer in der Klassengesellschaft [ so
auch in der DDR] gestatteten Möglichkeit. Aber das
Misstrauen gegen sie blieb , solange das ursprüngli-
che Ziel fe stgehalten wurde . Erst als der Pazifismu s
den Anspruch aufgab , politische Technik zu sein,
und sich in eine Ideologie umbildete , als er auf
Kriegsdienstverweigerung und Gewaltlo sigkeit re-
duziert wurde und damit statt des B eweises , dass ei-
ne Welt ohne Krieg nicht nur denkb ar, sondern
realisierb ar ist, die Frage nach dem Verhalten de s
einzelnen im (vorausgesehenen, gedanklich vor-
weggenommenen, als unvermeidb ar angesehenen
nächsten Kriege) in das Zentrum der Üb erlegun-
gen und der Agitation rückte , änderte sich die La-
ge . «

1 7)

Die Ereignisse im Einzelnen

Am 8 . 5 . 1 9 68 »fiel« Bürgermeister Sprenger um
und schlo ss sich der Auffassung an, dass die Einrei-
se Niemöllers zur 8 0 0-Jahr-Feier in Gramzow nicht
günstig sei . Eine Information des Rates de s Kreise s
Prenzlau in die ser S ache trägt das D atum de s
2 2 . 0 5 . 1 9 68 , also kurz vor der offiziellen Ab sage an
Niemöller:

»Am 8 . 5 . 1 9 68 weilten die Geno ssin Dr. Pfützner
vom Staatssekretariat für Kirchenfragen und die
Geno ssin Hahn vom Rat de s B ezirke s b eim Referen-
ten für Kirchenfragen, Geno ssen Macuk. In dieser
B eratung wurde die Einreise de s Weltkirchenpräsi-
denten Dr. Niemöller anläßlich der 8 0 0-Jahr-Feier
nach Gramzow b ehandelt.

Zum Punkt 1 Einreise Niemöller wurde der Bür-
germeister, Geno sse Sprenger, von der Geno ssin
Hahn und dem Geno ssen Maczuk aufgesucht. Eine
entsprechende Stellungnahme zur Einreise Nie-
möller wurde vom Bürgermeister verlangt, die
dann auch erfolgte .

D er Rat der Gemeinde Gramzow ist nicht der
Meinung [ meint Bürgermeister Sprenger ] , dass zu
die sem Zeitpunkt der 8 0 0-Jahr-Feier eine Einreise
des Weltkirchenpräsidenten erfolgen kann . D er
Rat de s B ezirkes sowie der Rat des Kreises schlo s-
sen sich dieser Meinung an . D as Staatssekretariat
für Kirchenfragen, vertreten durch die Geno ssin
Dr. Pfützner und den Geno ssen Hans Wilke , kamen
zur gleichen Entscheidung. «

1 8)

Am 2 4 . 5 . 1 9 68 erhielt Pfarrer Heinemann-Grün-
der vom Rat de s Kreise s Prenzlau die Mitteilung,
dass in Ab sprache mit dem Rat des B ezirkes – also
auf de ssen Anweisung hin – die Aufenthaltsgeneh-
migung für Kirchenpräsident Martin Niemöller
zur Teilnahme an der 8 0 0-Jahr-Feier in Gramzow
am 1 6 . 6 . 1 9 68 , für die er b ereits am 2 6 . 1 . 1 9 67 die
Predigt zusagt hatte , nicht erteilt wird . Als Grund
erhielt Heinemann-Grüder die Mitteilung, »dass
die ideologische Lage in Gramzow seinen Aufent-
halt als erklärten Pazifisten zu diesem Zeitpunkt
mit so vielen Menschen nicht ge statte . «

1 9)

Sofort,
nachdem er diese Nachricht erhalten hatte , rief er
im Staatssekretariat für Kirchenfragen an und ließ
sich mit Herrn Wilke verbinden, um den Irrtum,
von dem er zu diesem Zeitpunkt no ch ausging, au s
der Welt zu schaffen . Herr Wilke b estätigte die Aus-
ladung und teilte gleichzeitig mit, dass die se Ent-
scheidung in Ab stimmung mit dem Staatssekretari-
at erfolgte . Er gab allerdings einen ganz anderen
Grund an : Niemöller dürfe nicht nach Gramzow
fahren, weil »die 8 0 0-Jahr-Feier in Gramzow ein lo-
kales Ereignis sei, zu dem eine Persönlichkeit wie
Weltkirchenpräsident Niemöller nicht in B ezie-
hung stehe« und eine »zu hohe Persönlichkeit für
die se örtliche Feier« sei .

2 0)

Heinemann-Grüder er-
widerte darauf, »dass Walter Ulbricht als weltb e-
kannte Persönlichkeit vor 2 Jahren zum Erntefest
der LPG Gollmitz, Kreis Prenzlau eingeladen gewe-
sen sei« .

2 1 )

Diese Argumentation wurde als »unsach-
lich« zurückgewie sen, »weil hier eine unüb ersteig-
b are Zäsur zwischen einer Veranstaltung an der der
Staatsratsvorsitzende teilnehme und einer Kir-
chengemeinde , zu der Sie [ Niemöller ] als >Bürger
eine s anderen Staate s < kämen, vorliege . «

2 2)

Was geschah ab er mit den geplanten gemeinsa-
men Veranstaltungen zwischen dem Rat der Ge-
meinde , Niemöller und der Kirchengemeinde ? Am
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8 . 4 . 1 9 68 wurde Heinemann-Grüder von einem
Funktionär des Rates der Gemeinde Gramzow ge-
b eten, Niemöller »herzlich« zum Empfang am
1 7. 6 . 1 9 68 einzuladen . Diese Einladung stellte plötz-
lich ein Problem dar und dieser Funktionär b ekam
Schwierigkeiten mit seinen Vorge setzten und
wandte sich hilfe suchend an Heinemann-Grüder.
Die ser stellte sich schützend vor ihn und erklärte ,
dass er davon ausging, dass die Anwesenheit eines
Leninpreisträgers in der DDR kein Problem sei und
dieser selb stverständlich an diesem Empfang teil-
nehme .

»Inzwischen war aus dem >lokalen < Ereignis
schon ein >territoriale s < geworden, das wahrschein-
lich auf den unsicheren Umgang mit Fremd-Wor-
ten zurückzuführen und do ch gerade so b ezeich-
nend ist. D enn das war nun klar geworden : D er Rat
der Gemeinde Gramzow hat nichts zu sagen, und
der Rat des Kreises Prenzlau richtet aus , was der
Rat de s B ezirke s Neubrandenburg entschieden
hat, nämlich wer hier von außerhalb eingeladen
werden darf. «

2 3 )

Die Predigt wurde abgesagt und Heinemann-
Gründer verzichtete darauf, einen anderen Predi-
ger für die Feierlichkeiten zu gewinnen, er hielt die
Predigt selber. Walter B redendiek sagte au s Solida-
rität mit Niemöller seinen kirchenge schichtlichen
Vortrag ab . D amit fanden in Gramzow zur
8 0 0-Jahr-Feier keinerlei kirchliche Veranstaltun-
gen statt.

Tradition des klassischen Pazifismus

Heinemann-Grüder gab no ch einmal in einem
Brief an Niemöller seiner Enttäu schung Au sdruck,
wob ei er auf die prinzipiell trennenden Dinge
einging, die er folgendermaßen b eschrieb : »In der
Bib el und bei den M arxisten hab e ich gelernt, Zu-
sammenhänge zu erkennen . Und ich sehe diesen :

a) Am 1 1 . 5 . 1 9 67 hat mir Herr Teubner, Rat des
B ezirke s, ehemaliger Maat in Hitlers M arine , in ei-
nem Ge spräch unter 6 Augen, um das er nach mei-
nem B esuch an Ihrem 75 . Geburtstag gebeten hat-
te , drei Stunden lang den VII . Parteitag der SED er-
klärte . Sein cantus firmus war: unversöhnlicher Ge-
gensatz der Ge sellschaftssysteme . Schließlich sagte
ich ihm : >Wenn der Antagonismus das buchstäblich
letzte Wort ist, dann sind die M assenvernichtungs-
mittel der materielle Au sdruck die ser geistigen Si-
tuation und dann werden sie auch sprechen ! <

Friedliche Ko existenz mü sse mehr sein als das
No ch-nicht-Schießen am Rande de s Kriege s, es
müsse auch eine >Versöhnung < der Ge sellschaftssy-
steme geb en . D arauf er: >Auf Versöhnung zu hoffen,
ist Illusion <. >D ann kann ich aufhören, Pfarrer zu
sein <, antwortete ich . Seitdem hat mich der Rat des
B ezirke s nicht mehr angespro chen .

b) Sie , Bruder Niemöller, decken auch die ge sell-
schaftsb edingten Ursachen von Unrecht und Unge-

rechtigkeiten in concreto auf z . B . in den Notstands-
ge setzen, ab er nicht in der Intention einer ideellen
und materiellen Zerstörung des >Gegners < am B o-
den und im Abgrund seiner B o sheit, sondern im
Ruf zur Abkehr von verderblichen Wegen zu dem
Vernünftigen und Menschlichen hin, in dem Gott
seine Ge schöpfe erhalten will . Sie kritisieren auch,
gegeb enenfalls sehr scharf mittels ge sellschafts-po-
litischer Kriterien, ab er nicht mit der >Lö sung <

durch unversöhnlichen Gegensatz, sondern durch
Hinwendung zur Versöhnung in der Horizontalen,
weil sie in der Vertikalen wahr ist.

Antagonismu s und Versöhnung sind der Kon-
fliktpunkt.

Insofern hatte mich der Kirchenreferent de s
Kreises am 2 4 . Mai schon richtig informiert: Die

>ideologische Lage <verträgt den Aufenthalt Ihres >Pa-
zifismu s < nicht.

Ob es nur ein >territoriale s Ereignis < ist? Ich b e-
fürchte : nein : In der B RD und in den USA wird e s
dasselb e sein . Hoffentlich ist es der Weltkirchen-
konferenz gegeb en, die >christlichen < Antagonis-
men zu durchbrechen und der Versöhnung kon-
kreten Durchlass zu eröffnen . «

2 4)

In die sem Brief knüpft Heinemann-Gründer
ganz klar an die Auffassung des »klassischen Pazifis-
mus« an . Hier steht er in der Traditionslinie und der
Gedankenwelt solch bedeutender Friedenskämp-
fer wie z . B . B ertha von Suttner, Alfred Hermann
Fried , Ludwig Quidde und des Pfarrers Otto Um-
fried (der 1 9 14 für den Friedensnob elpreis vorge-
schlagen wurde , der Ausbruch de s Ersten Welt-
krieges verhinderte allerdings diese Ehrung) , um
nur einige zu nennen .

Wie wäre und wie ist es heute?

Wie sieht es heute au s? Würde die heutige »ideo-
logische Lage« einen Pazifismus Martin Niemöllers,
Heinemann-Grüders oder Bredendieks vertragen,
o der wäre es den führenden M ännern und Frauen
dieser Bundesrepublik auch lieb er, unangenehme
Personen einfach ausladen zu können . Mit der Auf-
fassung, heute »wird die Heimat auch am Hindu-
ku sch« verteidigt, wären Martin Niemöller, Walter
Bredendiek und b estimmt auch der heute no ch le-
b ende üb er 8 0-j ährige Curt-Jürgen Heinemann-
Grüder mit Entschiedenheit entgegengetreten .
Heute geht es tatsächlich um »territoriale« Ausein-
andersetzungen, die nicht auf eine irrtümliche Ver-
wendung de s Fremdwortes zurückgehen . Die Welt
hat sich gewandelt, eine direkte Zensur findet in
der Bunde srepublik D eutschland nicht mehr statt
und die Toleranz der Ge sellschaft geht erstaunlich
weit. D er Frieden in der Welt ist, wenn auch in einer
anderen Qu alität, trotz allem gefährdet. Die Ausein-
andersetzungen finden heutzutage nicht mehr zwi-
schen O st und We st, sondern zwischen den Kultu-
ren statt, wie Niemöller sagte : zwischen Weiß und
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2 5 ) H einem ann-Grüde r, Curt-Jürge n : Pre digt zur 8 0 0-J ahr-Feier Gram-
z ow am 1 6 . 6 . 1 9 6 8b (üb e r 1 . J oh . 4 , 1 6b-2 1 )

Schwarz . Die Welt ist in die ser B eziehung, in den
fast dreißig Jahren, die seit dem Gramzower Vorfall
vergangen sind , nicht friedlicher geworden . D as
Gegenteil ist der Fall . Auch von einer dauerhaften
Friedensordnung, in der die Staaten einander
gleichb erechtigt gegenüb erstehen, kann, seit die
Pax Americana die Welt regiert, nicht die Rede sein .
Wir mü ssen uns damit abfinden, dass Europ a und
die USA zwar vorgeb en, wie ihre Auffassung von
D emokratie und Menschenwürde sind , sich ab er
immer mehr Völker auf ihren eigenen Weg b e sin-
nen und nicht b ereit sind , die se Auffassungen de s
gemeinsamen Leb ens verschiedener Kulturen an-
zunehmen . Unsere Vorstellungen von D emokratie
und Menschenwürde sind üb er Jahrhunderte in
Europ a gewachsen und mu ssten auch viele Rück-
schläge hinnehmen . Eine Vorstellung, durch mi-
litärische Gewalt und Präsenz die se gewachsene ,
europ äische Form de s Zusammenlebens anderen
Völkern als die ide ale Ge sellschaftsform zwangs-
weise b eibringen zu mü ssen, ist eine gefährliche Il-
lusion .

Ausklang

Wir wollen diese D arstellung mit Gedanken an
Gramzows 8 0 0-Jahr-Feier ausklingen lassen . Heine-
mann-Grüder hielt die Predigt, die Niemöller hal-
ten sollte , nun selb er. Selb stverständlich ging er auf
die Ausladung ein :

»Die Lieb e hat nur einen Kontrahenten : Die
Furcht. Wie der Ro st am Metall arbeitet und es zer-
setzt, bis vielleicht nur Grus übrig bleibt, so nagt
die Furcht an der Lieb e , bis Hass zum Vorschein
kommt. Hier ist es angezeigt, ein p aar Worte zu Pas-
tor Niemöller zu sagen, der j a eigentlich heute auf
die ser Kanzel stehen sollte , um üb er diesen Text zu
predigen, und auch dazu b ereit war. Er ist ein ausge-
spro chen furchtlo ser Mann . Er hat das unter Hitler
bewiesen und auch wieder in den Jahren seit dem
Kriege . Er nimmt seinen Maßstab für gut und b ö se

nicht in den Gesellschaftssystemen als solchen,
sondern in dem menschgewordenen, gekreuzig-
ten und auferstandenen Herrn Jesu s Christus . Au s
Glaub en an Jesu s liebt Pastor Niemöller, darum ist
er furchtlo s . Gut ist, was der Herr gebietet, nämlich
zu lieb en (V 2 1 ) . Wer ab er hasst, der widerspricht
der Wahrheit Gotte s und bleibt im To de (Kap . 4 , 2 0
u . 3 , 1 4) . D as ist b ö se .

Die B esorgnis wegen seines Worte s und die Ab-
lehnung seine s Aufenthaltes haben hier ihre Wur-
zeln . Er fügt sich in kein Schema eine s Freund-
Feind-D enkens ein, von wem e s auch aufgestellt
wird ; denn es gibt j a auch Glieder in unseren Kir-
chengemeinden, die ihn ablehnen, weil er angeb-
lich ein Kommunist sei . D o ch eb en das Zeugnis von
der Lieb e Gotte s, die sich im Fleisch offenb art hat,
führt Pastor Niemöller eb enso wie Pastor Martin
Luther King in irdische Aufgab en hinein, in die Ver-
wirklichung de s Willens Gotte s in einer zerrisse-
nen, hungernden und sich tö dlich b edrohenden
Welt, so sehr, dass er darüb er nicht nur die Aner-
kennung der Weltchristenheit durch die Wahl zu ei-
nem der Präsidenten de s ÖRdK gefunden hat, son-
dern dass die SU ihm auch den Leninfriedenspreis
hat verleihen wollen . Bruder Niemöller ist wie we-
nige Christen ein anschauliches und leb endige s
B eispiel der j ohanneischen B otschaft : >Furcht ist
nicht in der Lieb e , sondern die völlige Liebe treibt
die Furcht aus . < – D enn die Lieb e kämpft nicht ge-
gen die Menschen, sondern gegen das B ö se , darum
kämpft sie für die Menschen, auch für die , denen
sie eventuell widersprechen muss . «

2 5 )

Hans-Otto Bredendiek ha t diesen Beitrag im Rah-
men der genealogischen Beschäftigung m it seiner
Fam ilie verfasst. Zurzeit arbeitet er an der Ah nen-
liste des Stu ttgarter Pfarrers und DFG- Vizepräsi-
den ten Otto Umfrid (185 7- 1920).
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ie D efinition von Wolfgang Sternstein, wo-
nach B ellizisten Menschen sind , für die der

Krieg das letzte Mittel ist, nachdem alle anderen
Mittel versagt hab en, lässt außer B etracht, ob diese
Menschen vorhaben, dieses letzte Mittel selber an-
zuwenden (also als Soldaten in den Krieg zu zie-
hen) , o der ob sie es im Falle eines Falles anderen
üb erlassen . Wer sich entscheidet, selb er als Soldat
o der als bewaffneter Freiheitskämpfer zu den Waf-
fen zu greifen, trägt die körperlichen und p sychi-
schen Risiken, die damit verbunden sind , selb er.
Wer andere in den Krieg schickt o der dafür plä-
diert, dies zu tun, geht kein persönliches Risiko ein .

E s ist eine intere ssante Frage , wo Gandhi in sei-
ner Ab stufung vom Feigling über den b ewaffneten
Kämpfer hin zum S atj agrahi PolitikerInnen einge-
ordnet hätte , die junge Männer und zunehmend
auch junge Frauen in Kriege schicken, die als »hu-
manitäre Intervention« bezeichnet werden, allzu
oft aber durch nur notdürftig verbrämte Eigenin-
teressen wirtschaftlicher o der politischer Art b e-
gründet sind . Ist ein solcher Politiker wirklich mit
j emandem, der »mit Waffengewalt gegen Unrecht,
Unterdrückung und Au sb eutung kämpft« , auf eine
Stufe zu stellen?

Außerdem : Wer ist denn b erechtigt, fe stzu stel-
len, dass der Zeitpunkt gekommen ist, Krieg »als
letzte s Mittel der Konfliktaustragung« einzusetzen?

Selb st wenn ich einmal b eiseite lasse , dass »Kon-
fliktaustragung« hier ein sehr problematischer B e-
griff ist − wie lässt sich entscheiden, dass »alle ande-
ren Mittel versagt hab en« , wenn in einem Krisenge-
biet die ganze Welt üb er Jahre hinweg tatenlo s zu-
ge sehen hat, wie der Konflikt eskalierte ? Ist schon
die Tatsache , dass niemand in der Konfliktregion
dazu in der Lage war, friedliche Mittel der Kon-
fliktaustragung durchzusetzen, als Versagen dieser
Mittel anzusehen? O der müssten die , die als Außen-
stehende vorhab en, militärisch zu intervenieren,
erst einen − vielleicht noch zu definierenden − Ka-
talog nichtmilitärischer Mittel ernsthaft (d .h . mit
einem personellen und finanziellen Einsatz, der
mit dem derzeit üblicher militärischer Maßnah-
men vergleichb ar ist) ausprobiert hab en, b evor sie
sich als »B ellizisten« im Sinne von Wolfgang Stern-
stein für eine militärische Intervention einsetzen
dürfen?

PazifistInnen sind für mich Menschen, die sich
aktiv dafür einsetzen, dass Konflikte auf allen Eb e-
nen des menschlichen Zusammenleb ens friedlich
ausgetragen werden . Also im persönlichen B e-
reich, im innergesellschaftlichen B ereich des Lan-
des , in dem sie leben, und im zwischenstaatlichen

B ereich . Friedliche s Austragen von Konflikten b e-
ginnt lange vor der » Gewaltfreien Aktion« . E s b e-
ginnt da, wo Eltern nach b estem Wissen und Ge-
wissen versuchen, ihre eigenen Intere ssen und die
ihrer Kinder so gegeneinander abzuwägen, dass
die emotionalen B edürfnisse und Entwicklungs-
spielräume aller Familienmitglieder gleichwertig
b erücksichtigt werden . O der da, wo ErzieherInnen
und LehrerInnen vermitteln und vorleben, wie
wichtig es ist, nicht nur den eigenen Standpunkt zu
sehen, sondern sich auch mal innerlich in die Po si-
tion des j eweiligen Konfliktp artners zu versetzen
und sich zu überlegen, wie man sich an de ssen Stel-
le fühlen o der verhalten würde . Und es setzt sich
fort in Diskussionen und Meinungsbildungspro-
ze ssen in Bürgerinitiativen, Vereinen, Verb änden,
Gewerkschaften, Parteien − o der auch am Arb eits-
platz, in Parlamenten − mal mit mehr, mal mit weni-
ger Erfolg .

Unser Land verfügt wie seine europ äischen
Nachb arländer üb er ein Rechtssystem, in dem im
Großen und Ganzen die » Gleichheit vor dem Ge-
setz« gilt, was historisch und im internationalen
Vergleich gesehen alles andere als selb stverständ-
lich ist. E s gibt zu sätzlich in vielen B ereichen eige-
ne Gremien o der Institutionen für b estimmte Aus-
einandersetzungen, z . B . für Tarifverhandlungen,
Nachb arschaftsstreitigkeiten, Einsprüche gegen
Gebührenb e scheide , Reklamationen usw.

D ass PazifistInnen sich natürlich auch mit den
Ursachen von Konflikten und der Frage b efassen,
welche gesellschaftlichen Verhältnisse von Men-
schen als so gewalttätig empfunden werden, dass
manche ihrerseits mit Gewalt reagieren, sei nur am
Rande erwähnt. D azu wurde im letzten Heft genug
ge sagt.

In den letzten 2 0 Jahren hab en PazifistInnen
entscheidende B eiträge dazu geleistet, zusätzliche
Metho den der gewaltfreien Konfliktaustragung zu
etablieren und weiterzuentwickeln . Stichworte
hierzu sind z . B . Runde Tische , Mediationsverfah-
ren, Streitschlichtung. Sie hab en sich mit konstruk-
tiver Konfliktbe arbeitung im kommunalen B e-
reich, mit Friedenserziehung und Friedensp ädago-
gik, mit Gewaltprävention im Sport und vielen an-
deren Dingen befasst.

In unserem Land herrscht weitgehende Einig-
keit darüb er, dass Konflikte im persönlichen und
ge sellschaftlichen B ereich gewaltfrei gelö st wer-
den sollten . Gewaltprävention ist längst ein selb st-
verständlicher Arb eitsb ereich der Polizei gewor-
den . Körperliche Gewaltanwendung in Auseinan-
dersetzungen in Familien oder Schulen wird straf-

Ute Finckh
»Angenommen, alle anderen Mittel wären
ausgeschöpft. . . « − Aber das sind sie nicht !



1 7

0 6
I I / 2 0 0 5

D
e

b
at

te

rechtlich verfolgt und ist ge sellschaftlich verpönt,
politisch o der ideologisch motivierte Gewalt −
egal, von welcher Gruppe − eb enso . Direkte Ge-
waltanwendung durch die Polizei wird in aller Re-
gel auf »Verhältnismäßigkeit« üb erprüft. Niemand
käme auf die Idee , ein Ho chhaus , in dem sich Terro-
risten verschanzt hab en, die die B ewohnerInnen
als Geiseln genommen hab en, durch die Luftwaffe
der Bundeswehr b omb ardieren zu lassen . Stattdes-
sen gibt e s Polizeip sychologen und sorgfältig aus-
gebildete Spezialeinsatzkommando s, die versu-
chen würden, alle s Menschenmögliche zu unter-
nehmen, um die Geiseln unversehrt zu b efreien −
auch wenn das im Einzelfall b edeutet, die Geisel-
nehmer entkommen zu lassen .

Auch darüb er, dass eventuelle Konflikte mit un-
seren Nachb arstaaten friedlich gelö st werden kön-
nen und sollen, b esteht Einigkeit. Wir sind »von
Freunden umgeben« , EU-Recht und internationale
Abkommen verschiedenster Art hab en in den letz-
ten Jahrzehnten einen stabilen Rahmen für den In-
teressenausgleich in Europ a und die Au stragung
eventueller Konflikte geschaffen, und mit dem En-
de des O st-West-Konflikts waren auch die von der
Friedensb ewegung kritisierten B edrohungsszena-
rien ob solet geworden .

. . . in den USA intervenieren?

D er ganze Streit zwischen »Pazifisten« und »B el-
lizisten« geht also darum, ob in anderen Regionen
der Welt Konflikte durch Einsatz von Gewalt gelö st
werden können o der sollen . In B ezug auf Konflikte
im zwischenmenschlichen B ereich wird wohl
auch hier Einigkeit darüb er b estehen, dass »Krieg«
nicht als Mittel der Konfliktlö sung in Frage kommt
(sonst müsste angesichts der vielen Toten durch
Schusswaffen in den USA am Ende ernsthaft dar-
über nachgedacht werden, ob da nicht eine Inter-
vention angebracht wäre . . . ) . Erst da, wo gesell-
schaftliche Konflikte mit Waffengewalt ausgetra-

gen werden, geht die Disku ssion üb er Krieg als letz-
te s Mittel der Politik lo s . Und dab ei wird dann
schnell verge ssen, welche immensen Ressourcen
ins Militär fließen, wie gering im Vergleich dazu die
Gelder sind , die für die zivile Konfliktbe arbeitung
und Krisenprävention zur Verfügung stehen − und
wie halbherzig die Versuche , die politischen und
ökonomischen Ursachen von Krieg und Gewalt in-
ternational zu reduzieren .

D aher bin ich − anders als Wolfgang Sternstein
vermutet − als Pazifistin schon lange nicht mehr b e-
reit, die se Diskussion zu führen .

»Angenommen, alle anderen Mittel wären ausge-
schöpft« − ab er das sind sie j a nicht. Angenommen,
Landminen und der Export von verniedlichend
»Kleinwaffen« genannten Gewehren wären inter-
national geächtet, angenommen, der O SZE stän-
den genau so viele qu alifizierte zivile MitarbeiterIn-
nen und genau so viel Geld zur Verfügung wie für
SFOR/EUFOR und KFOR ausgegeb en wurden und
werden, angenommen, der Zivile Friedensdienst
und die Noviolent Peaceforce b ekämen Mittel und
Personal im gleichen Umfang wie die ISAF, ange-
nommen, für Friedens- und Konfliktforschung
würde aus öffentlichen Hau shalten genau so viel
Geld b ereitgestellt wie für die Entwicklung von
M EAD S , angenommen, »konsequente Armuts-
b ekämpfung und die nachhaltige Verb e sserung
der Lebensverhältnisse in Entwicklungsländern«
(Originalton Aktionsplan »Zivile Krisenpräventi-
on, Konfliktlö sung und Friedenskonsolidierung«
der Bundesregierung vom 1 2 . 5 . 2 0 04) würden von
der Bunde sregierung in ihrer eigenen Wirtschafts-
politik konsequent umgesetzt und in internationa-
len Gremien eingefordert − wenn das alle s erfüllt
ist, diskutiere ich gerne wieder üb er Gewalt als letz-
te s Mittel der internationalen Politik. Ab er ich glau-
b e , das wäre dann nicht mehr nötig .

Ute Finckh ist Vorsitzende des BSV (Bund für So-
ziale Verteidigung)

Martin Otto
Die Alternative wäre der Wechsel
ins Lager des Bellizismus

olfgang Sternstein fragt, ob der europ äi-
sche Pazifismus versagt hab e , weil es den

PazifistInnen nicht gelingt, ihre Mitmenschen
theoretisch und durch praktisches Handeln davon
zu üb erzeugen, dass Gewaltfreiheit b esser ist als
Gewalt. D aher hab e noch keine konstruktive Alter-
native zu Krieg und Gewalt, z . B . in Form von Frie-
densbrigaden, aufgeb aut werden können . Wäre sie
geschaffen, würde sich die Konfrontation von Pazi-
fistInnen und B ellizistInnen in Wohlgefallen auflö-
sen .

Ja, so gesehen hat der europ äische Pazifismu s
wohl versagt. Und j eder außereurop äische do ch
wohl auch . Mahatma Gandhi und M artin Luther
King hab en ihre Landsleute auch nicht in einem
solchen Maße überzeugt, dass Indien und die USA
heute ohne Militär da stehen würden . (O der ist mir
etwas entgangen?)

Kann das »Versagen des Pazifismu s« unter an-
derem damit b egründet werden, dass die Pazifi-
stInnen – j edenfalls viele von ihnen – j a selb er nicht
von der These üb erzeugt sind , Gewaltfreiheit sei
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die auch in dem Augenblick, in dem ein Massen-
mord b egonnen hat, der ohne Waffengewalt nicht
zu stoppen scheint, tatsächlich »untätig zuschau-
en« : nämlich untätig gegenüb er Militär, das lo s-
zieht, um den Massenmord mit Gewalt zu stoppen .

PazifistInnen mü ssen nicht täglich von morgens
bis ab ends gewaltfreie Aktionen gegen das Militär
machen . Wenn sie das Gefühl hab en, das aktive B e-
hindern eine s Militäreinsatzes gegen einen Mas-
senmord könnte no ch mehr Tote zur Folge hab en
als der Militäreinsatz, dann können sie das B ehin-
dern unterlassen . D as ist etwas andere s, als den Ein-
satz zu befürworten . Als e s vor ein p aar Jahren im
Bundestag darum ging, den Krieg gegen Jugo sla-
wien abzusegnen, hätten sich alle grünen Abgeord-
neten, deren Partei j a mal die Fahne de s Pazifismus
hoch gehalten hatte , der Stimme enthalten können .
Sie hätten damit den Einsatz der Bunde swehr we-
der b ehindert no ch b efürwortet und sich auf die se
Weise nicht gegen den Pazifismus gestellt. Indem
sie ab er für die deutsche Kriegsb eteiligung stimm-
ten, vertraten sie – sozusagen endgültig – den
Standpunkt de s B ellizismus . Im Grunde vertreten
sie diesen natürlich schon länger: sp ätestens , seit
sie sich an der Regierung eines waffenstarrenden
Lande s beteiligen, statt in der Oppo sition zu blei-
b en .

Die Grünen konnten die (Selb st-)Vorwürfe
nicht ertragen, sie würden im Falle der Nichtzu-
stimmung zum Krieg einem Völkermord untätig
zuschauen, obwohl sie do ch als Regierungsp artei
die M acht hätten, Militär einzusetzen . PazifistIn-
nen müssen sich selbige s nicht vorwerfen o der vor-
werfen lassen, weil sie die se M acht nicht hab en und
nicht hab en wollen .

Sie bleiben tatsächlich – wie Wolfgang richtig
fe ststellt – die Antwort darauf schuldig, was in Völ-
kermord-Situationen denn no ch getan werden
kann, nachdem rechtzeitiges präventive s Eingrei-
fen zur Verhinderung einer E skalation versäumt
wurde und no ch längst kein Aufb au einer einsatz-
fähigen gewaltfreien Brigade zustande gebracht
wurde . Ich finde es – im Gegensatz zu Wolfgang –
in Ordnung, dass PazifistInnen diese Antwort
schuldig bleib en .

Was wäre denn unter solchen Umständen die Al-
ternative ? Nun? Genau ! Die Alternative wäre der
Wechsel ins Lager des B ellizismus . Und damit wäre
dann allerdings das vornehmste p azifistische Ziel,
nämlich die Ab schaffung aller Kriege durch die Ab-
schaffung allen Militärs, aufgegeb en . B ellizistIn-
nen b eteuern zwar – im Gegensatz zu MilitaristInn-
nen – , e s bleibe eine Herausforderung, den Krieg
dauerhaft zu üb erwinden, ab er sie verhalten sich
so , dass die Existenz von Kriegen dauerhaft gesi-
chert bleiben wird . D enn die wichtigste Kriegsur-
sache wird von ihnen nicht in Frage gestellt : die B e-
reitschaft, Konflikte b ei B edarf durch Militärein-
sätze zu entscheiden . D eshalb werden Wolfgangs
Versuche , die Konfrontation von PazifistInnen und

auf j eden Fall b esser als Gewalt? Die se Frage dräng-
te sich mir auf, als ich Wolfgangs Artikel las . (Ich
nenne meinen Mitstreiter Dr. Sternstein im folgen-
den nur no ch b ei seinem Vornamen, denn wir ken-
nen uns schon seit 1 9 8 3 von etlichen gemeinsamen
gewaltfreien Aktionen her – zuletzt wurden wir im
Novemb er 2 0 04 zu sammen verurteilt, weil wir ei-
nen Aufruf zur B efehlsverweigerung an Soldaten
verteilt hatten .)

Sollte e s zutreffen, dass diej enigen, die sich Pazi-
fistInnen nennen, selb st nicht genügend vom Pazi-
fismus üb erzeugt sind – und deshalb natürlich
auch ihre Mitmenschen nicht üb erzeugen können
– , dann hat der Pazifismu s allerdings nicht versagt.
D enn was kann er schon für die Ungläubigkeit der
PazifistInnen?

Klingt irgendwie alb ern, ich weiß . Hat ab er ei-
nen ernsthaften Kern, finde ich .

Wolfgang sieht sich als Pazifist. Er schreibt j a,
dass er seinen Artikel als » Selb stkritik eines Pazifis-
ten« verstanden wissen will . Sp äter schreibt er al-
lerdings , e s sei ihm »immer noch lieber, eine Armee
greift ein, um einen Massen- o der Völkermord zu
verhindern, als dass ich untätig zuschaue , wie Hun-
derttausende brutal und unb armherzig abge-
schlachtet werden . « Und in die ser Einstellung sehe
er keinen Verrat am »Grundsatz de s Pazifismus,
dem b edingungslo sen Nein zum Krieg. «

Klingt do ch auch irgendwie albern, o der? Jeden-
falls ganz schön widersprüchlich . Nun, Wolfgang
ist erklärter Anhänger von Gandhi und folglich ein
Anhänger der Widersprüchlichkeit. Pardon ! D as
war bo shaft. Aber ist do ch wahr: Wenn Gandhi es in
seinen sp äten Jahren ablehnt, seine frühere mehr-
malige Teilnahme an Kriegen als Fehltritt anzu se-
hen, obwohl er sich längst zum glühenden Verfech-
ter der Gewaltfreiheit gewandelt hat, dann – weiß
der Kuckuck, vielleicht denke ich zu »westlich« ,
aber dann erscheint mir das widersprüchlich .

Meinen 1 5-monatigen Grundwehrdienst b ei
den Panzergrenadieren 1 973/74 sehe ich unb e-
dingt als üblen Fehltritt an, seit ich 1 97 7 Kriegs-
dienstverweigerer wurde . Widersprüche gibt es
natürlich auch in meinem Leb en . Ab er ich bilde
mir nicht ein, dass ich Mitmenschen von einer S a-
che üb erzeugen kann, wenn ich mich dab ei in Wi-
dersprüche verwickele . Unsere Mitmenschen den-
ken schließlich auch »westlich« .

» . . . der ist Bellizist oder Militarist,
aber kein Pazifist ! «

Jemand , dem militärische s Eingreifen zur Ver-
hinderung eine s M assenmords »immer no ch lie-
b er« ist, als »untätig zuschauen« , der ist ein B ellizist
o der Militarist, ab er kein Pazifist. PazifistInnen
sind diej enigen, die nicht nur für die Ab schaffung
j ede s Militärs eintreten und deshalb keine militäri-
sche Aktion b efürworten, die nicht nur an einer ge-
waltfreienAlternative zum Militär arb eiten, sondern
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B ellizistInnen zu überwinden, ein Wunschtraum
bleib en, fürchte ich .

Ich will no ch erklären, warum j emand , der sich
bei einer Ab stimmung üb er einen Kriegseinsatz
enthält, sich damit meines Erachtens nicht gegen
den Pazifismu s stellt. Eine Stimmenthaltung ist j a
nun mal kein b edingungslo se s Nein zum Krieg,
und die ses ist do ch angeblich der Grundsatz de s Pa-
zifismus . D as stimmt ab er nicht. E s gibt nämlich gar
keinen »b edingungslo sen« o der »dogmatischen«
Pazifismus . D as habe ich 1 9 8 2 aus einem »ZivilCou-
rage«-Artikel üb er Ernesto C ardenal gelernt. Dieser
argumentierte sinngemäß so : D er Pazifismu s b e-
sagt richtigerweise , kein noch so hohe s Prinzip
wiege so viel, dass ihm Menschenleb en geopfert
werden dürften . D as gilt ab er auch für das Prinzip
des Pazifismus selb st.

Wenn du e s also unterlässt, Militär zu b ekämp-
fen, das in den Krieg zur Verhinderung eines Völ-
kermords zieht, nimmst du widerstandslo s in Kauf,
dass dieses Militär Menschen töten wird . Wenn du
die se s Militär j edo ch in einer solchen Situ ation am
Einsatz zu hindern suchst und damit Erfolg hätte st,
würdest du dem Völkermord Vorschub leisten . D as
bedeutet : E s gibt schlichtweg keine dogmatisch-p a-
zifistische Lö sung die se s Dilemmas . Meine – sozu-
sagen »undogmatische« – Formel für p azifistische s
Verhalten lautet : Militär niemals b efürworten, ab er
nicht unb edingt immer aktiv b ekämpfen !

D amit hoffe ich, eine schlü ssige , also nicht-wi-
dersprüchliche Formel für eine p azifistische Theo-
rie gefunden zu hab en . Ob damit freilich mehr
Menschen für den Pazifismus gewonnen werden
können, ist – gelinde ge sagt – fraglich . Ab er Wolf-
gang hat sowie so Recht mit seiner Au ssage : Erst
wenn wir nicht nur in der Theorie , sondern auch in
der Praxis b eweisen, dass Gewaltfreiheit b esser
funktioniert als Gewalt, werden die Menschen von
der Gewalt ablassen . D a stehen wir allerdings vor
einer schier unerfüllb aren Aufgab e . Wie sollen wir
schaffen, was nicht mal Gandhi und King schaff-
ten?

Jo an B aez schrieb in den 60ern : »Vielleicht ha-
ben wir nicht genug Zeit. Bisher j edenfalls sind all

unsere B emühungen ein glorreicher Reinfall gewe-
sen . D as einzige , was ein no ch größerer Reinfall
war als die Organisierung der Gewaltfreiheit, ist
die Organisierung der Gewalt. « In den 8 0ern hab e
ich dieses Zitat gerne als Schlusssatz in p azifisti-
schen Traktaten verwendet. Heute geht das nicht
mehr so gut. D enn e s ist j a nicht so , dass wir in der
B RD in den letzten fünfzehn Jahren zu langsam
vorangekommen wären . Wir waren j a in den 8 0 ern
schon mal viel weiter, mit gewaltfreien Aktions-
gruppen in zahlreichen Städten Seither sind wir in
die ser Hinsicht üb erhaupt nicht mehr vorange-
kommen, sondern hab en mehr und mehr Rück-
schritte erlebt.

Natürlich sind die Aktivitäten verschiedener Pe-
ace-Team-Proj ekte sehr lob enswert. Ab er dass ein
p aar wenige der gewaltfrei Aktiven aus den 8 0 ern
heute Friedensarbeit als B eruf au süben, kann ich
kaum als Fortschritt sehen, wenn gleichzeitig die
große Masse der damals Aktiven längst mit gewalt-
freiem Widerstand nichts mehr am Hut hat.

Kürzlich las ich Wolfgangs ho ch interessante
Autobiographie »Mein Weg zwischen Gewalt und
Gewaltfreiheit« und fand darin die Geschichte von
dem deutschen Pflugschar-Aktivisten, der mit
Wolfgang und zwei anderen eine Pershing-II-Zug-
maschine durch Hammerschläge b eschädigte .
Nach der Aktion geriet er in eine persönliche Krise .
U. a. schien die B eziehung zu seiner Freundin b een-
det. D ann versöhnte er sich wieder mit ihr, was al-
lerdings zur Folge hatte , dass er sich fortan für sie
und gegen die Friedensarb eit entschied .

Ein Pflugschar-Aktivist ! Also einer der hervorra-
gendsten AktivistInnen, die wir j e hatten ! Und
dann so was !

D a geht einem do ch j eder Glaub e flöten, dass
wir j emals einen Zustand erreichen, in dem wir sa-
gen können : Pazifismus versagt nicht.

Andererseits : Was wäre sinnvoller, als e s trotz-
dem zu versuchen?

Martin Otto ist aktiv in der In itia tive » Gewaltfreie
Aktio n A to m waffen A bschaffen« und in der
DFG- VK.

Jo achim Thommes
Mehr Pazifismus wagen!

Ich kann Sternstein folgen, wenn er formuliert,
»Nein-S agen« genügt nicht. Allerdings glaub e ich
nicht an das alleinige Zaub erwort der »Gewaltfrei-
heit« o der auch nur an ein andere s » Se sam öffne
dich« für alle Problemlagen . Die Welt ist komplex
und vernetzt. D as macht einfache Antworten zwar
attraktiv, meistens ab er auch falsch. Von daher soll-
ten wir vorsichtig sein, wenn von der Aufstellung
gewaltfreier »Einsatzgruppen« , der Ide alisierung

menschlicher Schutzschilde o der polizeiähnlichen
militärischen Einsätzen in menschenrechtlicher
Verantwortung als dem »letzten Mittel« ge spro-
chen wird . Gleiche s gilt auch für die Feigling-
Held-Relation . Sehr schnell geraten wir hier in das
Fahrwasser eines C arl Schmitt, der b ereits 1 9 3 2 zu
den »friedlichen Metho den und Zielen« der Pazifis-
ten anmerkte : »Für die Anwendung solcher Mittel
bildet sich allerdings ein neues , essentiell p azifisti-
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sche s Vokabularium heraus , das den Krieg nicht
mehr kennt, sondern nur no ch Exekutionen, S ank-
tionen, Strafexpeditionen, Pazifizierungen, Schutz
der Verträge , internationale Polizei, Maßnahmen
zur Sicherung des Friedens . D er Gegner heißt nicht
mehr Feind , ab er dafür wird er als Friedensbrecher
und Friedensstörer hors-la-loi und hors l ´ humanité
ge setzt, und ein zur Wahrung o der Erweiterung
ökonomischer Machtpo sitionen geführter Krieg
muss mit einem Aufgeb ot von Prop aganda zum

>Kreuzzug < und zum >letzten Krieg der Menschheit <

gemacht werden . So verlangt es die Polarität von
Ethik und Ökonomie . «

Ich sehe wünschenswerte Fortschritte für unse-
re Friedensarb eit eher in der Anwendung und Ver-
breitung anderer Analyse- und Problemlö sungs-
strategien als j ene , welche Sternstein uns vorstellt.
Die von ihm formulierten Glob alziele »Frieden und
Freiheit« gleichen leider eher dem, was uns auch in
den aktuellen politisch-gesellschaftlichen D eb at-
ten immer wieder begegnet : Wenig Konkretes
wird mit allgemein Wünschenswertem zu einer
Masse verknetet und als Konzept angeb oten . Hier
könnten und sollten Pazifisten etwas sehr Konkre-
tes entgegensetzen . D ort, wo Sternstein konkreter
wird , finde ich dies allerdings wenig üb erzeugend .
D ab ei gibt es doch in der Friedens- und Sozialbewe-
gung unschätzb ares Wissen auf den verschiedens-
ten Gebieten, oftmals untermauert durch langj äh-
rige praktische Friedensarb eit. Und auch an re ali-
sierb aren Konzepten und attraktiven Vorbildern
leidet die B ewegung keinen Mangel . Wenn wir aus
dieser Perspektive auf die Friedensarb eit schauen,
wird ein Schuh daraus und wir erkennen unsere
Stärken :

Pazifistisches Handeln nicht vom
Ausnahmezustand her denken

Pazifistisches Handeln sollte nicht vom Ausnah-
mezustand her gedacht werden, sonst wird die
kurzlebige »Verhinderung von Krieg« auf der Er-
scheinungsebene und nicht die wünschenswerte
Etablierung wirksamer ziviler Metho den der
Kriegs- und Krisenprävention, die auch unsere Ge-
sellschaft zum konkreten Umsteuern b ewegen
wird , zum Kern der Friedensarbeit und das wäre
ein Fehler. Kriege hab e Ursachen und die se Ursa-
chen liegen zu einem großen Teil auch in unseren
we stlichen Ge sellschaften . Pazifistische Arb eit
kann auch au s unserer Gesellschaft heraus gedacht
werden . Kriegsursachen zu b ekämpfen können en-
gagierte Menschen also auch von ihrem Standort in
der Gesellschaft heraus .

Einfacher formuliert : Wer den Krieg sucht und
Frieden stiften mö chte , muss nicht extra nach Ti-
b et fahren . Auch in der B RD und der EU, in B erlin,
Brü ssel o der Frankfurt ist der Krieg zu Hause , ha-
b en die » Söldner« der Glob alisierung ihre Stand-
orte . Auch hier werden Waffen pro duziert und ex-

portiert, werden Entscheidungen getroffen, sollen
Interessen mit Hilfe des Militärs verteidigt werden .
D eshalb arb eiten Pazifisten seit langem und konti-
nuierlich an der notwendigen radikalen Verände-
rung de s brüchigen Gebilde s, welches andere fäl-
schlicherweise als »Frieden« b ezeichnen, welche s
j edo ch von Pazifisten treffender als »glob ale s Sy-
stem organisierter Friedlo sigkeit« analysiert wird .
Die se s System gilt es zu üb erwinden . Viele hab en
längst erkannt, dass sich die Erscheinungsformen
der Kriege in einer glob alisierten Welt verändert
haben . Die mo dernen » Soldaten« tragen Anzug und
Krawatte , töten auf leisen Sohlen und wollen oft-
mals gar nicht so genau wissen, was sie damit ande-
ren antun . Massive ökonomische Abhängigkeit, ex-
treme Armut, Hunger, der Kampf um Wasser o der
die vorsätzliche Zerstörung ökologischer Leb ens-
grundlagen sollten als Formen von glob aler Unter-
drückung und Krieg verstanden werden .

Auch die Waffen für diese lang andauernden,
schleichenden Kriege in D afur und anderswo sind
klein und leicht, werden vielleicht schon getragen
von Kindersoldaten, deren einzige Lebenserfah-
rung seit Generationen Krieg, Gewalt und Armut
ist. Hier wird augenscheinlich, dass militärisch b a-
sierte » Sicherheitspolitik« etablierter Politik abge-
wirtschaftet hat.

Pazifisten und Antimilitaristen in den Friedens-
und Sozialb ewegungen sind daher aufgerufen, al-
ternative Konzepte zu entwickeln bzw. b ereits B e-
kannte s gemeinsam zu diskutieren und das ge-
meinsame »Wissen & Wollen« öffentlich zu b ewer-
b en . Viele s ist dab ei schon klar formuliert worden .
So fällt ein B ekenntnis zu b asalen Verrechtli-
chungsstrategien in den zwischenstaatlichen B e-
ziehungen sowie zu der grundsätzlichen Notwen-
digkeit und Gültigkeit allgemeiner Völker- bzw.
Menschenrechte eindeutig aus . Auch die negativen
Folgen der etablierten »Sicherheitspolitik« und der
damit einhergehenden glob alen Auf- und Umrü s-
tungspolitik sind in der Analyse bereits konsens-
fähig. So konnte sich z . B . der Attac-Bunde sverb and
im letzten Jahr ohne Probleme der DFG-VK-Aktion
»Rüstungshaushalt senken« anschließen . Ab er auch
hier sollte eine Vernetzung von friedens- und sozi-
alpolitischen Themen keine Einb ahnstraße sein :

Wie schön wäre e s do ch, wenn sich engagierte
Pazifisten auch als ökonomisch Handelnde verste-
hen würden : Dies könnte von der Ebene de s kriti-
schen Konsumenten bis hin zu der de s kritischen
Aktionärs eine konkrete Handlungseb ene eröff-
nen, in der Friedensb ewegte gemeinsam mit den
sozialen B ewegungen agieren könnten bzw. stär-
ker als bislang agieren . Die Verbindung lässt sich
eb enfalls üb er konkrete thematische B rücken her-
stellen : Nachhaltige Energie- und Umweltpolitik,
fair-trade , Tobin Tax, die Einforderung von ver-
bindlichen sozialen Standards und eine diesb ezüg-
lich transp arente Pro duktion, gemeinsame Thema-
tisierung von Rüstungsexporten und Rüstungs-
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b er das lebhafte Echo auf meine Pazifis-
mus-Kritik in der letzten Nummer de s

Forum Pazifismus hab e ich mich gefreut. E s han-
delt sich meines Erachtens um eine notwendige
Diskussion, die uns , so hoffe ich, am Ende weiter-
bringen wird . Nichts liegt mir ferner, als innerhalb
des ohnehin schwachen »p azifistischen Lagers«
Streit anzuzetteln, der uns zu sätzlich schwächt. Im
Gegenteil, mein Artikel sollte Anlass geb en, unsere
D efizite zu erkennen und zu b eheb en .

Ich bitte um Verständnis, dass ich nicht auf alle
Argumente eingehen kann . D azu reicht der Platz,
der mir zur Verfügung steht, nicht. Aufmerksame
Leser werden freilich erkennen, dass ich auf viele
Argumente eingehe , ohne sie ausdrücklich zu b e-
nennen .

D eutsche und europ äische Pazifisten haben
Große s geleistet. D as wurde von einigen Kritikern
mit Recht hervorgehob en, auch wenn nicht alles ,
was auf dem Gebiet der Diplomatie , der Friedens-
politik, des Völkerrechts und der friedlichen Streit-
beilegung getan wurde , auf das Konto von Pazifis-
ten gebucht werden darf. E s gibt sogar Soldaten
und Offiziere , die ehrlich üb erzeugt sind , dem Frie-
den zu dienen . D as anzuerkennen fällt Pazifisten
naturgemäß schwer.

Gewundert hab e ich mich üb er den Vorwurf
von Reinhard Voß, ich legitimierte mit der Fe ststel-
lung, die Gewaltandrohung und -anwendung kön-
ne im Einzelfall einen M assen- o der Völkermord
verhindern, das Militär. Wenn ich anerkenne , dass
Bunde swehrsoldaten b ei der O derflut sinnvolle
Hilfe geleistet hab en, rechtfertige ich do ch damit

nicht den Gewaltapp arat mit Namen Bunde swehr.
Ein technischer Hilfsdienst hätte diese Aufgab e
do ch b ei weitem b esser und billiger erledigt. D o ch
wenn ein solcher nicht o der nicht in ausreichen-
dem Maße zur Verfügung steht, ist der Einsatz der
Bunde swehr allemal be sser, als zuzu schauen, wie
das Wasser die O derdeiche üb erflutet.

D as Gleiche gilt für den Völkermord . Selb stver-
ständlich würde ich es vorziehen, eine gewaltfreie
Armee einzusetzen, um einen Völkermord zu ver-
hindern . D o ch − Gott sei' s geklagt – eine solche Ar-
mee hab en wir (no ch) nicht. In die ser Situation ist
es meine s Erachtens b esser, die Armee zweckent-
fremdet als nationale oder internationale Polizei-
truppe im Auftrag der UN einzusetzen, als hilflo s
zuzu schauen, wie ein Volk abgeschlachtet wird .
Ich kann sogar verstehen, wenn ein Nationalstaat
seine Armee einsetzt, um einen Völkermord in ei-
nem anderen Land zu verhindern, falls der Weltsi-
cherheitsrat sich nicht darauf einigen kann, ein
M andat zu erteilen .

Für mich sind auch die UN-Blauhelme keine re-
gulären Streitkräfte , da sie , obwohl zur Selb stvertei-
digung b ewaffnet, eine B eob achter- und Schlich-
terrolle wahrnehmen .

Um noch einmal Gandhi zu zitieren : »Wenn die
Wahl zwischen Gewalttätigkeit und feiger Flucht
zu treffen ist, ziehe ich Gewalttätigkeit vor. . . « Ent-
scheidend ist doch , dass Gandhi weder zur Feig-
heit, no ch zur Gewalttätigkeit rät, sondern zur Ge-
waltfreiheit. Wie man au s die ser Äußerung eine Le-
gitimierung von Rüstung und Krieg herleiten
kann, ist mir unb egreiflich.

Wolfgang Sternstein
Es genügt nicht, die Gewaltfreiheit zu predigen,
wir müssen sie praktizieren

pro duktion, das Aufzeigen von Alternativen . . . alle s
Themen, die aus einem ganzheitlich verstandenem
p azifistisch/antimilitaristischen Verständnis her-
au s no ch stärker b earb eitet werden sollten .

Wie schön wäre es do ch , wenn sich Pazifisten
noch stärker als bislang als politisch Handelnde
verstehen würden und einen aktiven Dialog zu
Wirtschafts- und Regierungsverantwortlichen so-
wie zur Oppo sition, zu Wissenschaftlern und Ver-
tretern von Religionsgemeinschaften suchen . Wis-
senschaftliche B eiräte könnten und sollten stärker
angehört, sowie eine stärkere interdisziplinäre Ver-
netzung untereinander b efördert werden .

Pazifisten können also gemeinsam mit anderen
im politisch-gesellschaftlichen Raum Themen an-
stoßen, Werte definieren, zur B eteiligung an frie-
dens- und sozialpolitischen Proze ssen aufrufen, für
zivile Konfliktlö sungen eintreten, damit p azifisti-
sche/antimilitaristische Ideen Wirkmächtigkeit er-

langen und nicht ein politische s Schattendasein
führen .

Pazifistische Ideen hab en sich − im Gegensatz zu
vielen anderen Werte systemen − nicht diskredi-
tiert und die s nicht nur im moralisch wertenden
Sinne ; sie können no ch immer ge sellschaftsverän-
dernde Prozesse au slö sen und b egleiten . In einer
Welt, in der viele Menschen nach Halt und Orientie-
rung suchen, hab en Pazifisten etwas zu bieten . Ne-
b en einem Leb en mit Grundsätzen und der Vision
einer friedlichen Weltgemeinschaft hab en wir kon-
krete und umsetzb are Konzepte , die allemal b esser
funktionieren als das , was als neue »Welt(un-) ord-
nung« von politisch intere ssierter Seite prop agiert
wird .

Joach im Th o m mes ist Politischer Geschäftsführer
der DFG- VK.
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Um auf den Kern der Kontroverse zu sprechen

zu kommen : Ich wage es nicht, Menschen, die an
die Macht der Gewalt glaub en (auch wenn das in
meinen Augen ein Ab erglaub e ist) , und die sich
folglich hilf- und wehrlo s fühlen, wenn man ihnen
zumutet, auf das Militär zu verzichten, die frohe
B otschaft de s Pazifismus zu verkünden : Schafft das
Militär ab und alles wird gut !

Was mich b etrifft, so glaub e ich nicht an die
Macht der Gewalt. Ich glaub e nicht daran, dass sie
ein geeignetes Mittel der Konfliktlö sung darstellt,
sofern e s darum geht, den Konflikt im Intere sse al-
ler B eteiligten zu lö sen . Gewalt ist dazu außerstan-
de , sie ist untauglich, mehr no ch, sie ist schädlich .
E s ist, als wollten Feuerwehrleute einen Brand lö-
schen, indem sie statt Wasser Öl in die Flammen
spritzen und sich wundern, wenn die Flammen
nun erst recht zum Himmel empor lo dern . Wir ken-
nen das j a alle als die E skalationstendenz gewaltsa-
mer Auseinandersetzungen . Wer das erkannt hat
und wem e s wirklich darum geht, Konflikte im In-
tere sse aller B eteiligten zu lö sen, der wirft die Waf-
fe als nutzlo s und schädlich weg .

Vielleicht leuchtet das der einen o der dem ande-
ren ein . D o ch genügt es nicht, es zu predigen . Wir
müssen es demonstrieren, praktizieren, realisie-
ren .

Nur so lassen sich die Hilf- und Wehrlo sig-
keitsängste der Menschen überwinden . Ein einzi-
ge s lebendige s B eispiel, sagt Gandhi, ist mehr wert
als eine Million Bücher, in denen Gewaltfreiheit als
Heilmittel angeprie sen wird . Manche werden das
als üb ertrieb en abtun, do ch weiß ich , was er damit
meint : Rezepte sind j a schön, do ch sie machen
nicht satt. M an mu ss mit Hilfe der Rezepte
schmackhafte Speisen zub ereiten . Die machen
satt ! Hier setzt meine Kritik am Pazifismus an . Wir
hab en j ede Menge Rezepte ge schrieb en . Ab er wir
hab en e s versäumt, mit Hilfe die ser Rezepte Brot zu
b acken, das sättigt.

Eine Vision für Pazifisten und Bellizisten

Ich mö chte Pazifisten und B ellizisten gleicher-
maßen für eine Vision gewinnen : Für den Aufb au
einer gewaltfreien Ge sellschaft durch gewaltfreie
Aktion und konstruktive Arb eit. Gewaltfreiheit ist
eine universale Gesinnung und die gewaltfreie Ak-
tion eine universale Metho de . Sie ist auf Konflikte
aller Art anwendb ar, angefangen b ei persönlichen
Konflikten, wie sie j ede und j eder von uns kennt,
üb er lokale und regionale bis zu nationalen und in-
ternationalen Konflikten . Wer sich in den Schriften
Gandhis, Kings, der Brüder B errigan u . a. (auch Bü-
cher können einen begrenzten Nutzen hab en, so-
fern sie üb er praktische Erfahrungen Auskunft ge-
b en) o der in Trainings mit dem Prinzip und den
Metho den der Gewaltfreiheit vertraut gemacht
hat, wird bereits b ei der Lö sung persönlicher Kon-
flikte die Früchte ernten können . Sie o der er wird

lernen, ohne Rüstung und ohne den Schutz von
Waffen zu leb en, aber nicht wehrlo s zu sein .

Die Einübung gewaltfreier Aktionsmetho den
im persönlichen B ereich ist die Grundlage , auf der
die Konfliktaustragung im lokalen, regionalen, na-
tionalen und schließlich internationalen B ereich
aufgeb aut werden kann . Diese Art von Konfliktau s-
tragung zielt auf den Aufb au einer Gesellschaft ab ,
welche die Grünen einst mit den Worten ökolo-
gisch, sozial, gewaltfrei und b asisdemokratisch auf
ihre Fahne geschrieb en hatten . D ass die Grünen
diese Prinzipien auf dem Weg an die Macht verrie-
ten, so wie die SPD die Idee der sozialen Gerechtig-
keit verriet, ändert nichts an ihrer Gültigkeit. All
denen, die glaub en, der Weg an die Macht sei unver-
meidlich, würde ich gerne auf das Schild am An-
fang die se s Weges aufmerksam machen . D arauf
steht : Dies ist ein Irrweg !

D er Weg, der zum Ziel führt, sieht anders aus . D a-
niel B errigan hat ihn be schrieb en . An seinem An-
fang steht eb enfalls ein Schild ; auf dem steht : Die s
ist kein Irrweg !

»Wir haben den Namen Friedensmacher (Pazi-
fisten) angenommen, do ch waren wir – aufs Ganze
ge sehen – nicht b ereit, einen nennenswerten Preis
dafür zu b ezahlen. Und weil wir den Frieden mit
halb em Herzen und halb em Leb en wollen, geht der
Krieg natürlich weiter, denn das Kriegmachen ist
seiner Natur nach total, do ch das Friedenmachen
ist aufgrund unserer Feigheit p artiell . So gewinnt
ein ganzer Wille , ein ganzes Herz und ein ganze s na-
tionales Leb en, auf Krieg aus , Oberhand üb er das
kraftlo se , zögernde Wollen des Friedens .

In j edem nationalen Krieg seit Gründung der
Republik hielten wir es für selb stverständlich, dass
der Krieg die härtesten Ko sten auferlegt und dass
diese Ko sten mit freudigem Herzen b ezahlt wer-
den sollten . Wir hielten e s für selb stverständlich,
dass in Kriegszeiten Familien für lange Zeit ge-
trennt, Männer einge sperrt, verwundet, in den
Wahnsinn getrieben, an fremden Stränden getötet
werden . Vor solchen Kriegen erklären wir ein Mo-
ratorium für j ede normale menschliche Hoffnung
– für Ehe , Gemeinschaft, Freundschaft, für morali-
sche s Verhalten gegenüb er Fremden und Unschul-
digen . Wir werden b elehrt, dass Entb ehrung und
Disziplin, private s Leid und öffentlicher Gehorsam
unser Lo s sind . Und wir gehorchen . Und wir erlei-
den es – denn leiden müssen wir – , denn Krieg ist
Krieg, und guter Krieg o der schlechter, wir hab en
ihn und seine Ko sten auf dem Hals .

D o ch was ist der Preis des Friedens ? Ich denke
an die guten, ehrb aren, friedlichen Leute , die ich zu
Tausenden kenne , und ich frage mich : Wie viele
von ihnen leiden an der zehrenden Krankheit der
Normalität, so dass , selb st wenn sie sich zum Frie-
den b ekennen, ihre Hände in instinktivem Krampf
in Richtung ihrer Angehörigen, in Richtung ihre s
Komforts , ihres Heims , ihrer Sicherheit, ihres Ein-
kommens , ihrer Zukunft, ihrer Pläne greifen – de s
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Fünfj ahresplans für das Studium, des Zehnj ahres-
plans für die b erufliche Stellung, des Zwanzigj ah-
resplans für das familiäre Wachstum und die fami-
liäre Eintracht, de s Fünfzigj ahresplans für ein an-
ständiges B erufsleb en und eine ehrenvolle Entlas-
sung in den Ruhestand . >Natürlich wollen wir den
Frieden <, so rufen wir, do ch zugleich wollen wir die
Normalität, zugleich wollen wir nichts verlieren,
wollen wir unser Leb en unversehrt erhalten, wol-
len wir weder Gefängnis, no ch schlechten Ruf,
noch die Zerreißung persönlicher Bindungen . Und
weil wir diese s erlangen und j ene s b ewahren müs-
sen, und weil der Fahrplan unserer Hoffnungen um
j eden Preis – um j eden Preis – auf die Minute einge-
halten werden mu ss, und weil es unerhört ist, dass
im Namen de s Friedens ein Schwert niederfahren
soll, das j ene s feine und kluge Geweb e , das unser
Leb en ge sponnen hat, zertrennt, weil e s unerhört
ist, dass gute Menschen Unrecht leiden sollen, Fa-
milien getrennt werden o der der gute Ruf dahin ist
– deswegen rufen wir Friede und rufen Friede , und
da ist kein Friede . D a ist kein Friede , weil da keine
Friedensmacher sind . E s gibt keine Friedensma-
cher, weil das Friedenmachen minde sten so ko st-
spielig ist wie das Kriegmachen – minde stens so an-
spruchsvoll, mindestens so zerreißend , mindes-
tens so geeignet, Schande , Kerker und To d nach
sich zu ziehen . « (Da n iel Berrigan: No Bars to
Ma nh o od)

Mit diesem Maßstab werden wir geme ssen, ob
es uns p asst o der nicht. D amit soll nichts , was von
Pazifisten Po sitive s geleistet wurde , in Frage ge-
stellt o der abgewertet werden . D o ch wird zugleich
das D efizit de s deutschen und europ äischen Pazi-
fismus sichtb ar. Die ses D efizit gilt es zu b e seitigen .
D as Nein zum Krieg ist gut, aber e s genügt nicht.
Kriegsdienstverweigerung ist gut, ab er sie genügt
nicht. Hätte auch nur j eder zehnte Kriegsdienstver-
weigerer den Schritt vom Nein zum Krieg zum Ja
zur gewaltfreien Konfliktau stragung getan, wir wä-
ren heute weiter.

Gezielte Provokation

Um no ch einmal auf den Ausgangspunkt der
Diskussion zurückzukommen . Erhard Eppler em-
pfahl, wie schon Ludger Volmer vor ihm, die Zu-
sammenarbeit von Pazifisten und B ellizisten ange-
sichts der Herausforderungen de s Völkermords ,
des Terrorismus und der privatisierten Gewalt in
gescheiterten Staaten (failing states) . Ich empfehle
weder ein Gegeneinander von Pazifisten und B elli-
zisten, wie in der Vergangenheit, noch ein Mitein-
ander, sondern ein Nebeneinander. Pazifisten und
Nichtp azifisten sollten mit dem Aufb au von Frie-
densgruppen b eginnen, die sich mit dem Prinzip
der Gewaltfreiheit vertraut machen und im gewalt-
freien Kampf au sbilden .

Mein Artikel in der letzten Nummer des Forum
Pazifismus war zweifello s eine Provokation und

er war auch als solche gemeint. Ich wollte eine Dis-
kussion anstoßen, in deren Verlauf einige Leute
(mehr wagte ich nicht zu hoffen) verstehen,
worum e s mir geht, und sich an den Aufb au von
Friedensgruppen machen, die erste Knoten im
Netz einer Friedensarmee (Gandhi nannte sie shan-
ti sena) bilden . Sie wären zunächst vollauf damit b e-
schäftigt, sich auf dem Gebiet der Theorie und Pra-
xis der gewaltfreien Aktion sachkundig zu machen .
Ihre ersten Aufgab en wären die Lö sung von Kon-
flikten auf personaler und lokaler Eb ene .

Natürlich wünsche ich mir, dass sich diese s
staatsunabhängige Netzwerk allmählich üb er die
ganze Republik ausbreitet. Sollte das gelingen, so
ist e s durchaus sinnvoll, die Gruppen zu einer re-
gionalen und nationalen, vielleicht sogar eines Ta-
ges zu einer internationalen Kamp agne zusam-
menzuführen . Ich hab e mir erste Gedanken üb er
eine Kamp agne gemacht, deren Ziel die B e seiti-
gung der nach in D eutschland stationierten Atom-
waffen ist. Sie könnte , nachdem sie ihr Ziel erreicht
hat, weitergeführt werden in einer Kamp agne mit
dem Fernziel einer Umrü stung auf Soziale Verteidi-
gung .

Kein Zweifel, sollte dieser Proze ss in Gang kom-
men, würde er Jahrzehnte in Anspruch nehmen .
Sollte es gelingen, die zahlreichen Friedensorgani-
sationen für dieses Konzept zu gewinnen, ließe
sich damit zweifello s eine b eachtliche » Streit-
macht« auf die B eine stellen . Die bunde sweite Ko-
ordination, soweit nötig, sollte in die Hände einer
b e stehenden Organisation gelegt werden, um die
b ereits reichlich inflationäre Zahl der Friedensor-
ganisationen nicht zu vergrößern . Ich selb st bin zu
alt und als Organisator wohl auch zu unb egabt, um
eine so große Aufgab e in Angriff zu nehmen . D as ist
eine Aufgabe für jüngere MitstreiterInnen . Gerne
würde ich mich allerdings mit Rat und Tat am Auf-
b au eine s solchen Netzwerks b eteiligen .

Letzter Einwand : Ist das, was von mir als Prinzip
und Metho de der Gewaltfreiheit b eschrieb en wur-
de , nicht letztlich mit dem Pazifismus identisch?
Ich b estreite das . Für mich handelt e s sich um ein
Dritte s j enseits von Pazifismus und B ellizismus . E s
ist eine Haltung, welche die po sitiven Aspekte de s
Pazifismus (den Gewaltverzicht und die morali-
sche Integrität) und des B ellizismus (die B ereit-
schaft zum Widerstand gegen Unrecht und Ge-
walt) verbindet und die negativen Aspekte beider
(die Hilflo sigkeit de s Pazifisten angesichts der Ge-
walt sowie die moralische Fragwürdigkeit und Un-
tauglichkeit der Gewaltanwendung b eim B ellizis-
ten) vermeidet.

Hat der europ äische Pazifismus versagt? Meine
Antwort : Ja, er hat darin versagt, eine konstruktive
Alternative zur Gewalt zu entwickeln und zu prakti-
zieren . D as gilt e s zu ändern !

Dr. Wolfgang Sternstein ist Friedensforscher und
-aktivist.
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Leitsatz (redaktio nell) : D as Urteil de s Amtsge-
richts Co chem vom 2 3 . 1 1 . 2 0 04 wird auf die B eru-
fungen der Angeklagten aufgehob en, und die se
werden freigespro chen . Die Verteilung von Flug-
blättern an Bunde swehrsoldaten mit der Aufforde-
rung, j egliche B eteiligung an der nukle aren Teilha-
b e zu verweigern, ist kein rechtswidriger öffentli-
cher Aufruf zu Straftaten .

LG Koblenz , Urteil vom 2 9 . 0 3 . 0 5
Aktenzeichen : − 2 0 1 0 Js 3 2 . 62 0/04 − 7 NsSt.

I . In dem Strafb efehl des Amtsgerichts Co chem
vom 0 5 . 07. 2 0 04 wird dem Angeklagten Hermann
Theisen zur Last gelegt, am 2 0 . 0 3 . 2 0 04 in Büchel
öffentlich zu Straftaten aufgefordert zu hab en
(strafb ar gemäß § § 1 1 1 Ab s . 1 und Ab s . 2 , 2 6 StGB ,
1 5 , 1 6 , 1 9 , 2 0 , 2 7, 2 8 WStG) . Am frühen Nachmittag
de s vorb ezeichneten Tage s soll er ca. eine Stunde
lang vor dem Haupttor des Fliegerhorste s in Büchel
Ab drucke eine s Flugblatte s an ankommende und
abfahrende Soldaten verteilt hab en . In diesem
Flugblatt sei mitgeteilt worden, dass auf dem Flie-
gerhorst Büchel US-amerikanische Atomb omb en
stationiert seien . Bundeswehrsoldaten würden mit
der Wartung, Instandhaltung, Einsatzübung und
B ereithaltung der Tornado-Kampfflugzeuge die
Trägermittel b ereitstellen, um im so genannten
Ernstfall j ene Atomb omb en einzusetzen . D e s Wei-
teren seien die Bundeswehrsoldaten des Jagdb om-
b ergeschwaders 3 3 in Büchel in dem Flugblatt, für
de ssen Inhalt der Angeklagte presserechtlich ver-
antwortlich zeichnete , aufgefordert worden, kon-
sequent die entsprechenden Einsatzbefehle zu ver-
weigern, sich gegen j egliche Unterstützung der nu-
kle aren Teilhab e aufzulehnen und ihre Kollegen zu
ermutigen, sich dem Ungehorsam anzu schließen .
2 0 Exemplare die se s Flugblatte s habe er dem für
die Einfahrtskontrolle zuständigen Soldaten und
weitere ca. 2 0 Exemplare an andere Soldaten ver-
teilt.

In ihrer Anklage schrift vom 0 2 . 0 8 . 2 0 04 legt die
Staatsanwaltschaft b eiden Angeklagten zur Last,
gemeinschaftlich handelnd am 0 8 . 0 6 . 2 0 04 in
Büchel öffentlich zu Straftaten aufgefordert zu ha-
b en (strafb ar gemäß § § 1 1 1 Ab s . 1 und Ab s . 2 , 2 5
Ab s . 2 , 2 6 StGB , 1 5 , 1 6 , 1 9 , 2 0 , 2 7, 2 8 WStG) . Sie sol-
len gemeinsam mit den vormaligen Mitangeklag-
ten Otto , Dr. Sternstein und Wieb ach vor dem
Haupttor de s Fliegerhorstes Büchel Ab drucke ei-
nes Flugblattes . s an ankommende und abfahrende
Soldaten verteilt und zudem Ab drucke des Flug-

blattes unter die Scheib enwischer der dort p arken-
den Fahrzeuge geklemmt haben . D as Flugblatt ha-
b e einen »Aufruf an alle Bunde swehrsoldaten de s
Jagdb ombergeschwaders 3 3 , Büchel; verweigern
Sie j egliche B eteiligung an der völker- und grund-
ge setzwidrigen nukle aren Teilhab e ! « enthalten .
Weiter heiße es darin, auf dem Bunde swehrstütz-
punkt seien US-amerikanische Atomb omb en sta-
tioniert. Bunde swehrsoldaten würden mit der
Wartung, Instandhaltung, Einsatzübung und B e-
reithaltung der Tornado-Kampfflugzeuge die Trä-
germittel b ereitstellen, um im sogenannten Ernst-
fall j ene Atomb omb en einzusetzen . In dem Flug-
blatt, für dessen Inhalt der Angeklagte Theisen
presserechtlich verantwortlich zeichne , seien die
Bundeswehrsoldaten wie folgt aufgefordert wor-
den : »Verweigern Sie konsequent Ihre entspre-
chenden Einsatzb efehle ! . . . Ermutigen Sie Ihre Ka-
meraden, sich Ihrem Ungehorsam anzuschließen ! «

D as Amtsgericht Co chem hat den Angeklagten
Theisen dieserhalb wegen Aufforderung zu Strafta-
ten in zwei Fällen zu einer Gesamtgeldstrafe von 45
Tagessätzen zu j e 3 0 Euro und die Angeklagte Jas-
kolski wegen gemeinschaftlicher Aufforderung zu
Straftaten zu einer Freiheitsstrafe von einem Monat
verurteilt. Zudem hat e s die Einziehung der sicher-
ge stellten 14 4 Flugblätter angeordnet. Gegen die-
ses Urteil richten sich die form- und fristgerecht
eingelegten B erufungen der Angeklagten . Die
Rechtsmittel hab en in der S ache Erfolg .

II . Die Hauptverhandlung vor der Kammer hat
zu folgenden Feststellungen geführt:

Die Angeklagten, entschiedene Gegner von
Atomwaffen und der Politik der atomaren Ab-
schreckung, gehören der B ewegung »Gewaltfreie
Aktion Atomwaffen ab schaffen« an, die sich das
Verbot und die Ächtung von Atomwaffen zum Ziel
ge setzt hat. Seit Jahren ist das Fliegerhorstgelände
Büchel eines der Hauptziele von Aktionen von
Atomwaffengegnern, weil diese − so auch die Ange-
klagten − davon überzeugt sind , dass auf dem Mi-
litärgelände Büchel einsatzfähige amerikanische
Atomsprengköpfe gelagert werden .

Am frühen Nachmittag de s 2 0 . März 2 0 04 b egab
sich der Angeklagte Theisen zum Haupttor de s
Fliegerhorstgeländes , um dort Exemplare eine s
Flugblattes an Soldaten der Bundeswehr zu
verteilen . Die se s Flugblatt, d as von ihm selb st
entworfen und herge stellt wurde , hat folgenden
Wortlaut :

Landgericht Koblenz

Freispruch für Atomwaffengegner
Aufruf zur Befehlsverweigerung ist keine Aufforderung zu Straftaten
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A ufruf an alle Bundeswehrsolda ten des Jagd-
bo m bergesch waders 33, Büchel − Verweigern Sie

jegliche Beteiligung an der völker- und grundge-
setzwidrigen n uklearen Teilhabe!

»Das gemeinsame Bekenn tn is der Bündn ispart-
ner zur Kriegsverh inderung, die gla ubwürdige
Demo nstra tio n vo n Bündn issolidaritä t und das
n ukleare Streitkräftepo ten tial erfordern a uch in
Zukunft die deutsche Teilhabe a n den kollektiven
n uklearen A ufga ben. Dazu geh ören die Sta tio n ie-
rung vo n verbündeten Nuklearstreitkräften a uf
deutschem Boden, die Beteiligung an Plan ung,
Ko nsulta tio nen so wie die Bereitstellung vo n Trä-
germ itteln. « (Walter Kolbo w, Parla men tarischer
Staa tssekretär im Bundesverteidigungsm in isteri-
um, im Februar 2004 a ufeine schriftliche A nfrage
zum Thema »A to mwaffen in Deutschla nd«)

A uf ihrem Bundeswehrstü tzpunktfindet diese
n ukleare Teilhabe sta tt: Es sind a ufIhrem A rbeits-

pla tz US-a merikan ische A to m bo m ben sta tio n iert,
und Sie stellen m it der Wartung, Insta ndhaltung,
Einsa tzübung und Bereithaltung ihrer Tornado-
Ka mpfflugzeuge die Trägerm ittel bereit, um im
sog. Ernstfalljene A to m bo m ben einzusetzen. − Ein
solcher Ernstfall kö nn te künftig a uch ein Prä ven-
tivschlag sein, schenkt man dem A nfa ng des ver-

gangenen Jahres vo m Pen tago n veröffen tlich ten
Grundsa tzdokumen t zur m ilitärischen Nuklear-
stra tegie Gla uben, welches Pla nspielefür den prä-
ven tiven Einsa tz vo n A to m waffen gegen m inde-
stens sieben Länder, darun ter Russland, Ch ina, L i-
byen, Syrien, bzw. die sogena nn te »Achse des Bö-
sen« −Irak, Ira n und Nordkorea − en thält.

Zudem en tsch ied der US-Ko ngress im No vem-
ber 2003, das Verbo tfür den Ba u vo n Min i-A to m-
bo m ben a ufzuheben, wo m it die Ära einer neuen
Genera tio n vo n A to m waffen eingelä utet worden
ist, undgleichzeitig hält die NA TO weiterh in an der
Ersteinsa tzoptio n vo n A to m waffen fest. A uf die-
sem Hin tergrund sollten Sie Ihre Un terstützung
der n uklearen Teilhabe neu bewerten und da bei
bedenken:

Verstoß gegen Völkerrech t und Grundgesetz:
A . Die Sta tio n ierung vo n A to m waffen a uf Ih-

rem Militärflugpla tz steh t n ich t in Übereinstim-
m ung m it dem Gu tach ten des in terna tio nalen Ge-
rich tsh ofs vo m 08. Juli 1996. Sie ist völkerrech ts-
widrig.

B. Die durch Ihre berufliche Tä tigkeit prakti-
zierte n ukleare Teilha be verstößt (spä testens im
Kriegsfall) gegen die Verpflich tungen der Bundes-
republik Deu tschland nach A rtikel 2 Nich tverbrei-
tungsvertrag. Sie ist völkerrech tswidrig.

C. Die Sta tio n ierung vo n A to m waffen a uf Ih-
rem Militärflugpla tz und Ihre Einbindung in die
n ukleare Teilha be verstoßen gegen das Rech t a uf
Leben und körperliche Un versehrtheit (A rt. 2, A bs.
2, Sa tz 1 Grundgesetz). Beides ist verfassungswid-
rig.

Eine Beteiligung und Un terstützung der n u-

klearen Teilhabe ist so m it n ich t zu rech tfertigen!
Deshalb rufen wir Sie a uf: Verweigern Sie ko n-

sequen t Ihre en tsprechenden Einsa tzbefehle! L eh-
nen Sie sich a ufgegen jegliche Un terstü tzung der
n uklearen Teilha be! Erm utigen Sie Ihre Kamera-
den, sich Ihrem Ungeh orsa m a nzuschließen!

Rech tsh ilfebelehrung: Es ka nn geschehen, dass
sich weigernde bzw. sich a uflehnende Solda ten
m it Verfahren nach dem Wehrstrafgesetz wegen
Geh orsamsverweigerung, Ungeh orsa m, Meuterei,
Verabredung zu Unbo tmäßigkeit, eigenmäch tiger

A bwesenheit oder Fah nenfluch t überzogen wer-
den. Beach ten Sie deshalb bitte Folgendes: Nach
§ 1 0 A bs. 4 Solda tengesetz darfder Vorgesetzte Be-

fehle n ur un ter Beach tung der Regeln des Völker-
rech ts erteilen. Gegen über einem Befehl, der die
Regeln des Völkerrech tes m issach tet, besteh t keine
Geh orsamspflich t. Nach § 22 A bs. 1 Wehrstrafge-
setz en tfällt m ith in die Rech tswidrigkeit der Be-

fehlsverweigerung. Nach § 1 1 A bs. 2 Solda tenge-
setz darf ein Solda t keinen Befehl befolgen, wenn
er h ierdurch eine Strafta t begehen würde.

Wenn Ihre Dienstvorgesetzten Ihre Geh orsams-
verweigerung n ich t anerkennen sollten, gehen Sie
dienstrech tlich dagegen vor! Wenn a uch dies er-

folglos bleiben sollte, berufen Sie sich a uf Ihr Ver-
fassungsrech t zur umfassenden Kriegsdienstver-
weigerung nach A rt. 4 A bs. 3 GG. Sollte a uch dies
n ich t zum Erfolg führen, besteh t in letzter-Ko nse-
quenz no tfalls die Fah nenfluch t als A usweg.

Bedenken Sie a uch, dass 1998 in einer repräsen-
ta tiven Umfrage desforsa-Instituts 93 Prozen t der
Befragten der A uffassung zustim m ten: »A to m waf-

fen sind grundsä tzlich völkerrech tswidrige Waf-
fen und sollten weder produziert noch geh ortet
werden dürfen«. Und 8 7 Prozen t der Befragten be-

jah ten die Forderung: »Die Bundesregierung sollte
dafür sorgen, dass die a uf deu tschem Boden gela-
gerten A to m waffen umgehend beseitigt werden. «

D er Angeklagte Theisen stand ungefähr eine
Stunde lang mit den Flugblättern am Haupttor de s
Fliegerhorstgeländes . In die ser Zeit verteilte er ca.
2 0 Flugblätter an Soldaten, die die Schranke p as-
sierten . Weitere 2 0 Exemplare händigte er dem Sol-
daten au s, der am Haupttor die Eingangskontrolle
durchführte . D er Angeklagte b eab sichtigte mit die-
ser Aktion, seine Forderung nach Ab schaffung der
Atomwaffen in die Öffentlichkeit zu tragen, um sei-
nem Anliegen gegenüber den politisch Verant-
wortlichen deutlich Nachdruck zu verleihen, bzw. ,
um auf den öffentlichen Willensbildungsprozess
in seinem Sinne nachhaltig einzuwirken . Zur B ege-
hung von Wehrstraftaten wollte er Soldaten nicht
auffordern . E s lässt sich nicht feststellen, dass sein
Tun Au swirkungen auf das Verhalten der Soldaten,
die Kenntnis vom Inhalt de s Flugblatte s nahmen,
gehabt haben .

Am 0 8 . Juni 2 0 04 begab en sich die b eiden Ange-
klagten gemeinsam mit den vormaligen Mitange-
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klagten Otto , Dr. Sternstein und Wieb ach zum
Haupttor des Fliegerhorstes Büchel . Ihrem zuvor
gemeinsam gefassten Entschluss folgend verteilten
sie dort zwischen 1 4 . 45 Uhr und 1 5 . 3 0 Uhr ein Flug-
blatt an Soldaten, die die Schranke p assierten, und
klemmten weitere Exemplare de s Flugblattes unter
die Scheib enwischer vor dem Haupttor abge stell-
ter Fahrzeuge . Auch dieses Flugblatt stammte von
dem Angeklagten Theisen und hatte im We sentli-
chen den gleichen Wortlaut wie dasj enige , welches
der Angeklagte Theisen b ereits am 2 0 . März 2 0 04
verteilt hatte . E s war lediglich um als Erstunter-
zeichner im Einzelnen namentlich aufgeführte Per-
sonen, zu denen auch die Angeklagten zählten, er-
gänzt. Nach der Zielrichtung des Handelns der An-
geklagten diente die Aktion auch in diesem Fall als
Instrument zur Erzwingung öffentlicher Aufmerk-
samkeit, bzw. als Mittel, auf den öffentlichen Mei-
nungsbildungsprozess in ihrem Sinne nachhaltig
einzuwirken . Die Angeklagten wollten Sodaten
nicht zur B egehung von Wehrstraftaten auffor-
dern . Auch hier lässt sich nicht feststellen, dass ihr
Tun Auswirkungen auf das Verhalten der Soldaten,
die Kenntnis vom Inhalt des Flugblattes nahmen,
gehabt hat.

III . Die getroffenen Fe ststellungen b eruhen auf
den geständigen und auch glaubhaften Einlassun-
gen der Angeklagten, die den obigen S achverhalt
voll und ganz eingeräumt haben . Sie sind j edo ch
üb ereinstimmend der Auffassung, sich nicht straf-
b ar gemacht zu hab en . Insb e sondere hätten sie die
Soldaten nicht zu Straftaten aufgefordert und dies
auch nie gewollt. Ergänzend hat sich der Angeklag-
te Theisen im We sentlichen dahin eingelassen, er
halte die Lagerung atomarer Waffen für völker-
rechts- und verfassungswidrig und b efürchte , dass
es irgendwann auch zum Einsatz von Atomwaffen
kommen werde . B ei der Verteilung der von ihm
hergestellten Flugblätter sei e s ihm alleine um die
Frage der Rechtswidrigkeit der Lagerung atomarer
Waffen gegangen . D emgegenüb er sei er nicht da-
von au sgegangen, dass aufgrund seines Flugblattes
von Soldaten Straftaten b egangen werden, ge-
schweige denn hab e er dies b e ab sichtigt. Die Ange-
klagte Jaskolski hat angegeb en, sie habe die Bürger
»wachrütteln« und vor der B egehung von Strafta-
ten durch den Einsatz atomarer Waffen warnen
wollen . Ihr Handeln sei als Appell an das Gewissen
aller B eteiligten zu verstehen .

IV. D er gegen die Angeklagten erhobene straf-
rechtliche Vorwurf ist nicht gerechtfertigt. Die von
ihnen gemeinsam am 0 8 . 0 6 . 2 0 04 und zudem vom
Angeklagten Theisen allein b ereits am 2 0 . 0 3 . 2 0 04
verteilten Flugblätter enthalten keine Aufforde-
rung zu Straftaten gemäß § 1 1 1 Ab s . 1 StGB .

Strafgrund des § 1 1 1 StGB ist die Gefährdung
de s Gemeinschaftsfriedens , die sich zwangsläufig
aus einer öffentlichen o der quasi-öffentlichen, an

einen unb estimmten Personenkreis gerichteten
Aufforderung zu Straftaten ergibt. Eine derart qu a-
lifizierte Aufforderung ist einerseits zur Weckung
von gefährlichen Instinkten und Veranlassung von
unkontrollierb aren kriminellen Aktionen geeig-
net ; andererseits sind ihre Auswirkungen weder
üb erschaub ar noch steuerb ar und einer weiteren
Einflu ssnahme des Auffordernden in aller Regel
entzogen, was insgesamt ihre b e sondere Gefähr-
lichkeit begründet (Leipziger Kommentar zum
StGB , 1 1 . Aufl . , v. Bubnoff, Rdnr. 5 zu § 1 1 1 m .w. N .) .
D er Schutz dieser Strafvorschrift b ezieht sich
sowohl auf das durch die Straftat, zu der aufgefor-
dert wird , b edrohte Rechtsgut als auch auf den in-
neren Frieden der Gemeinschaft. D arau s re sultiert
die Notwendigkeit einer die sem Schutzzweck ent-
sprechenden restriktiven Interpretation de s § 1 1 1
StGB (vgl . OLG Karlsruhe in NStZ 1 9 9 3 , 3 89 , 39 0
m .w. N .) . D er B egriff »Aufforderung« b edeutet eine
Kundgebung, die den Willen de s Auffordernden er-
kennb ar macht, von dem Aufgeforderten ein b e-
stimmt b ezeichnete s Tun oder Unterlassen zu for-
dern . Kennzeichnend ist die Einwirkung auf ande-
re mit dem Ziel, die se zur B egehung von rechtswid-
rigen Taten zu veranlassen . Auffordernde Erklärun-
gen wenden sich an den Intellekt des Angespro-
chenen, um seinen Willen durch die Erklärung in
eine b estimmte Richtung zu lenken . D emgemäß
hat schon das Reichsgericht unter Aufforderung j e-
de ausdrückliche o der konkludente Erklärung ver-
standen, die den Willen de s Täters erkennb ar
macht, von dem Aufgeforderten ein b estimmt b e-
zeichnetes Tun o der Unterlassen zu fordern (RGSt
47, 4 1 1 , 4 1 3 ) . Die Äußerung des Auffordernden
muss erkennb ar darauf abzielen, die Adressaten un-
mittelb ar zur B egehung der ange sonnenen rechts-
widrigen Taten motivieren zu wollen (LK, a. a. 0 .
Rdnr. 8 m .w. N .) Sie mu ss den Appellcharakter als
b egriffsnotwendiges Moment deutlich machen .
Nicht erforderlich ist, dass zu b ewu sst strafb arem
Tun aufgefordert wird . Die Erklärung muss − dem
Auffordernden b ewusst − den Eindruck der Ernst-
lichkeit machen und machen sollen, braucht aber
nicht ernst gemeint zu sein .

Von dem Auffordern zu Straftaten ist das bloße
B efürworten von Straftaten abzugrenzen, da es un-
terhalb der Schwelle der Aufforderung liegt und
von § 1 1 1 StGB nicht erfasst wird . D as bloße B efür-
worten bleibt b egrifflich durch das fehlende Mo-
ment einer unmittelb ar an die Motivation anderer
gerichteten, be stimmten Erklärung hinter der Auf-
forderung zurück. E s enthält nicht die der Auffor-
derung wesenseigene Kundgebung, einen ande-
ren zu einem b estimmten Tun o der Unterlassen
bringen zu wollen . Bloße Äußerungen, eine
Straftat sei begrüßenswert, erwünscht, notwendig
o der unvermeidb ar, erweisen sich daher ohne Ver-
knüpfung mit einer deutlichen unmittelb aren Mo-
tivierungstendenz und mit einem appellativ-impe-
rativen Erklärungscharakter lediglich als tatb e-
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standsunerhebliche B efürwortung (B GHSt 3 2 , 3 1 0 ,
3 1 1 ) .

Unter B erücksichtigung die ser Auslegungs-
grundsätze ist der Inhalt des in Rede stehenden
Flugblatte s vorliegend zu b eurteilen . D abei dürfen
die fraglichen Erklärungen nicht lo sgelö st vom Ge-
samtzusammenhang und nur auf die einzelnen For-
mulierungen b eschränkt b etrachtet werden . Viel-
mehr ist deren Aussagegehalt unter Hinzuziehung
des ge samten Kontexte s, in dem sie stehen, zu er-
mitteln, wob ei darauf abzustellen ist, wie die Er-
klärungen von einem unvoreingenommenen
Durchschnittsle ser verstanden werden (B GH in
NJW 2 0 0 0 , 3 4 2 1 ) .

D emnach ist hier fe stzu stellen, dass dem Inhalt
des Flugblattes der erforderliche Aufforderungs-
charakter im Sinne von § 1 1 1 StGB fehlt. Dies gilt
sowohl für den Aufruf »Verweigern Sie konsequent
Ihre entsprechenden Einsatzb efehle ! « als auch die
weiteren Aufrufe »Lehnen Sie sich auf gegen j egli-
che Unterstützung der nuklearen Teilhab e ! « und
»Ermutigen Sie Ihre Kameraden, sich Ihrem Unge-
horsam anzuschließen ! «

Au s dem Ge samtzusammenhang folgt zunächst,
dass unter dem B egriff »Einsatz« nur der Einsatz ato-
marer Waffen und nicht auch sonstige militärische
Handlungen, wie zum B eispiel Au slandseinsätze
im Rahmen b estehender Bündnisse , humanitäre
Hilfsaktionen oder anderweitige friedenssichern-
de Maßnahmen zu verstehen ist. D enn in dem Flug-
blatt wird der Gefahr des Einsatzes atomarer Waf-
fen zentrale B edeutung b eigemessen . Zudem ist in
den der Äußerung vorange stellten Ab sätzen aus-
drücklich von dem Einsatz von Atombomben im so
genannten Ernstfall, dem präventiven Einsatz von
Atomb omb en und der Ersteinsatzoption von
Atomwaffen die Rede . Insofern kann nicht zweifel-
haft sein, dass die Soldaten nur den B efehl zum Ein-
satz atomarer Waffen verweigern sollen . D amit b e-
zieht sich der Aufruf auf eine Lage , die weder vor-
liegt, no ch unmittelb ar b evorsteht und von der un-
gewiss ist, ob sie j emals eintreten wird . Insoweit
fehlt e s bereits an der Zielsetzung, b ei den Adressa-
ten des Flugblattes unmittelb ar den Entschlu ss zu
einem b estimmten Handeln hervorzurufen, und
damit an der für eine strafb are Aufforderung im
Sinne von § 1 1 1 StGB erforderlichen unmittelb aren
Motivierungstendenz .

Auch den weiteren Aufrufen kann ein Aufforde-
rungscharakter nicht b eigemessen werden . Soweit
darin von »Auflehnen« die Rede ist, ist dies nicht
gleichb edeutend mit der B egehung von Wehr-

straftaten . D enn den Soldaten stehen auch recht-
mäßige »Auflehnungsmittel« gegen tatsächlich
o der vermeintlich unverbindliche B efehle zur Ver-
fügung, wie zum B eispiel der Rechtsb ehelf der Ge-
genvorstellung o der der B e schwerde und weiteren
B e schwerde nach der Wehrb eschwerdeordnung .
D ass der B egriff »Auflehnen« in die sem Sinne vor-
liegend zu verstehen ist, ergibt sich aus der in dem
Flugblatt enthaltenen »Rechtshilfeb elehrung« , der
b ei der Ermittlung de s Aussagegehaltes der Äuße-
rung wesentliche B edeutung zukommt. D arin wer-
den die Soldaten nämlich augefordert, dienstrecht-
lich gegen die Nichtanerkennung ihrer Gehor-
samsverweigerung durch die Dienstvorgesetzten
vorzugehen und nur in letzter Konsequenz notfalls
die Fahnenflucht in Erwägung zu ziehen . Diese
»Rechtshilfebelehrung« kann auch nicht als reiner
Formalhinweis aufgefasst werden, der lediglich da-
zu dienen soll, einer in Wahrheit b eab sichtigten
Aufforderung zur B egehung von Straftaten im Sin-
ne von § 1 1 1 StGB den Anschein der Rechtmäßig-
keit zu verleihen . D enn der Verfasser vertritt in
dem Flugblatt die ernsthafte und diskussionswür-
dige , keine swegs mit bloßen Scheinargumenten
unterlegte Meinung, dass die Lagerung atomarer
Waffen, bzw. die B eteiligung und Unterstützung
der nuklearen Teilhab e völkerrechts- und verfas-
sungswidrig sei . D as Flugblatt zielt damit gerade
nicht darauf ab , b ei den Soldaten unmittelb ar den
Tatentschluss zur rechtswidrigen Fahnenflucht
o der einer anderen Wehrstraftat hervorzurufen . E s
fehlt somit auch hier an dem erforderlichen Ap-
pellcharakter und damit an einer strafb aren Auffor-
derung im Sinne von § 1 1 1 StGB .

Gleiches gilt für den Aufruf zur Ermutigung der
Kameraden, sich »Ihrem Ungehorsam« anzu-
schließen, der − wie sich aus dem Kontext ergibt −
in unmittelb arem Zusammenhang mit der zuvor
erörterten Äußerung steht und nicht mehr b esagt,
als dass andere Soldaten sich in gleicher Weise wie
die Leser des . Flugblattes verhalten sollen, also kei-
ne Straftaten b egehen, sondern vorrangig die ih-
nen zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe gegen
nach Auffassung de s Verfassers unverbindliche B e-
fehle ausschöpfen sollen .

V. Nach alledem war das angefochtene Urteil auf
die B erufungen der Angeklagten aufzuheb en und
waren die Angeklagten aus tatsächlichen Gründen
freizusprechen .

Die Ko stenentscheidung b eruht auf § § 473 , 4 67
StPO .
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Tenor: D as Verfahren wird ausge setzt. E s wird ei-
ne Entscheidung de s Bunde sverfassungsgerichts
zu der Frage eingeholt, ob die allgemeine Wehr-
pflicht gemäß § 1 Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1 i .V. m . § 2 1 Wehr-
pflichtgesetz (WPflG) mit dem Grundgesetz un-
vereinb ar ist.

VG Köln, B e schluss vom 1 5 . 04 . 2 0 0 5
Aktenzeichen : 8 K 8 5 6 4/04

I . D er Kläger wurde mit Mu sterungsbe scheid
de s Kreiswehrersatzamtes Köln vom 1 1 . 0 2 . 2 0 04 als
wehrdienstfähig gemustert.

D as Kreiswehrersatzamt Köln stellte ihn durch
B escheid vom 2 9 . 0 3 . 2 0 04 bis einschließlich
3 1 . 07. 2 0 04 vom Wehrdienst zurück.

Mit Einberufungsb e scheid vom 2 2 . 1 0 . 2 0 04 b e-
rief das Kreiswehrersatzamt Köln den Kläger zum
0 3 . 0 1 . 2 0 0 5 zum Wehrdienst ein .

D en hiergegen vom Kläger unter dem
02 . 1 1 . 2 0 0 4 eingelegten Widerspruch wies die
Wehrb ereichsverwaltung We st durch Wider-
spruchsbe scheid vom 2 5 . 1 1 . 2 0 04 zurück.

Am 07. 1 2 . 2 0 0 4 hat der Kläger Klage erhob en
und zugleich Antrag auf einstweiligen Rechtschutz
ge stellt. D em Eilantrag hat das Gericht durch B e-
schluss vom 2 2 . 1 2 . 2 0 04 im Verfahren 8 L 3 2 9 4/04
stattgegeb en und die Vollziehung des Einb eru-
fungsb escheides au sge setzt. D er Kläger ist der Auf-
fassung, die Einberufungspraxis der B eklagten ver-
stoße gegen den Gleichheitsgrundsatz .

Die Kammer hat in der mündlichen Verhand-
lung vom 1 5 . 04 . 2 0 0 5 den im Tenor genannten B e-
schluss gefasst. Die Kammer mö chte der Klage
stattgeb en und den angefo chtenen B e scheid auf-
heben, da er auf einer mit höherrangigem Recht,
nämlich dem Grundsatz der Wehrgerechtigkeit
nach Art. 3 Ab s . 1 Grundgesetz, nicht zu vereinb a-
renden Rechtsgrundlage b eruht.

II . 1 . Die Kammer ist zur Vorlage nach Art. 1 0 0
Ab s . 1 Grundgesetz (GG) b efugt. Rechtsgrundlage
für die Einb erufung des Klägers ist § 1 Ab s . 1 , § 3
Ab s . 1 i .V. m . § 2 1 Ab s . 1 S atz 1 WPflG in der Fassung
der B ekanntmachung vom 2 0 . 02 . 2 0 02 (B GBl I S .
9 5 4) und de s Art. 2 des Zweiten Gesetze s zur Ände-
rung de s Zivildienstgesetzes und anderer Vor-
schriften (Zweites Zivildienständerungsge setz − 2 .
ZD GÄndG) vom 2 7. 09 . 2 0 04 (B GBl I S . 2 3 5 8) . Die
Eingriffsermächtigung für die angefo chtene Ver-
waltungsentscheidung beruht mithin auf nachkon-
stitutionellem Ge setz .

Die Tatsache , dass sich das Bunde sverfassungs-
gericht in der Vergangenheit mit der Frage der Ver-
fassungsmäßigkeit der allgemeinen Wehrpflicht
b efasst hat, steht der Vorlage nicht entgegen . Hat
das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) die Ver-
einb arkeit einer vorgelegten Norm mit dem
Grundge setz b ereits in einer früheren Entschei-
dung b ej aht, so ist eine erneute Vorlage zulässig,
wenn tatsächliche o der rechtliche Veränderungen
eingetreten sind , die die Grundlage der früheren
Entscheidung b erühren und deren Üb erprüfung
nahe legen (vgl . BVerfG, B e schluss vom 2 0 . 02 . 2 0 02
− 2 BvL 5/9 9 − , m .w. N .) . Diese Vorau ssetzungen lie-
gen vor. Streitentscheidend ist vorliegend das
Wehrpflichtge setz in der Fassung de s Art. 2 de s
ZD GÄndG vom 2 7. 09 . 2 0 04 . Durch die ses Ge setz
wurden die Verfügb arkeitskriterien und Wehr-
dienstausnahmen neu geregelt mit der Folge , dass
gegenüb er der früheren Rechtslage ein erhebli-
cher Teil der jungen Männer von der Wehrdienst-
leistungspflicht au sgenommen wird :

Die B eklagte hat in ihrem Schriftsatz vom
0 6 . 0 8 . 2 0 04 im Verfahren Verwaltungsgericht Köln
8 K 1 5 4/04/BVerwG 6 C 9 . 04 (den die Kammer in
der mündlichen Verhandlung zum Gegensand de s
vorliegenden Verfahrens gemacht hat) auf Seite 2 3
f. dargelegt, dass zum Stand 3 1 . 1 2 . 2 0 0 0 im Durch-
schnitt aller Jahrgänge rund 84 % der einb erufb a-
ren Wehrpflichtigen ihren Dienst in der Bunde s-
wehr leisteten . Grundlage für die Einb erufungen
war das WPflG in der bis zum 3 0 . 09 . 2 0 0 4 gelten-
den Fassung, das nur eng b egrenzte Wehr-
dienstausnahmen vorsah . Die se Rechtslage lag den
Entscheidungen de s BVerfG zur allgemeinen
Wehrpflicht zu Grunde . Auch für die Kammer steht
die Verfassungsmäßigkeit der allgemeinen Wehr-
pflicht nach dem bis zum 3 0 . 0 9 . 2 0 04 geltenden
WPflG nicht in Frage .

Die S ach- und Rechtslage hat sich in den letzten
Jahren ab er entscheidend verändert: Im Zuge einer
Neuorientierung der Streitkräfte hin zur Krisen-
prävention und Krisenb ewältigung und der hier-
mit einhergehenden veränderten Aufgabenstel-
lungen hat das Bunde sministerium der Verteidi-
gung in den letzten Jahren die Zahl der Wehrdienst-
plätze kontinuierlich reduziert. Die B eklagte hat er-
klärt, ihre Einb erufungspraxis in Zukunft nicht
mehr von der Geburtenstärke eines Jahrgangs ab-
hängig zu machen, sondern allein von der B edarfs-
lage der Bunde swehr. D em entsprechend hat der
Ge setzgeber, der die zahlenmäßige Stärke der
Streitkräfte im Hau shaltsplan auszuweisen (Art.

Verwaltungsgericht Köln

Die Wehrpflicht ist verfassungswidrig
Vorlagebeschluss an das Bundesverfassungsgericht
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87 a Ab s . 1 S atz 2 , Art. 1 1 0 Ab s . 2 S atz 1 GG) hat, die
Zahl der Stellen für Wehrpflichtige reduziert (vgl .
z . B . Haushaltsplan 2 0 0 4 , Einzelplan 1 4 , S . 2 2 f.) .

Laut Mitteilung der Wehrb ereichsverwaltung
West vom 0 8 . 04 . 2 0 04 im Verfahren Verwaltungs-
gericht Köln 8 K 1 5 4/04/BVerwG 6 C 9 . 04 hat sich
die Veranlagungsstärke (VAS) für die j ährlich zur
Verfügung stehenden Plätze für Grundwehrdienst-
leistende (GWDL) bzw. solcher GWDL, die im An-
schluss an den Grundwehrdienst eine freiwilligen
zu sätzlichen Wehrdienst (FWDL) von mindestens
einem und hö chstens dreizehn Monaten leisten, in
den Jahren 2 0 0 0 − 2 0 0 3 wie folgt entwickelt:

2 0 0 0 2 0 0 1 2 0 02 2 0 0 3
1 2 8 . 4 0 0 1 1 6 . 70 0 1 07. 0 0 0 9 4 . 39 0

Die Zahl der Wehrpflichtigen, die in den Jahren
2 0 0 0 − 2 0 0 3 ihren Dienst antraten, entwickelte
sich wie folgt :

2 0 0 0 2 0 0 1 2 0 02 2 0 0 3
14 4 . 647 1 2 9 . 4 4 1 1 2 3 . 74 0 1 0 2 . 60 0

In 2 0 0 5 wird laut Mitteilung der B eklagten in
der mündlichen Verhandlung vom 1 5 . 04 . 2 0 0 5 von
einer VAS von 64 . 3 0 0 Wehrpflichtigen ausgegan-
gen, was zu einer Einb erufungszahl von ca. 70 . 0 0 0
Wehrpflichtigen führt.

Laut Mitteilung der Wehrb ereichsverwaltung
West vom 0 8 . 04 . 2 0 04 im Verfahren Verwaltungs-
gericht Köln 8 K 1 5 4/04/BVerwG 6 C 9 . 04 wird die
Zahl der j ährlichen Einb erufungen zum Grund-
wehrdienst bzw. anschließenden freiwilligen zu-
sätzlichen Wehrdienst aus B edarfsgründen in den
kommenden Jahren weiter zurückgehen . E s wird
von 5 0 . 0 0 0 Stellen für Wehrpflichtige , aufgeteilt in
3 0 . 0 0 0 Stellen für GWDL und 2 5 . 0 0 0 Stellen für
FWDL, ausgegangen; die Zahl der Einb erufungen
soll sich auf rund 5 8 . 0 0 0 p . a. einpendeln .

D er niedrigere B edarf der Bunde swehr an
Wehrpflichten führte zunächst dazu , dass die B e-
klagte Einb erufungsrichtlinien erließ , die ab
0 1 . 07. 2 0 0 3 in Kraft waren und vorsahen den Ver-
zicht auf Einb erufung von Wehrpflichtigen, die äl-
ter als 2 3 Jahre waren und von Wehrpflichtigen mit
abge schlo ssenem Au sbildungsvertrag sowie die
Nichtheranziehung von verheirateten Wehrpflich-
tigen und von Wehrpflichtigen, die in der Muste-
rung den Verwendungsgrad T 3 (verwendungs-
fähig mit Einschränkung in der Grundausbildung
und für b estimmte Tätigkeiten) gem . § 8 a Ab s . 2
S atz 1 WPflG erhielten .

Nach der Auffassung der Kammer war diese Ver-
waltungspraxis der B eklagten mit dem seinerzeit
gültigen WPflG und dem Grundsatz der Wehrge-
rechtigkeit nicht vereinb ar. Die Kammer hat au s
die sem Grund in Verfahren des vorläufigen Rechts-
schutze s, die Wehrpflichtige gegen ihre Einberu-
fung zum Grundwehrdienst angestrengt hatten,

durch B eschlüsse vom 2 3 . 1 2 . 2 0 0 3 − 8 L 3 0 0 8/0 3 −
und vom 0 8 . 0 1 . 2 0 0 4 − 8 L 4/04 – die Vollziehung
von Einb erufungsb e scheiden ausgesetzt. Ihre Auf-
fassung hat die Kammer in ihrem Urteil vom
2 1 . 04 . 2 0 04 − 8 K 1 5 4/0 4 − näher b egründet und
den angefo chtenen Einb erufungsb e scheid aufge-
hoben . Gegen die se s Urteil hat die B eklagte Revisi-
on eingelegt. D as Bundesverwaltungsgericht hat
das Urteil der Kammer durch Urteil vom
1 9 . 0 1 . 2 0 0 5 − 6 C 9 . 04 − aufgehob en .

Zwischenzeitlich hatte der Gesetzgeb er die
zunächst durch Einb erufungsrichtlinien einge-
führten neuen Verfügb arkeitskriterien und Wehr-
dienstausnahmen durch Art. 2 de s 2 . ZD GÄndG
vom 2 7. 09 . 2 0 04 in das WPflG aufgenommen . Auf-
grund dieser Gesetze sänderung und der im Haus-
haltsplan ausgewie senen Zahl der Stellen für Wehr-
pflichtige wird nunmehr nicht einmal mehr j eder
5 . junge M ann eine s Geburtsj ahrganges zum Wehr-
dienst herangezogen . D amit sind tatsächliche o der
rechtliche Veränderungen eingetreten, die die
Grundlage der früheren Entscheidungen de s
BVerfG zur Verfassungsmäßigkeit der allgemeinen
Wehrpflicht berühren und deren Üb erprüfung na-
he legen .

Die Vorlagefrage ist für die Entscheidung de s
Gerichts auch erheblich . Nach § 1 Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1
i .V. m . § 2 1 Ab s . 1 S atz 1 WPflG ist der Kläger als
Wehrpflichtiger einzuberufen . Wehrdienstausnah-
men und Zurückstellungsgründe werden vom Klä-
ger nicht geltend gemacht und stehen ihm auch
nicht zu . Die Möglichkeit, aufgrund einer verfas-
sungskonformen Auslegung dem B egehren de s
Klägers stattzugeb en, b esteht nicht.

Die Kammer verkennt nicht, dass der Ge setzge-
b er sich mit dem Erlass de s Wehrpflichtgesetze s
verfassungsgemäß für die Einführung der allge-
meinen Wehrpflicht entschieden hat. Die von ihr
zur Überprüfung ge stellten Vorschriften de s § 1
Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1 i .V. m . § 2 1 Ab s . 1 S atz 1 WPflG sind
mithin nicht für sich ge sehen verfassungswidrig .
Ihre Verfassungswidrigkeit ergibt sich vielmehr in
Zusammenschau mit den im Wehrpflichtgesetz
neu geregelten Verfügb arkeitskriterien und Wehr-
dienstausnahmen : Die auf § 1 Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1 i .V. m .
§ 2 1 Ab s . 1 S atz 1 WPflG gestützte Einb erufungsent-
scheidung verletzt den Kläger in seinem Grund-
recht au s Art. 3 Ab s . 1 GG, weil durch die im Wehr-
pflichtge setz neu geregelten Verfügb arkeitskriteri-
en und Wehrdienstau snahmen ein so großer Teil
von jungen M ännern von der Dienstleistungs-
pflicht ausgenommen wird , dass der Grundsatz
der Wehrgerechtigkeit verletzt ist. Gleichwohl ist
die Vorlage nach Art. 1 0 0 Ab s . 1 GG zulässig . D enn
eine für verfassungswidrig erachtete Rechtslage ,
die sich au s dem Zusammenwirken mehrerer Ein-
zelregelungen ergibt und bei der sich deshalb der
etwa b estehende verfassungsrechtliche Mangel
durch eine Nachb esserung b ei der einen o der der
anderen Einzelregelung b eheben ließe , kann
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grundsätzlich anhand j eder der b etroffenen Nor-
men zur Prüfung gestellt werden, vgl . BVerfG, B e-
schluss vom 2 4 . 0 5 . 2 0 0 0 − 1 BvL 1 /9 8 u . a. − , BVerfGE
1 02 , 1 2 7, 1 4 0 f.

2 . Nach Auffassung der Kammer verstößt § 1
Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1 i .V. m . § 2 1 Ab s . 1 S atz 1 WPflG in
der Fassung des Art. 2 des ZD GÄndG vom
2 7. 09 . 2 0 04 gegen den Grundsatz der Wehrgerech-
tigkeit au s Art. 3 Ab s . 1 GG .

D as Grundge setz geht in seinen Art. 73 Nr. 1 , 87 a
Ab s . 1 S atz 1 davon aus , dass eine funktionsfähige
militärische Lande sverteidigung aufgeb aut und
unterhalten wird . Um dies zu gewährleisten, sieht
es in Art. 1 2 a Ab s . 1 GG die Möglichkeit vor, die all-
gemeine Wehrpflicht einzuführen . D er Gesetzge-
b er hat sich mit dem Erlass des Wehrpflichtge set-
ze s für die Einführung der allgemeinen Wehr-
pflicht entschieden . Die allgemeine Wehrpflicht
ist Ausdruck de s allgemeinen Gleichheitsgedan-
kens und steht unter der Herrschaft des Art. 3 Ab s . 1
GG . Die se Vorschrift erfordert in Verbindung mit
Art. 1 2 a GG staatsbürgerliche Pflichtengleichheit
in Gestalt der Wehrgerechtigkeit, vgl . BVerfG, B e-
schlüsse vom 0 5 . 1 1 . 1 974 − 2 BvL 6/7 1 − , BVerfGE
3 8 , 1 5 4 , 1 67 f. , vom 1 3 . 04 . 1 978 − 2 BvF 5/7 7− , BVerf-
GE 4 8 , 1 2 7, 1 5 9 ff. , und vom 2 4 . 0 4 . 1 9 8 5 − 2 BvF 2/8 3
− , BVerfGE 69 , 1 , 2 2 ff.

Die Grenzen, die der Grundsatz der Wehrge-
rechtigkeit dem Ge setzgeb er zieht, hat das BVerfG
in seinen Entscheidungen nicht konkret umschrie-
b en . D as BVerfG hat in seiner Entscheidung vom
0 5 . 1 1 . 1 974 − 2 BvL 6/7 1 − , BVerfGE 3 8 , 1 5 4 , 1 68 , au s-
geführt, dass Art. 3 Ab s . 1 GG dem Gesetzgeb er eine
sehr weitgehende Ge staltungsfreiheit geb e . Ein
Verstoß gegen den allgemeinen Gleichheitssatz lie-
ge nur dann vor, wenn der Gesetzgeb er e s versäu-
me , tatsächliche Gleichheiten o der Ungleichhei-
ten der zu ordnenden Leb ensverhältnisse zu
b erücksichtigen, die so bedeutsam seien, dass sie
b ei einer am Gerechtigkeitsgedanken orientierten
B etrachtungsweise hätten b eachtet werden mü s-
sen . Welche S achverhaltselemente so wichtig sei-
en, dass ihre Verschiedenheit eine Ungleichb e-
handlung rechtfertige , hab e regelmäßig der Ge-
setzgeb er zu entscheiden . Hiernach sei j edenfalls
aus einer gesetzlichen Ausnahmeb estimmung, die
sich auf einen eng begrenzten und üb erschaub a-
ren Personenkreis b eziehe , keine Gefahr für die
Wehrgerechtigkeit zu b efürchten .

In seiner Entscheidung vom 1 3 . 0 4 . 1 978 − 2 BvF
5/7 7 − , BVerfGE 4 8 , 1 2 7, 1 62 hat das BVerfG au sge-
führt, dass der Gleichheitssatz nicht schon da-
durch verletzt werde , dass nicht alle Wehrpflichti-
gen eine s Geburtsj ahrgangs zur Ableistung des
Grundwehrdienstes herangezogen würden, wenn
mehr wehrdienstfähige ( § 8 a WPflG) und auch ver-
fügb are Wehrpflichtige vorhanden seien als nach
den Personalanforderungen der Truppe b enötigt
würden; im Intere sse der b e stmöglichen D eckung
de s Personalb edarfs sei es zum B eispiel zulässig,

b ei der Entscheidung üb er die Einb erufung b e-
stimmte , auf die Erfordernisse der Truppe b ezoge-
ne Au swahlkriterien, etwa das Ergebnis einer b e-
sonderen Eignungsprüfung ( § 2 0 a WPflG) o der
den b ei der Musterung fe stge stellten Tauglichkeits-
grad und im Zusammenhang damit auch die Jahr-
gangszugehörigkeit, zugrunde zu legen . Allerdings
dürfe nicht außer B etracht bleib en, dass die Heran-
ziehung zum 1 5 Monate dauernden Grundwehr-
dienst und die weiteren wehrrechtlichen Ver-
pflichtungen erheblich in die persönliche Leb ens-
führung, insb esondere in die b erufliche Entwick-
lung des Wehrpflichtigen eingriffen . Zur Wahrung
der staatsbürgerlichen Gleichheit und Wehrge-
rechtigkeit sei e s von entscheidender B edeutung,
dass die Einb erufungen nicht willkürlich vorge-
nommen würden . Wehrdienstau snahmen und
Zurückstellungen müssten sachgerecht sein . Die
Einberufungsanordnungen des Bundesministers
der Verteidigung ( § 2 1 WPflG) hätten sich strikt im
Rahmen de s Wehrpflichtgesetze s zu halten . E s sei
nicht zulässig, einzelne Wehrpflichtige o der Grup-
pen von Wehrpflichtigen üb er die ge setzlich vorge-
zeichneten Wehrdienstausnahmen hinaus − wo-
möglich sogar j e nach dem aktuellen Personalb e-
darf in von Jahr zu Jahr wechselndem Umfang −
von der Wehrdienstleistung grundsätzlich au szu-
nehmen .

In seiner Entscheidung vom 2 4 . 04 . 1 9 8 5 − 2 BvF
2/8 3 − , BVerfGE 69 , 1 , 2 4 hat das Gericht au sge-
führt, dass au s dem Verfassungsgeb ot der staats-
bürgerlichen Pflichtengleichheit in Gestalt der
Wehrgerechtigkeit sich die Verpflichtung des Ge-
setzgeb ers ergeb e , Vorsorge zu treffen, dass nur
derj enige von der Erfüllung der Wehrpflicht als ei-
ner gemeinschaftsb ezogenen Pflicht hohen Ran-
ge s freige stellt werde , der nach Art. 4 Ab s . 3 S atz 1
GG eine Gewissensentscheidung gegen den
Kriegsdienst mit der Waffe getroffen habe .

D as BVerwG hat in seinem Urteil vom
1 9 . 0 1 . 2 0 0 5 − 6 C 9 . 04 − ausgeführt, dass dem
Grundsatz der Wehrgerechtigkeit keine strikten
quantitativen Vorgab en zu entnehmen seien .
Wehrgerechtigkeit sei nur gewährleistet, wenn die
Zahl derj enigen, die tatsächlich Wehrdienst leiste-
ten, der Zahl derj enigen, die nach Maßgab e der B e-
stimmungen de s Wehrpflichtge setzes für den
Wehrdienst zur Verfügung stünden, zumindest na-
he komme . Eine Verletzung der Wehrgerechtigkeit
liege vor, wenn die Zahl der Angehörigen eines Al-
tersj ahrgangs, die tatsächlich Wehrdienst leisteten,
deutlich hinter der Zahl der verfügb aren Wehr-
pflichtigen die ses Jahrgangs zurückbleib e . D azu
könne e s dann kommen, wenn der B edarf der Bun-
de swehr an Wehrpflichtigen erheblich und andau-
ernd abnehme , so dass die Wehrersatzb ehörden
nur eine von Jahr zu Jahr geringere Zahl von Stellen
mit Wehrpflichtigen b e setzen könnten . Hab e sich
aus diesem Grunde zwischen der Zahl der für die
Bundeswehr verfügb aren und der Zahl der tatsäch-
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lich einb erufenen Wehrpflichtigen eine Lücke auf-
getan, die sich mit dem Grundsatz der Wehrgerech-
tigkeit offensichtlich nicht mehr vereinb aren lasse ,
sei der Gesetzgeb er zum Handeln verpflichtet. Die-
ser müsse , wenn er nicht in Anb etracht de s verrin-
gerten B edarfs der Bunde swehr an Wehrpflichti-
gen und der Anforderungen der Wehrgerechtig-
keit üb erhaupt auf die Wehrpflicht verzichten wol-
le , die entstandene Lücke durch eine sachgerechte
Neuregelung der Verfügb arkeitskriterien, insb e-
sondere durch die Erweiterung der Wehrdienst-
au snahmen, schließen und damit für die Wieder-
herstellung verfassungsgemäßer Zustände sorgen .

Au sgehend von diesem Prüfungsansatz hat das
BVerwG die hier streitb efangenen Vorschriften
des WPflG als verfassungsgemäß b eurteilt : Die ge-
setzlichen Neuregelungen seien durchweg sachge-
recht und unter dem Gesichtspunkt der Wehrge-
rechtigkeit nicht b edenklich . D er Bunde sge setzge-
ber hab e die Zahl der verfügb aren Wehrpflichtigen
und den Personalb edarf der Bundeswehr zur D e-
ckung gebracht.

Nach Auffassung der Kammer wird die ser An-
satz de s BVerwG dem Gebot der Wehrgerechtig-
keit nicht gerecht. Wenn sich zwischen der Zahl
der für die Bunde swehr verfügb aren und der Zahl
der tatsächlich einb erufenen Wehrpflichtigen ei-
ne Lücke auftut, die dem Grundsatz der Wehrge-
rechtigkeit widerspricht, dann kann e s nicht unb e-
grenzt in der Macht de s Ge setzgeb ers stehen, diese
Lücke durch eine sachgerechte Neuregelung der
Verfügb arkeitskriterien und Erweiterung der
Wehrdienstausnahmen zu schließen . Aus dem Ver-
fassungsgeb ot der staatsbürgerlichen Pflichten-
gleichheit in Ge stalt der Wehrgerechtigkeit (BVerf-
GE 69 , 1 , 2 4) ist e s dem Gesetzgeb er verwehrt, die
Wehrpflicht allein an dem Kriterium der B edarfsla-
ge auszurichten . Eine staatsbürgerliche Pflichten-
gleichheit ist nur gewährleistet, wenn sicherge-
stellt ist, dass Wehrpflichtige umfassend und
gleichmäßig herangezogen werden . Wenn ab er
nur noch eine Minderheit Dienst leistet und der
Rest gesetzlich von der Dienstleistung b efreit ist, so
kann von einer gleichen Last für alle pflichtigen
Bürger nicht mehr gespro chen werden . D ass der
Gesichtspunkt der Wehrgerechtigkeit immer auch
ein quantitative s Element enthält, wird auch in der
rechtswissenschaftlichen Literatur vertreten .
Scholz, in Maunz-Dürig-Herzog, Kommentar zum
GG, Art. 1 2 a Rz . 2 5 , sieht eine Situation als verfas-
sungsrechtlich außerordentlich b edenklich an, in
der − rein faktisch − nur rund ein Drittel der Wehr-
pflichtigen tatsächlich erfasst wird . Kokott, in
S achs , Kommentar zum GG, 3 . Aufl . 2 0 0 3 , Art. 1 2 a
Rz . 1 9 , sieht einen Auswahlwehrdienst, der nur ca.
2 0 % der Wehrpflichtigen trifft, als problematisch
an . Auch Ip sen, Auswahlwehrdienst und Grundge-
setz, ZRP 2 0 0 1 , 4 69 , b e streitet die B efugnis de s Ge-
setzgeb ers , durch eine Änderung de s WPflG einen
Auswahlwehrdienst einzuführen, der ausschließ-

lich am Personalb edarf der Streitkräfte ausgerich-
tet ist. Nach Voland , Wehrpflicht nur für Auser-
wählte ? , D öV 2 0 04 , 45 3 , 45 7, handelt es sich nicht
mehr um staatsbürgerliche Pflichtengleichheit,
wenn lediglich j eder zweite Wehrpflichtige üb er-
haupt einen Dienst leistet und dab ei auch nur ca.
die Hälfte der wehrdienstfähigen und -bereiten
Wehrpflichtigen tatsächlich in den Streitkräften
dienen .

D er Ansatz de s BVerwG, der Ge setzgeb er könne
den Anforderungen der Wehrgerechtigkeit ge-
recht werden, indem er bei einem verringerten B e-
darf der Bundeswehr an Wehrpflichtigen die ent-
standene Lücke durch eine sachgerechte Neurege-
lung der Verfügb arkeitskriterien, insb esondere
durch die Erweiterung der Wehrdienstausnah-
men, schließt, ist auch abzulehnen, weil sich sachli-
che Kriterien für die Veränderung der Verfügb ar-
keitskriterien und Wehrdienstau snahmen faktisch
b eliebig begründen lassen, ihre B erechtigung ab er
selten konsensfähig ist. So b estreitet Scholz , M aunz-
Dürig-Herzog, Kommentar zum GG, Art. 1 2 a Rz . 2 5 ,
den sachlichen Grund für die nunmehr vom Ge-
setzgeb er b egründete Wehrdienstau snahme für
Verheiratete . Für die erkennende Kammer nicht
nachvollziehb ar ist die Aussage in den Gesetze sma-
terialien zur Änderung de s WPflG, die gestiegenen
Anforderungen an den zu erreichenden Au sbil-
dungsstand ließen nur no ch den Einsatz T 1 - und
T2-gemusterter Wehrpflichtiger zu (BT-Drs . 1 5/
3 2 79 , S . 1 0) . Immerhin haben T3-gemusterte Wehr-
pflichtige seit Einführung der Wehrpflicht ihren
Dienst in der Bundeswehr und dem Zivildienst
geleistet. D ass deren Dienstpo sten alle samt wegge-
fallen wären, ist nicht nachvollziehb ar. Mit der glei-
chen B eliebigkeit ließe sich etwa das Erfordernis
b egründen, im Hinblick auf die höhere Wahr-
scheinlichkeit von künftigen Auslandseinsätzen
nur no ch Wehrpflichtige mit ausreichenden Fremd-
sprachenkenntnissen einb erufen zu können .

D em einzelnen Wehrpflichtigen wird es im Er-
gebnis gleichgültig sein, ob die anderen, nicht ein-
gezogenen wehrdienstfähigen Männer aufgrund
einer Ermessenentscheidung der Verwaltung o der
aufgrund von ge setzlich normierten Wehrdienst-
au snahmen keinen Dienst zu leisten brauchen . Je
mehr junge M änner von der Dienstleistungspflicht
au sgenommen werden, de sto mehr wird er die ei-
gene Einb erufung als ungerecht empfinden . Von
der Gleichheit der B elastung aller Wehrpflichtigen
hängt nicht zuletzt auch ab , ob die individuelle
Wehrbereitschaft im Sinne der Einsicht, persönli-
che Opfer für das Gemeinwe sen erbringen zu müs-
sen, erhalten werden kann (vgl . BVerfGE 4 8 , 1 2 7,
1 62 ) .

D as BVerwG kann sich mit seiner Rechtsauffas-
sung auch nicht auf das BVerfG, B e schluss vom
0 5 . 1 1 . 1 974 − 2 BvL 6/7 1 − , BVerfGE 3 8 , 1 5 4 , 1 67, b e-
rufen . D as Gericht hat in die ser Entscheidung eine
hinreichend b estimmte , normative Ausgestaltung
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der Ausnahmen von der Wehrpflicht gefordert.
Hierau s kann ab er nicht gefolgert werden, dass
dem Ge setzgeber die sachgerechte Neuregelung
der Verfügb arkeitskriterien und Wehrdienstau s-
nahmen unb eschränkt möglich ist. D enn die Ent-
scheidung de s BVerfG betraf eine Ausnahmeb e-
stimmung des WPflG, die sich nur auf einen eng b e-
grenzten und üb erschaub aren Personenkreis er-
streckte ; eine Gefahr für die Wehrgerechtigkeit
und Verteidigungsbereitschaft der Bunde srepu-
blik war aufgrund der eng b egrenzten Regelung
nicht zu befürchten .

D er Grundsatz der Wehrgerechtigkeit verlangt
mithin, dass Wehrpflichtige umfassend und gleich-
mäßig herangezogen werden . Eine solche umfas-
sende und gleichmäßige Heranziehung erfolgt
nach § 1 Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1 i .V. m . § 2 1 Ab s . 1 S atz 1
WPflG in der Fassung Art. 2 des 2 . ZD GÄndG vom
2 7. 09 . 2 0 04 aufgrund der normierten Verfügb ar-
keitskriterien und Wehrdienstau snahmen nicht
mehr. Hieran fehlt es , wenn der Ge setzgeb er nur
no ch eine Notwendigkeit sieht, nicht einmal j eden
fünften jungen Mann eines Jahrgangs für Zwecke
de s Wehrdienste s einzuberufen . Von etwa p . a.
4 2 0 . 0 0 0 bis 45 0 . 0 0 0 jungen Männern der Geburts-
j ahrgänge 1 9 8 2 bis 1 9 9 0 , die in den nächsten Jah-
ren ins wehrdienstfähgie Alter kommen, b enötigt
die Bundeswehr in den kommenden Jahren p . a.
70 . 0 0 0 bis weniger als 60 . 0 0 0 für den Wehrdienst.

Eine Verletzung der Wehrgerechtigkeit durch
die Neufassung der Verfügb arkeitskriterien und
Ausweitung der Wehrdienstausnahmen durch das
2 . ZD GÄndG vom 2 7. 09 . 2 0 04 dokumentiert auch
der Vergleich der zur Verfügung stehenden Wehr-
pflichtigen nach dem altem und nach dem neuen
Recht.

Nach der früheren Rechtslage standen durch-
schnittlich etwa 4 0 % der jungen Männer eines Ge-
burtsj ahrgange s für den Wehrdienst tatsächlich
zur Verfügung; die übrigen waren nicht verfügb ar,
weil sie wehrdienstuntauglich waren, eine Wehr-
dienstausnahme vorlag, sie dem externen B edarf
(Polizei, Katastrophenschutz u . ä.) zugerechnet
werden mussten, als Soldat auf Zeit dienten o der
aufgrund einer anerkannten Kriegsdienstverwei-
gerung nicht herangezogen werden durften . Nach
den Anlagen Nr. 1 1 und 1 3 de s Schriftsatze s der B e-
klagten vom 0 6 . 0 8 . 2 0 04 im Verfahren 8 K
1 5 4/04/BVerwG 6 C 9 . 04 stellten sich die zuletzt,
zum Stand 3 1 . 1 2 . 2 0 0 0 , bereits vollständig au sge-
schöpften Geburtsj ahrgänge wie folgt dar:

Jahrgang erfasste für Wehrdienst in %
Wehrpflichtige verfügb ar

1 970 5 0 8 . 9 07 2 1 7. 1 9 2 4 3
1 97 1 49 0 . 7 1 0 2 0 6 . 1 5 6 4 2
1 972 4 3 3 . 1 84 1 7 1 . 5 37 4 0
1 973 39 1 . 2 1 1 1 5 4 . 5 4 0 39
1 974 3 8 2 . 7 72 149 . 5 68 39
1 975 37 7. 2 1 3 1 5 1 . 8 8 7 4 0

Mithin standen nach der bis zum 3 0 . 09 . 2 0 04 gel-
tenden Rechtslage im Schnitt ca. 4 0 % der jungen
Männer eine s Jahrganges für den Wehrdienst tat-
sächlich zur Verfügung . E s be stehen keine Anhalts-
punkte dafür, dass sich an dieser ungefähren Größe
b ei einer B eib ehaltung der bisherigen Rechtslage
etwas ge ändert hätte .

Wird von einer Verfügb arkeit der jungen Män-
ner von 4 0 % eine s Geburtsj ahrgangs für den Wehr-
dienst ausgegangen, so ergäb e die s für die nun-
mehr zum Wehrdienst anstehenden Jahrgänge fol-
gende Zahlen (D eutsche B evölkerung am
3 1 . 1 2 . 2 0 0 2 nach Anlage Nr. 1 0 des Schriftsatzes der
B eklagten vom 0 6 . 0 8 . 2 0 04 im Verfahren 8 K
1 5 4/0 4/BVerwG 6 C 9 . 04) :

Jahrgang männliche für Wehrdienst ver-
D eutsche fügb ar (4 0 %)

1 9 8 2 4 37. 9 2 8 1 75 . 1 7 1
1 9 8 3 4 2 7. 3 2 0 1 70 . 9 2 8
1 9 84 4 2 3 . 7 1 0 1 69 . 4 84
1 9 8 5 4 2 4 . 0 60 1 69 . 62 4
1 9 8 6 4 3 8 . 9 09 1 75 . 5 6 3
1 9 87 4 45 . 879 1 78 . 3 5 1
1 9 8 8 45 3 . 9 2 4 1 8 1 . 5 69
1 9 89 4 39 . 3 0 3 1 75 . 72 1
1 9 9 0 4 4 6 . 2 07 1 78 . 4 8 2

Nach der bisherigen Rechtslage stünden mithin
in den kommenden Jahren zwischen ca. 1 70 . 0 0 0
und 1 8 0 . 0 0 0 junge Männer pro Jahrgang für den
Wehrdienst tatsächlich zur Verfügung. Eine Einb e-
rufung nach der neuen Rechtslage durch das
WPflG in der Fassung de s Art. 2 de s ZD GÄndG vom
2 7. 09 . 2 0 04 von ca. 70 . 0 0 0 Wehrpflichtigen, sp äte-
stens ab 2 0 07 sogar von nur no ch 5 8 . 0 0 0 Wehr-
pflichten im Jahr, b edeutet, dass nicht einmal mehr
j eder zweite der jungen Männer eine s Geburtsj ahr-
ganges , der nach der früheren Rechtslage Wehr-
dienst hätte leisten können, zum Wehrdienst
herangezogen werden wird .

Mithin wird nach dem WPflG in der Fassung de s
Art. 2 des ZD GÄndG vom 2 7. 09 . 2 0 04 nicht einmal
j eder zweite Wehrpflichtige , der Wehrdienst lei-
sten könnte , zum Wehrdienst herangezogen . Die s
ist nach Auffassung der Kammer mit dem Geb ot
der staatsbürgerlichen Pflichtengleichheit in Ge-
stalt der Wehrgerechtigkeit nicht vereinb ar.
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Peter Tobiassen

Die Wehrpflicht muss sich an der
Wehrgerechtigkeit messen lassen
Anmerkungen zu den Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts
und des Verwaltungsgerichts Köln

ir hab en gewonnen ! « , verkündete Verteidi-
gungsminister Peter Struck der versammel-

ten Pre sse
1 )

, als er am 1 9 . Januar 2 0 0 5 nach der Ent-
scheidung de s Bundesverwaltungsgerichts in Leip-
zig zur Wehrgerechtigkeit

2 )

gefragt wurde . Hätte er
die Entscheidungsgründe zu diesem Zeitpunkt
schon gekannt, wäre sein Urteil vermutlich vor-
sichtiger au sgefallen . E s war nämlich allenfalls ein
Pyrrhussieg.

»M an würde gern wissen, mit welchem Gerech-
tigkeitsverständnis man in Leipzig die Welt sieht« ,
kommentierte die »Mitteldeutsche Zeitung« das Ur-
teil .

3 )

D as kommt der S ache schon näher.
D as Bunde sverwaltungsgericht hatte über die

Aufhebung eines Einb erufungsb escheide s durch
das Verwaltungsgericht Köln

4)

zu entscheiden . Die
Verwaltungsrichter hielten die Ende 2 0 0 3 gelten-
den Einb erufungsregelungen, nach der zum B ei-
spiel T3-gemusterte o der verheiratete Wehrpflich-
tige nicht einb erufen wurden, für rechtswidrig,
vor allem de shalb , weil diese keine ge setzliche
Grundlage hatten, sondern quasi willkürlich von
der Verwaltung fe stgelegt waren .

In die sem Punkt gab das Bunde sverwaltungsge-
richt den Kölner Richtern Recht. »Die Einberu-
fungspraxis der Wehrersatzb ehörden (war) zum
Zeitpunkt der Heranziehung des Klägers obj ektiv
rechtswidrig, weil eine große Anzahl Wehrpflichti-
ger ohne gesetzliche Grundlage nur aufgrund von
Verwaltungsanordnungen – so genannter adminis-
trativer Wehrdienstau snahmen – nicht zum Wehr-
dienst einb erufen wurden« , heißt e s in der Presse-
mitteilung

5 )

zu der Entscheidung. Ab er der D eut-
sche Bundestag hatte − so die Meinung der Leipzi-
ger Richter − den Fehler wett gemacht, weil er zum

Zeitpunkt der Entscheidung des Bunde sverwal-
tungsgerichts die »obj ektiv rechtswidrige« Verwal-
tungspraxis ins Ge setz

6)

aufgenommen hab e .
Mit der Ge setzesänderung wurde die Untaug-

lichkeitsquote von 1 7 % auf 3 4 % ho chgeschraubt.
Am 1 . Oktob er 2 0 0 4 konnten sich ausweislich der
Statistik

7)

de s Bundesverteidigungsministeriums
2 8 0 . 0 0 0 tauglich gemu sterte Wehrpflichtige freu-
en . Mit einen Federstrich wurden sie für untaug-
lich erklärt und müssen nun keinen Wehr- o der Zi-
vildienst mehr leisten .

D as Bundesverwaltungsgericht hat e s dem Ge-
setzgeb er weitgehend freige stellt, Ausnahmen
nach eigenem Gusto zu regeln . Wichtig ist nur, dass
die Ausnahmen im Ge setz stehen . D er – nicht ganz
ernst gemeinte – Vorschlag der Zentralstelle KDV,
blonde Wehrpflichtige zukünftig für untauglich zu
erklären, weil sie mit ihrer Haarfarb e in den meis-
ten »dunkelhaarigen« Einsatzgebieten die Sicher-
heit der Truppe gefährden könnten, wäre nach
Meinung des Bunde sverwaltungsgericht durchau s
realisierb ar. »D asselb e gilt, wenn die Anforderun-
gen an die gesundheitliche Eignung der Wehr-
pflichtigen für den Wehrdienst verschärft werden .
Diese Anforderungen sind eb enfalls nicht verfas-
sungsrechtlich ein für alle M al vorgegeb en, son-
dern können vom Ge setzgeber in Abhängigkeit
von den wechselnden Aufgab en der Bunde swehr
unterschiedlich streng geregelt werden . «

8)

An die ser Stelle mu ss der Gesetzgeb er ab er no ch
nacharb eiten . »D er Ge setzgeb er genießt b ei der
Festlegung der Wehrdienstausnahmen und Einb e-
rufungshindernisse eine weitgehende , wenn-
gleich nicht uneingeschränkte Ge staltungsfrei-
heit. Insoweit b edarf e s einer Abwägung zwischen
der Notwendigkeit einer wirksamen Lande svertei-
digung und der Erfüllung der Bündnisverpflich-
tungen einerseits und den Anforderungen der
Wehrgerechtigkeit andererseits . . . . Wehrgerechtig-
keit ist also nur gewährleistet, wenn die Zahl derj e-

1 ) »Auf einer Pre ss eko nfe renz in B e rlin hat Verte idigungs minis ter
Peter Struck s e ine Pläne für die Bund eswehr des J ahres 2 0 0 5 b e-
kannt gegeb en . D eutlich äuße rte s ich der M inis te r zur Frage d er
Wehrp flicht. >Wir h ab e n gewo nne n <, b e to nte er b ezugnehmend
auf d as Urte il de s Bunde sve rwaltungsge richts . D ies es hatte b e stä-
tigt, d ass die E inb erufungsp raxis der Bund eswehr re chtm äßig s ei .
Er s elb st werde sich weite r une inge s chränkt für die Wehrp flicht
eins etz e n . « Quelle : http ://www. b mvg . de/C 1 2 5 6F 1 2 0 0 6 0 8B 1 B/
Curre ntB as e Link/W2 6 8YCUG8 1 2 I N FODE

2 ) Bunde sverwaltungsge richt, Urteil vo m 1 9 . 1 . 2 0 0 5 − BVerwG 6 C
9/0 4; Quelle : http ://www. z entrals telle-kdv. de/p res s e-5 9-0 1 . p df

3) Mitteldeuts che Z e itung H alle vo m 2 0 . 1 . 2 0 0 5 ; Qu elle : http ://
www. p res s ep o rtal . d e/sto ry. htx? nr= 63 8 9 3 6

4) Ve rwaltungsgericht Köln, Urteil vo m 2 1 . 4 . 2 0 0 4 − 8 K 15 4/0 4 ; Qu el-
le : http ://www. z entrals telle-kdv. de/aktuell2 5 . htm

5 ) Bunde sverwaltungsge richt, Pre ss e mitte ilung Nr. 1/2 0 0 5 vo m
1 9 . 1 . 2 0 0 5 ; Quelle : http ://www. bunde sverwaltungs gericht. de

/e nid/48 0 8 afd 1 1 ae 6 8f3 4 e4fb c0 d 5 79 eb 4 ae 5 , 768 69 c73 65 6172 63
68 5 f6 4 697370 6 c61794 3 6f6 e74 61 69 6 e 65 72 0 9 2 d0 9 3 43 9 3 4 3 4/Pre s-

s emitteilungen/Pre ss e mitte ilunge n_9 d . html

6) Zweite s G e s e tz zur Änderung des Zivildie ns tge s e tz es und ande-
re r Ge s e tze − 2 . Z D GÄndG , Bundes tags drucks ache 15/32 79 ; Bun-
de sges e tzblatt 2 0 0 4, Teil I , Nr. 5 1 S eite 2 35 8 , vo m 2 9 . 9 . 2 0 0 4

7) In de r mündliche n Verhandlung des Bunde sverwaltungsgerichts
am 19 . 1 . 2 0 0 5 üb erreichte der Proz e ssve rtre te r d es Bunde s mini-
ste riums d er Verteidigung d em G e richt Statis tiken zur Aus s chö p-
fung der J ahrgänge . Am 3 0 . 9 . 2 0 0 4 waren 7 1 0 . 35 7 Angehö rige d er
G eburtsj ahrgänge 1 974 b is 1 9 84 als »nicht wehrdie ns tfähig« einge-
stuft. Im D ez e mb er 2 0 0 4 unte rfiele n 9 9 3 . 175 Wehrp flichtige die-
s er Tauglichkeits s tufe .

8) Bunde sverwaltungsge richt, Urteil vo m 1 9 . 1 . 2 0 0 5 − BVerwG 6 C
9/0 4; Ab s chnitt II , 2 , a, c c, 1 Quelle : http ://www. z entralstelle −
kdv. d e/p re ss e − 5 9 − 0 1 . p df
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nigen, die tatsächlich Wehrdienst leisten, der Zahl
derj enigen, die nach M aßgabe der B estimmungen
de s Wehrpflichtgesetze s für den Wehrdienst zur
Verfügung stehen, zumindest nahe kommt. D ie ver-
fügb aren Wehrpflichtigen eines Jahrgangs mü ssen
daher, von einem administrativ unvermeidb aren

>Ausschöpfungsre st < abgesehen, bis zum Erreichen
der Altersgrenze ihren Grundwehrdienst ab sol-
viert hab en . «

9)

Mit Hilfe der Ge setzesänderung
1 0)

im Oktober
letzten Jahres wurde erreicht, dass die Zahl der für
den Grundwehrdienst verfügb aren Wehrpflichti-
gen auf etwa 1 2 0 . 0 0 0 Wehrpflichtige

1 1 )

abgesenkt
wurde . Einberufen werden können ab er j eweils
nur unter 60 . 0 0 0

1 2 )

, also nicht einmal 5 0 % . Von ei-
nem zulässigen »administrativ unvermeidb aren
Ausschöpfungsre st« kann bei 5 0 % wohl kaum die
Rede sein . Vermutlich muss der Ge setzgeb er do ch
no ch die Blonden für untauglich erklären . Jeden-
falls erfüllt die heutige Wehrpflichtre alität nicht
die Kriterien, die das Bundesverwaltungsgericht
angelegt hat. »Uns wurde eine Schonfrist ein-
geräumt. Wir müssen no ch nacharbeiten« , hätte
Struck vermutlich ge sagt, wenn er das ganze Urteil
gekannt hätte .

D as Verwaltungsgericht Köln
1 3 )

hat sich inzwi-
schen in einem neuen Fall mit der Entscheidung
de s Bunde sverwaltungsgerichts auseinanderge-
setzt. D er B eschluss der Richter lässt aufhorchen :
»E s wird eine Entscheidung de s Bundesverfas-
sungsgerichts zu der Frage eingeholt, ob die allge-
meine Wehrpflicht gemäß § 1 Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1 i .V. m .
§ 2 1 Wehrpflichtgesetz mit dem Grundgesetz un-

vereinb ar sind . « Nun ist die Frage nach der Wehrge-
rechtigkeit also dort, wo sie möglicherweise do ch
hingehört. Die Bundesregierung und das Parla-
ment hab en sich in der letzten Zeit wiederholt als
unfähig erwiesen, eine Entscheidung zu treffen .
D ab ei war die SPD im Januar 2 0 0 5 schon auf gutem
Wege , mit dem Vorschlag einer freiwilligen Wehr-
pflicht in Anlehnung an die Regelungen in den
skandinavischen Länder einen Ausweg aus dem Di-
lemma zu finden .

14)

Wo nur no ch Freiwillige die-

nen, stellt sich die Wehrgerechtigkeitsfrage allen-
falls noch theoretisch. Ab er der Verteidigungsmi-
nister missdeutete nicht nur die Entscheidung de s
Bundesverwaltungsgerichts , sondern wie s mit ei-
nem Machtwort auch seine Geno ssen in die von
ihm aufge stellten Schranken : »E s gibt keinen Kom-
promiss in der Frage der Wehrpflicht. «

1 5 )

D amit ist
die Frage nun durch andere zu lö sen, entweder
durch die Verteidigungspolitiker der CDU o der
eb en durch das Bundesverfassungsgericht.

»Mithin wird nach dem Wehrpflichtgesetz nicht
einmal mehr j eder zweite Wehrpflichtige , der
Wehrdienst leisten könnte , zum Wehrdienst heran-
gezogen . Dies ist nach Auffassung der Kammer mit
dem Geb ot der staatsbürgerlichen Pflichtengleich-
heit in Gestalt der Wehrgerechtigkeit nicht verein-
b ar«

1 6)

, heißt e s am Schluss der aktuellen Kölner Ent-
scheidung. Zuvor hatten die Richter – gestützt auf
die Zahlen, die das Verteidigungsministerium ih-
nen zur Verfügung ge stellt hatte – fe stge stellt, dass
von den bereits abgeschlo ssenen Geburtsj ahrgän-
gen 1 970 bis 1 975 durchschnittlich rund 4 0 % für
den Grundwehrdienst verfügb ar waren . Nach den
Kriterien, die für diese Geburtsj ahrgänge galten,
stehen b ei den aktuellen Geburtsj ahrgängen ( 1 9 8 2
bis 1 9 9 0) zwischen 1 70 . 0 0 0 und 1 8 0 . 0 0 0 Wehr-
pflichtige für die Bundeswehr zur Verfügung. Tat-
sächlich einb erufen werden sollen ab er weniger
als 70 . 0 0 0 .

Nach Meinung de s Bunde sverwaltungsgerichts
hat der Ge setzgeb er die Möglichkeit, mehr o der
minder beliebig an den Regelungen der Wehr-
dienstausnahmen so zu drehen, dass Wehrpflichti-
ge nur im Umfange des j eweiligen B edarfs verfüg-
b ar bleib en . Durch die Untauglicherklärung der ei-
gentlich tauglich T3-Gemu sterten und der Freistel-
lung von Vätern und Verheirateten wurde die Zahl
der Verfügb aren auf rund 1 2 0 . 0 0 0 gesenkt. D as
Verwaltungsgericht Köln hat gegen diese willkürli-
che Verringerung allerdings B edenken .

»Nach Auffassung der Kammer wird die ser An-
satz de s Bundesverwaltungsgerichts dem Geb ot
der Wehrgerechtigkeit nicht gerecht. Wenn sich
zwischen der Zahl der für die Bundeswehr verfüg-
b aren und der Zahl der tatsächlich einb erufenen
Wehrpflichtigen eine Lücke auftut, die dem Grund-
satz der Wehrgerechtigkeit widerspricht, dann
kann es nicht unb egrenzt in der M acht de s Gesetz-
geb ers stehen, die se Lücke durch eine sachgerech-
te Neuregelung der Verfügb arkeitskriterien und
Erweiterung der Wehrdienstausnahmen zu
schließen . Aus dem Verfassungsgeb ot der staats-
bürgerlichen Pflichtengleichheit in Gestalt der
Wehrgerechtigkeit (BVerfGE 69 , 1 (2 4)) ist es dem
Ge setzgeber verwehrt, die Wehrpflicht allein an
dem Kriterium der B edarfslage auszurichten . Eine

9) Bund esverwaltungsgericht, Urte il vo m 19 . 1 . 2 0 0 5 − BVe rwG 6 C
9/0 4 ; Ab s chnitt II , 2 , a, cc, 1 Quelle : http ://www. z e ntralstelle-
kdv. de/p res s e-5 9-0 1 . p df

1 0) Zwe ites Ge s etz zur Ände rung de s Zivildienstges etz e s und ande-
re r G es etz e – 2 . ZD GÄnd G, Bunde stags dru cks ache 15/3 2 79 ; Bun-
de sge s etzblatt 2 0 0 4 , Te il I , Nr. 5 1 S eite 2 35 8 , vo m 2 9 . 9 . 2 0 0 4

1 1 ) »Aufko mmen an Wehrp flichtige n − In 2 0 0 4 we rde n rund 4 3 6 . 9 0 0
1 8j ährige M änner de s G eburtsj ahrgangs 1 9 8 6 in die Wehrp flicht
hine inwachs e n . B is 2 0 0 6 ste igt die s e Z ahl zunächs t auf b is zu
45 3 . 6 0 0 Wehrp flichtige (G eburtsj ahrgang 19 8 8) . Ab 2 0 0 9 s inke n
die J ahrgangs s tärke n d ann ko ntinuie rlich auf circ a 374 . 5 0 0 imJ ahr
2 0 1 3 . D ie s e s is t insb e s o ndere auf ein ge ringere s Aufko mme n in
de n neuen Bundesländern zurückzuführen, wo s ich die J ahr-
gangs s tärke n ab G eburtsj ahrgang 19 9 1 nahezu halb ie ren we rde n .
D ie durchs chnittliche J ahrgangss tärke wird zwis che n 2 0 0 4 und
2 0 14 vo rauss ichtlich b ei rund 4 15 . 0 0 0 M änne rn liegen . D avo n wer-
de n ab er le diglich gut 1 2 0 . 0 0 0 für den Wehrdiens t zur Ve rfügung
s tehe n . « Quelle : http ://www. bund eswehr. de/C 1 2 5 6 E F40 0 2AE D
3 0/Curre ntB as e Link/N 2 6 4HLJC 9 55 MM I SDE

1 2 ) Siehe Pers o nalplanung d er Bundeswehr, zum B eisp iel unte r
http ://www.bundeswehr. d e/C 1 2 5 6E F4 0 0 2AE D 3 0/Curre ntB as e-

Link/N 2 64HULH78 0M M I S DE

1 3) Ve rwaltungsge richt Köln, B e s chlus s vo m 15 . 4 . 2 0 0 5 – 8 K 85 64/0 4

14) »D änis ches M o d ell anges treb t − Einb erufen wird nur, wenn es

nicht genüge nd Freiwillige gib t« , D ie Welt, 14 . 1 . 2 0 0 5 , Quelle :
http ://www.welt. de/d ata/2 0 0 5/0 1/ 14/3 879 5 0 . html

15 ) »Stru ck: Kein Ko mp ro miss b ei de r Wehrp flicht« , D ie Welt, 2 1 . 1 .
2 0 0 5 ; Qu elle : http ://www.welt. de/d ata/2 0 0 5/0 1/2 1/39 15 3 0 . html

1 6) Ve rwaltungsge richt Köln, B e s chlus s vo m 15 . 4 . 2 0 0 5 – 8 K 8 5 64/0 4
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Rezensionen und Hinweise
Bea trix Müller-Ka mpel (Hrsg.): »Krieg ist derMord
a ufKo m ma ndo «. Bürgerliche und anarch istische
Friedensko nzepte. Bertha vo n Su ttner und Pierre
Ram us. Nettersheim, Verlag Graswurzelrevolutio n
2005; ISBN3-9806353- 7-6; 288 Seiten; 1 7, 80Euro

D er den S atz der Üb erschrift sagte , weilt schon
lange nicht mehr unter den Leb enden . Rudolf
Großmann alias Pierre Ramus , 1 8 8 2 in Wien geb o-
ren, ist 1 9 4 2 auf der Flucht vor den Nazi-Schergen
auf der Üb erfahrt in das neue Exilland Mexiko ge-
storb en . D azwischen lag ein engagiertes Leben als

Journalist, Schriftsteller und Redner. B eson-
ders hervorzuheb en sind sein antimilitaristische s
Engagement und sein Eintreten für eine freie anti-
autoritäre Erziehung sowie für eine geno ssen-
schaftliche Ökonomie . Die Ideen und Gedanken
von Pierre Ramus lassen sich wieder entdecken in
der gerade von B e atrix Müller-Kampel herausgege-
benen S ammlung historischer Texte zum Thema
Friedenskonzepte . Ramus ´ S atz »Krieg ist Mord auf
Kommando« hat dem Buch seinen Titel gegeb en . In
die sem steht Ramus exemplarisch für die anarchis-
tische Konzeption, die im Staat die entscheidende
Kriegsursache erkannte und zur Verweigerung
und schließlich Revolution gegen den Krieg
aufrief.

Die andere Tradition im Kampf gegen den
Krieg, die p azifistische , setzte darauf, dass durch
zunehmende Rationalität auch die zwischenstaatli-
chen B eziehungen zivilisiert würden . In Müller-
Kampels Buch „ Krieg ist Mord auf Kommando “
wird diese Strömung insb esondere an der Person
B ertha von Suttner ( 1 84 3- 1 9 14) aufgezeigt. Ihr Le-
ben wird b e schrieb en als das einer Frau , die als Eu-
rop äerin aufgewachsen ist, als es noch kein Europ a
in heutiger Ge stalt gab .

Von Suttners ca. 3 0 Romanen ist einer weltb e-
kannt geworden : »Die Waffen nieder ! « 1 8 89 in ei-
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staatsbürgerliche Pflichtengleichheit ist nur ge-
währleistet, wenn sichergestellt ist, dass Wehr-
pflichtige umfassend und gleichmäßig herangezo-
gen werden . Wenn ab er nur no ch eine Minderheit
Dienst leistet und der Rest gesetzlich von der
Dienstleistung b efreit ist, so kann von einer glei-
chen Last für alle pflichtigen Bürger nicht mehr ge-
spro chen werden . «

1 7)

Offensichtlich machen die Kölner Richter in
den Gesprächen mit den Klägern die gleichen Er-
fahrungen wie wir in unseren Ge sprächen mit den
ratsuchenden Wehr- und Zivildienstpflichtigen .
»D em einzelnen Wehrpflichtigen wird es im Ergeb-
nis gleichgültig sein, ob die anderen, nicht eingezo-
genen wehrdienstfähigen Männer aufgrund einer
Ermessensentscheidung der Verwaltung o der auf-
grund von ge setzlich normierten Wehrdienstaus-
nahmen keinen Dienst zu leisten brauchen . Je
mehr junge Männer von der Dienstleistungspflicht

au sgenommen werden, desto mehr wird die eige-
ne Einb erufung als ungerecht empfunden . «

1 8)

Für die Wehrpflichtpraxis b edeutet der Vorlage-
b e schluss des Verwaltungsgerichts , dass nun im
B ereich de s Kölner Verwaltungsgerichts die Wehr-
und Zivildienstpflicht wieder weitgehend ausge-
setzt ist. E s wird sicher keinen Automatismu s ge-
b en, ab er j eder halbwegs juristisch versierte An-
walt dürfte eine Aussetzung o der Rücknahme de s
Einb erufungsb escheide s in die sem Gerichtsb ezirk
erreichen können . E s bleibt abzuwarten, ob sich
andere Verwaltungsgerichte dem Kölner Vorlage-
b e schluss anschließen und Einb erufungsb eschei-
de bis zur Entscheidung de s Bunde sverfassungsge-
richt aussetzen .

Peter To biassen ist Geschäftsführer der Zen tral-
stelle KDV.

17) Ve rwaltungsgericht Köln, B es chluss vo m 15 . 4 . 2 0 0 5 – 8 K 8 5 6 4/0 4 1 8) Ve rwaltungsgericht Köln, B es chluss vo m 15 . 4 . 2 0 0 5 – 8 K 8 5 6 4/0 4

Berichtigungen
zu Heft 05 (I/2005)

Im Inhaltsverzeichnis richtig ge schrieb en, in
der Üb erschrift auf Seite 3 zum Artikel »D eut-
sche Kriegspolitik − der falsche Weg« aber
falsch : D er Autor heißt Ulrich Finckh ; wir bitten
um Entschuldigung für das vergessene »h« .

Im Artikel von Knut Krusewitz »D as Trugbild
vom >demokratischen Frieden <« (Seite 7 ff.) sind
die Fußnoten teilweise fehlerhaft : Die Fußnote
14 b ezieht sich auf Wehler, Hans , 2 0 0 1 , Seite 1 0 6
(siehe Fußnotentext 1 8) , und nicht − wie ange-
geben − auf Mill, John Stuart. Fußnote 1 5 b ezieht
sich auf Mill (siehe Fußnotentext 1 4) , Fußnote
1 6 bezieht sich auf Smith, Adam (siehe Fußno-
tentext 1 5 ) , Fußnote 1 7 b ezieht sich auf Prib am,
Karl (siehe Fußnotentext 1 6) und Fußnote 1 8
b ezieht sich auf Mann, Michael (siehe Fußno-
tentext 1 7) . Ab Fußnote 1 9 ist alles wieder kor-
rekt.

Im B eitrag » Gegen falsche Alternativen« von
Matthias Engelke (Seite 2 7 f.) ist die Fußnoten-
nummerierung falsch : Im Text ist die Fußnote 2
zu streichen, Fußnote 3 wird zu 2 etc . ; in den
Fußnoten gehört der Text von Fußnote 3 zu 2 ,
Fußnote 4 wird entsprechend zu 3 und 5 zu 4 .

Wir bitten um Entschuldigung für die se Feh-
ler.
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ner Erstauflage von 1 . 0 0 0 Exemplaren gedruckt,
ging der Roman bis 1 9 1 4 ins unglaubliche 2 1 0 . Tau-
send und wurde in schneller Folge in alle europ äi-
schen Sprachen übersetzt. Vor dem Hintergrund
dieses Erfolgs arb eitete B ertha von Suttner rastlo s
an der Popularisierung der Friedensidee in Europ a
und den USA, gründete 1 89 1 in Wien die Ö sterrei-
chische Gesellschaft der Friedensfreunde und
1 89 2 die D eutsche Friedensgesellschaft. B ertha

von Suttner wurde vor 1 0 0 Jahren der Friedensno-
b elpreis verliehen .

D as Buch gliedert sich in zwei Teile . D er erste
b esteht in einer au sführlichen Einleitung der Her-
ausgeberin, in der sie B ertha von Suttner und Pier-
re Ramus mit ihren j eweiligen Ansätzen ausführ-
lich dar- und einander gegenüb er stellt. Zudem
macht sie j eweils kurze biografische Einführungen
zu Suttner und Ramus . Insge samt eine interessante
Abhandlung . Allerdings hätte der Verzicht auf ein
p aar nicht gerade allzu geläufige Fremdworte die
ansonsten gute Le sb arkeit no ch gesteigert.

D er zweite Teil de s Buches b esteht aus einer
S ammlung von Texten, Pamphleten und Program-
men . E s b eginnt mit Auszügen au s der B ergpredigt
de s Jesus von Nazareth, führt üb er Artikel von B er-
tha von Suttner, Alfred H . Fried , Romain Rolland ,
Stefan Zweig, Erich Mühsam, Petr Kropotkin, Lev
Tolstoj , Friedrich Schütz bis zu Pierre Ramus und
Olga Misar. Die S ammlung wird abge schlo ssen
durch die Erklärung der Internationale der Kriegs-
dienstgegner ( 1 9 2 1 / 1 9 2 5 ) und das Internationale
Manife st gegen die Wehrpflicht.

Ohne dass uns die s immer bewusst wäre , wirken
b eide Ansätze bis heute fort − der p azifistische
eb enso wie der antimilitaristische . E s wäre auch
heute sp annend , b ei unserer Friedensarb eit öfter
darüb er nachzudenken, wie sinnvoll o der eb en
nicht sinnvoll es ist, sich mit seinem Engagement
auf den Staat und die Regierungspolitik zu b ezie-
hen .

Und e s kann heute durchaus ermutigend sein zu
sehen, dass sich auch vor 1 0 0 und mehr Jahren
Menschen für die S ache des Friedens engagiert ha-
b en . Wie stellt der Verlag treffend fest : »Die prinzi-
pielle Kritik des Krieges braucht die Erinnerung an
p azifistische und antimilitaristische Traditionen,
die aufs Ganze gingen . D eren Stärken, ab er auch
Grenzen neu zu diskutieren, ist aktuell notwendig,
damit gegen den Mord auf Kommando mobil ge-
macht wird . «

Mord ? E s ist intere ssant, dass der S atz »D er Krieg
ist der Mord auf Kommando« Pierre Ramus im Ge-
gensatz zu anderen Erfahrungen in der sp äteren
Bundesrepublik D eutschland keine b ehördliche
Verfolgung einbrachte . Selb st Pap st B enedikt XV.
hatte 1 9 1 5 den Krieg eine »grauenhafte Schlächte-
rei« und ein »entehrendes Gemetzel« genannt. Wird
der j etzige Pap st ebenso deutliche Worte gegen
den Krieg und die Rüstung finden, wie sein na-
mensgeb ender Vorgänger?

Kurt Tucholsky hat dann 1 9 3 1 in der Weltbühne
persönlich unb ehelligt formuliert: »D a gab e s vier
Jahre lang ganze Quadratmeilen Landes , auf denen
war der Mord obligatorisch, während er eine halbe
Stunde davon entfernt eb enso streng verb oten war.
Sagte ich : Mord ? Natürlich Mord . Soldaten sind
Mörder. « Ein S atz, der auch in der Gegenwart b e-
denkenswert ist. Allerdings konnte e s in den ver-
gangenen Jahrzehnten durchaus strafrechtliche
Konsequenzen nach sich ziehen, wenn er öffent-
lich ausgespro chen wurde .

D as von B e atrix Müller-Kampel im Verlag Gras-
wurzelrevolution herausgegeb ene Buch ist insge-
samt eine interessante Publikation, die zum Nach-
denken und zur Diskussion anregen kann . Und mit
seiner Erinnerung an engagierte Menschen frühe-
rer Zeiten kann e s dazu beitragen, dass wir selber
langfristig werden in unseren Leb ensvisionen .
Sich auf eine Tradition zu beziehen kann heißen, an
die Stelle der Toten zu treten, um ihre Aufgaben zu
üb ernehmen, ab er auch um einzutreten in ihren
Leb ensmut, in ihre Lebenshoffnungen, in ihr Le-
b ensgelingen . Auch dafür kann das Buch nutzbrin-
gend sein .

Mi chael Sch mi d

ì

Vol ker Grotefel d/Int ern. Vers ö hnungs bund, dt. Zwei g
(Hrs g.): Ei n rei nes Ge wissen? A meri kanische und briti-

sche Kri egs di enstverwei gerer i m Zweit en Welt kri eg. 1.
Aufl age, Mi nden 2 005; ISBN3- 98044 08- 6- 9; 1 76 Sei-
t en; 1 0 Euro

ì

Ro bert- Have mann- Gesellschaft (Hrs g.): Zivil co urage
und Ko mpro miss. Baus ol daten i n der DDR1 964- 1 990.
Ei ne Do ku ment ati o n. Baus ol datenko ngress, Pots-
da m, 3. - 5. Sept e mber 2 004; Re dakti o n: Uwe Koch; 1.
Aufl age, Berli n 2 005; ISBN3- 9804 92 0- 8- 7; 1 38 Sei-
t en; 5 Euro zzgl. Vers and, Bezug über: Ro bert- Have-
mann- Gesellschaft e. V., Schli e mannstr. 2 3, 7043 7 Ber-

li n (www. have mann- gesellschaft. de)

ì

H[e dl ey] P[aul] Will mott: Der Erste Welt kri eg. Aus de m
Englischen vo n Kl aus Bi nder und Bernd Lei ne weber.
Gerstenberg Verl ag, Hil des hei m 2 004; ISBN 3- 806 7-

2 54 9- 7; 31 9 Seit en, gebunden mit Schutzu mschl ag; 39
Euro

Am 1 . August des Jahres 1 9 1 4 erklärte D eutsch-
land Russland offiziell den Krieg, am 3 . August
Frankreich, und am 4 . August erreichte die
Kriegserklärung der Engländer B erlin – das ist die
lapidare Konsequenz einer Vorge schichte , die
nicht erst mit dem Schuss auf den ö sterreichischen
Thronfolger Franz Ferdinand in S araj ewo b egon-
nen hatte . Die Staaten der so genannten Mittel-
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mächte (D eutsches Kaiserreich, Ö sterreich-Un-
garn, sp äter auch Bulgarien und das O smanische
Reich) standen den Staaten der Entente
(Frankreich, England , Russland und seit 1 9 1 7 auch
die USA) gegenüb er. Neutral blieb en zunächst die
deutschen Bündnisp artner Italien (bis 1 9 1 6) und
Rumänien . Zu B eginn de s Krieges – dessen weitrei-
chenden politischen, wirtschaftlichen und sozia-
len Folgen sich wohl keiner der Gegner hatte vor-
stellen können – glaubte j ede Seite no ch an einen
schnellen Sieg . D o ch keine der Offensiven
D eutschlands, Ö sterreich-Ungarns , Frankreichs ,
Großbritanniens o der Russlands brachte den er-
hofften raschen Erfolg. B ald lagen sich die Heere
vor allem im Westen in einem unerbittlichen Stel-
lungskrieg gegenüber mit einer endlo sen Abfolge
von Angriffen und Gegenangriffen, die allzu oft
trotz ungeheurer Verluste an Menschenleb en am
Ende nur ein p aar Meter Raumgewinn brachten .

D er Krieg, der b einahe alle Weltregionen in Mit-
leidenschaft zog, dauerte bekanntlich vier Jahre
und endete mit einer politischen und territorialen
Neuordnung in Europ a: am 9 . November 1 9 1 8
dankte Kaiser Wilhelm II . ab . Die Republik wurde
au sgerufen . Zwei Tage sp äter, am 1 1 . Novemb er,
wurde der Waffenstillstand in Compiègne ge-
schlo ssen . Am 2 8 . Juni de s darauffolgenden Jahre s
folgte der Versailler Vertrag . Für D eutschland hieß
das : weitgehende Entmilitarisierung, Rep arations-
zahlungen und : die Fe stlegung der Alleinschuld an
die sem Krieg für D eutschland – eine fruchtb are Ar-
gumentationsgrundlage für den Aufstieg eine s fa-
schistischen Systems in D eutschland , das zu einem
Zweiten Weltkrieg ( 1 9 39- 1 945 ) führte .

In den letzten Jahren hat die Zeit de s Ersten
Weltkrieges ( 1 9 14- 1 9 1 8) , die im historischen B e-
wusstsein lange hinter der wirkmächtigeren Epo-
che des Nationalsozialismus und de s Zweiten Welt-
kriege s zurückstand , erneut steigende Aufmerk-
samkeit auf sich gezogen . Zum neunzigsten Jahres-
tag des B eginns des Ersten Weltkriege s sind wie-
derum eine Reihe von Publikationen erschienen,
die sich mit dem umwälzenden Ereignis – das man-
che als den wirklichen B eginn des 2 0 . Jahrhunderts
sehen – b eschäftigen . Hierzu zählt auch der groß-
formatige B and des renommierten britischen Mi-
litärhistorikers Hedley Paul Willmott »D er Erste
Weltkrieg« , die von Klaus B inder und B ernd Leine-
web er aus dem Englischen üb ertragen wurde . D er
Autor, ein international anerkannter Experte für
die Ge schichte der Kriegsführung im 2 0 . Jahrhun-
dert, lehrt seit vielen Jahren an Universitäten und
Militärakademien in England und Amerika und hat
sich mit zahlreichen Publikationen einen Namen
in der Fachwelt gemacht.

Sein nun erschienenes Buch üb er den Ersten
Weltkrieg versteht sich als eine populäre , das heißt
einerseits fundierte , andererseits ab er auch leicht
verständliche Gesamtdarstellung des Ge schehens .
In j eweils kurzen Kapiteln schildert Willmott nicht

nur anschaulich , wie e s aufgrund neuer Waffen-
techniken zu Lande , zu See und in der Luft zu
Schlachten mit no ch nie da gewe sener Zer-
störungskraft kam, sondern arb eitet auch die
Kriegsziele j eder Seite und ihre Veränderung mit
dem Kriegsge schehen heraus . Gleichzeitig analy-
siert er die Strategien und Mentalitäten der Regie-
renden und der führenden Militärs und verdeut-
licht, wie glob al die Strategien und Ziele de s Macht-
kampfe s der Nationen schon damals waren . Ge-
bührenden Raum räumt er ab er auch dem Leiden
und Sterb en der Soldaten ein . Lediglich ganz kurz –
hier wäre eine ausführlichere D arstellung sehr
wünschenswert – werden dab ei auch »Kriegs-
dienstverweigerer« (S . 1 2 7) und das Phänomen
»Meuterei und Fahnenflucht« (S . 2 1 3 ) ange spro-
chen .

So gelungen insge samt b etrachtet der Text ist,
zeichnet sich die empfehlenswerte Veröffentli-
chung von Hedley Paul Willmott im Vergleich zu
anderen Publikationen ab er vor allem durch ihre
ungeheure Fülle von Abbildungen, Schriftdoku-
menten, Karten und Ablaufdiagrammen aus , die
dem Thema wohl eine bis dahin no ch nicht erreich-
te Anschaulichkeit geb en . Ganz in der Tradition
des D orling Kindersley Verlages (London) , unter
dessen Ägide das Buch entstanden ist, macht auch
eine Fülle von dokumentarischem Bildmaterial
und kommentierten Abbildungen von Gegenstän-
den des täglichen Gebrauchs von Soldaten und der
Zivilb evölkerung, von Waffen bis zum Ersatzkaffee
au s Löwenzahnwurzeln und Graupen, das zeit-
genö ssische Geschen b e sser verstehb ar. In die sem
Zusammenhang b eeindrucken auch die kurz vor-
gestellten künstlerischen Werke , die unter dem
Eindruck de s Ersten Weltkrieges entstanden sind .
M aler wie Fernand Léger o der Otto Dix, Schriftstel-
ler wie Erich Maria Remarque , Georg Trakl, Sieg-
fried S asso on o der Wilfred Owen, der nur einige
Tage vor dem Waffenstillstand fiel, setzten sich in
B ildern, Gedichten und Romanen mit ihren Erleb-
nissen auseinander. Ihr Nachlass macht eb enso wie
die in die D arstellung immer wieder einfließenden
zahlreichen Zitate aus Briefen und Tagebüchern
einfacher Soldaten den unabhängig von Nationa-
lität o der politischer Einstellung als traumatisch er-
lebten Schrecken diese s ersten glob alen Kriege s
eindringlich nachfühlb ar.

Dr. Hubert Kolling

ì

Der Welt kri eg 1 91 4- 1 91 8. Erei gnis und Eri nnerung. I m
Auftrag des Deutschen Hist orischen Museu ms. Her-
aus gegeben vo n Rai ner Rot her. Editi o n Mi nerva Her-
mann Farnung. Wolfrats hausen 2 004; ISBN

3- 932 353- 89- 7; 3 74 Seiten, gebunden; 2 5 Euro.

Als am 2 8 . Juni 1 9 14 Franz Ferdinand , der Thron-
folger der ö sterreichisch-ungarischen D oppel-
monarchie , durch einen 1 9-j ährigen b o snischen
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Terroristen erscho ssen wurde , waren die Men-
schen in B erlin, Paris , Wien, London und St. Peters-
burg gerade auf dem Weg in die Sommerferien . B is
dahin war – seit 4 3 Jahren – unter den Staaten Euro-
p as kein großer Konflikt mehr militärisch au sgetra-
gen worden . Freilich hatten die Großmächte schon
ab den letzten Jahrzehnten de s 1 9 . Jahrhunderts , ei-
ner fortschrittsgläubigen Perio de relativen Frie-
dens und Wohlstands in Europ a und der industriel-
len und kolonialen Exp ansion, für einen üb er kurz
o der lang unausweichlich scheinenden Krieg auf-
gerüstet. B esonders das von Nationalismus und Mi-
litarismus durchdrungene D eutsche Reich unter
Wilhelm II . war gewillt, zur Durchsetzung seines
Weltmachtanspruche s und zur Üb erwindung der
inneren Krisen auch einen Krieg zu riskieren . Am
1 . Augu st 1 9 1 4 machten auf kaiserlichen B efehl das
deutsche Heer und die kaiserliche Flotte mobil . D a-
mit waren endgültig die üb er einen Monat dauern-
den diplomatischen B emühungen fehlge schlagen,
nach dem Attentat von S araj evo den Konflikt zwi-
schen Ö sterreich-Ungarn und Serbien auf friedli-
chem Wege b eizulegen . Europ a b efand sich damit
am Rande einer Katastrophe bis dahin ungeahnten
Ausmaßes . Junge Männer aller Nationen zogen zu-
meist freiwillig und voller Abenteuerlust ins Feld ,
getragen von einer p atriotischen B egeisterung.
»Wie nie fühlten Tausende und Hunderttausende
Menschen, was sie b esser im Frieden hätten fühlen
sollen : dass sie zu sammengehörten« , schrieb hier-
zu Stefan Zweig (po stum erstmals 1 9 4 2 erschie-
nen) in seiner »Welt von Ge stern« .

D er Erste Weltkrieg entwickelte sich von einem
europ äischen »Bürgerkrieg« zu einer weltumsp an-
nenden Katastrophe : Au stralier und Neu seeländer
kämpften gegen das O smanische Reich, Algerier,
Tunesier und M arokkaner verbluteten auf den
Schlachtfeldern Frankreichs , der britische Archäo-
loge und Agent Thomas Edward Lawrence wurde
als »Lawrence of Arabia« an der Seite der Araber im
Kampf gegen die Türken zur Legende , Jap aner er-
oberten deutsche Kolonien im Fernen O sten, wäh-
rend deutsche Truppen in Afrika gegen die Briten
kämpfen, und auch die lange zuminde st pro forma
neutralen USA traten schließlich 1 9 1 7 auf Seiten
der Alliierten in das Kriegsgeschehen ein .

An der »Heimatfront« veränderte der Krieg das
Alltagsleben der Menschen dramatisch . Schließ-
lich sollte der Krieg, der zirka 1 0 Millionen Solda-
ten das Leb en ko stete und rund doppelt so viele
verwundete , nicht nur den Fortschritts- und Zu-
kunftsoptimismu s der Menschen in Europ a unwie-
derbringlich zerstören, sondern auch das Ge sicht
der Welt bis in die heutige Zeit prägen . Im briti-
schen, franzö sischen und belgischen Sprachge-
brauch gilt der Erste Weltkrieg bis heute als »D er
große Krieg« , in der Geschichtswissenschaft oft als
die »Ur-Katastrophe de s 2 0 . Jahrhunderts« .

Im Augu st 2 0 04 j ährte sich der Au sbruch des
Ersten Weltkrieges zum 9 0 . Mal, ein historisches

D atum, an das zahlreiche Ausstellungen, Vorträge
und eine Fülle neuer Untersuchungen zum Ge-
samtgeschehen o der zu einzelnen D etailfragen er-
innerten . Die fundamentale , epo chale B edeutung
de s Ersten Weltkrieges für die Ge schichte des 2 0 .
Jahrhunderts war auch der Anlass für das D eutsche
Historische Museum in B erlin, ihm eine umfangrei-
che , kultur- und mentalitätsgeschichtlich au sge-
richtete Ausstellung zu widmen . Die sehenswerte ,
vom 1 3 . Mai bis zum 1 5 . August 2 0 04 in B erlin ge-
zeigte Ausstellung »D er Erste Weltkrieg 1 9 1 4- 1 9 1 8 .
Ereignis und Erinnerung« folgte dab ei einer thema-
tischen Au srichtung. Sie zeigte das historische Er-
eignis in einer internationalen Perspektive und
stellte immer wieder den Vergleich zwischen den
nationalen Sichtweisen her.

Im ersten Teil (»Erfahrung«) vermittelte die Au s-
stellung die neue Dimension der Kriegserfahrung
von 1 9 14- 1 8 mit ihren Konsequenzen für Individu-
en und Gemeinwe sen . Die se Folgen b etrafen b e-
kanntlich sowohl die Erfahrungen der Soldaten im
Schützengrab en wie die prop agandistische An-
strengung der in den Kriegsdienst ge stellten Ge-
sellschaften . Die Folgen des Krieges für die Staaten-
gemeinschaft sowie deren Au swirkungen auf die
einzelnen Ge sellschaften standen im Mittelpunkt
de s zweiten Teils (»Neuordnung«) , der auch die
Friedensschlüsse , Europ as neue Landkarten und
der Wiederaufb au behandelte . D er ab schließende
dritte Teil (»Erinnerung«) dokumentierte nationale
und kollektive , zugleich j edo ch auch individuell ge-
pflegte Erinnerung an den »Großen Krieg« mit ih-
ren bis heute prägenden Unterschieden zwischen
Siegermächten und Verlierern einerseits , zwi-
schen West- und O steurop a andererseits .

Zu der Au sstellung, die eine Fülle von Expona-
ten von weit über 1 0 0 Leihgeb ern – darunter auch
eine gewisse Anzahl privater Memorabilia – aus al-
len entscheidenden, am Krieg beteiligten Natio-
nen präsentierte , hat Rainer Rother im Auftrag de s
D eutschen Historischen Museums den vorliegen-
den Katalog herausgegeb en .

D er großformatige , 374 Seiten starke B and ist
sehr gelungen . Mit einer großen Fülle von Abbil-
dungen, die au sführlich b e schriftet sind , doku-
mentiert er einerseits hervorragend die Ausstel-
lung, und bietet andererseits zur Vertiefung in das
Thema acht grundlegende E ssays . Wie die Ausstel-
lung rückt der empfehlenswerte B egleitkatalog
den ersten glob alen Konflikt de s 2 0 . Jahrhunderts
stärker ins B ewusstsein der heutigen Öffentlich-
keit und schärft gleichzeitig den Blick für seine Ge-
genwartsb ezüge .

Dr. Hubert Kolling

ì

Detl efBal d: Di e Bundes wehr. Ei ne kritische Geschi ch-
t e 1 955- 2 005. Verl ag C. H. Bec k, München 2 005; ISBN
3- 4 06- 52 792- 2; 2 32 Seit en; 1 2, 90 Euro
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D ie B ezugsgebühr für e in volles Kale nd erj ahr
(4 H efte) b eträgt b eim No rm alab o 2 0 € zzgl . 2 €

für Po rto und Verp ackung; b e i B es tellung innerhalb
des l aufende n Kalende rj ahres e ntsp re che nd we nige r. D ie

B ezugsgebühre n j ewe ils b is zum Ende de s Kalende rj ahres s ind zu
B eginn de s B ezuges fällig, d an ach zu B eginn de s Kale nde rj ahre s . D as Ab o n-

ne me nt ve rl änge rt s ich auto m atis ch um ein weite re s Kale nde rj ahr, we nn nicht
j ewe ils b is zum 3 0 . 1 1 . s chriftlich e ine Kündigung zum J ahre s e nd e e rfolgt ist.

Mir is t b ekannt, d as s ich dies e B estellung innerh alb de r folgende n zwei Wo che n ohne B egrün-
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Jedem D eutschen, der no chmals ein Gewehr an-
fasse , möge der Arm verdorren – so lautete die
Parole im von der ultimativen, indes selb st ver-
schuldeten, Katastrophe de s Zweiten Weltkriegs
verwü steten Nachkriegsdeutschland de s Jahre s
1 9 49 . Ausgegeb en hatte sie kein Geringerer als
Franz Jo sef Strauß . Was ihn freilich nicht hinderte ,

Jahre sp äter, nämlich auf dem Höhepunkt der B er-
lin-Krise 1 9 61 , von den USA den Einsatz der Atom-
bomb e zu fordern, um die Sowj ets in ihre Schran-
ken zu weisen . Fürwahr eine radikale Kehrtwende !
Geradezu p aradigmatisch spiegelt sich in dieser
biographischen Episo de die Remilitarisierung
D eutschlands wider. Die institutionelle Manife sta-
tion dieser Entwicklung stellte die »neue Wehr-
macht« dar, sp äter mit der offiziellen B ezeichnung
»Bundeswehr« versehen . Im laufenden Jahr feiert
das politische E stablishment dieser Republik das
fünfzigj ährige B estehen ihrer Streitkräfte . Indes :
Ob die Existenz eine s notwendigen Üb els irgendei-
nen Anlass für Festivitäten zu bieten vermag, darf
füglichst b ezweifelt werden . Trauer wäre entschie-
den angebrachter.

Wie auch immer man dazu stehen mag, allemal
gerechtfertigt und darüb er hinau s auch notwendig
erscheint nach die sen fünfzig Jahren eine umfas-
sende B estandsaufnahme »Unserer Bunde swehr« .
Diesem Unterfangen widmet sich der renommier-
te Münchener Politikwissenschaftler, Historiker
und Friedensforscher Dr. D etlef B ald , durch eine
Vielzahl einschlägiger Publikationen au sgewie sen
als einer der profunde sten Kenner des deutschen
Militärs . Seine jüngst vorgelegte kritische Ge-
schichte der bunde srepublikanischen Streitkräfte
folgt vier prägnanten Etappen .

»B egründung des Staates durch Macht« ist die
erste betitelt und b eschreibt die konstitutive Phase
des neuen deutschen Militärs in den Jahren 1 9 49
bis 1 9 69 . So unglaublich es klingen mag, die ersten,
noch sehr diskreten Üb erlegungen zur deutschen
Wiederaufrü stung wurden innerhalb der alten Mi-
litärelite b ereits sechs Monate (! ) nach der b edin-
gungslo sen Kapitulation de s Naziregime s ange-
stellt. Mit der Gründung der Bundesrepublik
D eutschland im Jahre 1 9 49 setzten anschließend
mit Billigung der Alliierten die konkreten, anfäng-
lich no ch geheim gehaltenen Planungen zur Auf-
stellung eines deutschen Militärkontingente s zur
Verteidigung Westeurop as ein . Im folgenden zeich-
net der Autor eine dichtes und rückblickend nach-
gerade atemb eraub ende s Bild de s Aufb au s der
Bunde swehr. Marksteine der Entwicklung in j ener
Zeit bildeten das politische Tauschge schäft von
Souveränitätsgewährung gegen militärische Trup-
pengestellung, die Rehabilitierung von Wehr-
macht und Waffen-S S , die Integration der B RD in
die we stlichen Bündnisstrukturen, die Einführung
der allgemeinen Wehrpflicht, die Ausgestaltung
der Wehrge setzgebung, die heftigen Au seinander-
setzungen um die Atombewaffnung, der beinhart
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ausgetragene Konflikt zwischen Traditionalisten
und Reformern um die Innere Führung und das
Leitbild vom Staatsbürger in Uniform, die Durch-
setzung de s Primats der Politik und anderes mehr.

D er konvulsiven und eklatträchtigen Anfangs-
phase folgte eine Etappe der »Reform und Stabili-
sierung« in den Jahren 1 9 69 bis 1 9 8 2 . Herausragen-
de Themen in dieser Phase waren die aufkeimende
Entsp annungspolitik, die neue nukleare Ab schre-
ckungsdoktrin der NATO , die Reform des militärei-
genen B ildungssystems von der Rekruten- bis zur
Generalstab sausbildung, die so genannte »Runder-
neuerung« der Bundeswehr mit mo dernster Rü s-
tungstechnik, der Disput um einen neuen Traditi-
onserlass , die Pluralisierung und Demokratisie-
rung de s Militärs sowie quasi als Höhepunkte die
essenziellen Konflikte um Neutronenb omb e und
atomare NATO-Nachrüstung.

Mit B eginn der rückwärtsgewandten Ära Kohl
1 9 8 2 brach auch für die Bunde swehr eine Phase
der »Konservativen Konsolidierung« an, die sich
bis ins Jahr 2 0 0 0 hinziehen sollte . Ganz ob en auf
der Agenda stand der von der konservativen Bun-
de sregierung demonstrierte »Mut zur Rüstung« ,
selb stverständlich in engstem Schulterschluss mit
dem US-Verbündeten . Ein voller Erfolg j ener Zeit
stellte auch die traditionalistische Wende , verbun-
den mit der Rückkehr de s Kämpfermytho s aus glor-

reichen Wehrmachtszeiten dar. Die Innere Füh-
rung wurde reduziert auf bloße Sozialtechnologie ,
fortan war Kriegstüchtigkeit das M aß aller Dinge –
die Traditionalisten hatten sich endgültig durchge-
setzt. D as Ende des Kalten Krieges setzte neue Prio-
ritäten, nämlich weitreichende Abrüstung, Ab-
wicklung der NVA, Abzug von Atomwaffen und vor
allem : Suche nach einem neuen Auftrag für
D eutschlands Militär. Die so genannte »Out-of-
Area«-D eb atte bewegte die Republik. Nach Art der
S alami-Taktik setzte das sicherheitspolitische E sta-
blishment die Abkehr von der lange bewährten
Kultur der Zurückhaltung durch . Am Ende b ombte
die deutsche Luftwaffe ohne völkerrechtliche s
Mandat gemeinsam mit der NATO auf dem B alkan .
Im Inneren j edo ch prägte Verkrustung das Klima.
An der üb erkommenden Wehrpflicht wurde unb e-
irrb ar festgehalten, nur an der Öffnung de s
Dienstes für Frauen führte kein Weg vorb ei .

Im letzten Teil seiner B etrachtungen unter-
nimmt B ald den Versuch, die »Militärpolitischen
Perspektiven« der Zukunft aufzuzeigen . Au s der
Diskussion um Völkerrecht, »humanitäre« Inter-
vention, Präventivkriegsdoktrin und Transformati-
on der Bunde swehr leitet er ab schließend Forde-
rungskataloge an Militär und Politik ab . In der Bun-
de swehr selb st gilt e s , die demokratische Pluralität
durchzusetzen, das militärische B ildungswe sen
gründlich zu reformieren und die Innere Führung
endlich komplett zu verwirklichen . Die Politik wie-
derum muss die Idee des Parlamentsheeres wieder-
b eleb en, auf Lib eralität in den Streitkräften b e ste-
hen und vor allem Militärpolitik als Friedenshan-
deln b egreifen . »Die Herausforderung« , so der Au-
tor, »ist eine neue Kultur de s Friedens und der Si-
cherheit. «

B e sonders hervorzuheb en ist schlussendlich,
dass der Verfasser mit seiner kritischen Historie
der Bundeswehr keine simple Chronologie ablie-
fert, sondern sie von Anfang bis Ende sehr gekonnt
mit drei »roten Fäden« durchwirkt. Diese analyse-
leitenden Elemente der bundesrepublikanischen
Streitkräfteentwicklung bilden Ge schichtsb ezug,
Internationalisierung und D emokratie . Die se
Struktur bedeutet für den Leser und die Le serin ei-
ne zwar anspruchsvolle , ab er eben auch interessan-
te und abwechslungsreiche Lektüre , gilt es do ch,
üb er die zuvor skizzierten Kapitel hinweg die se
diachron durch die ge schilderte Historie verlau-
fenden Fäden immer wieder aufzunehmen und
nicht au s dem Blick zu verlieren . Unter den Vorzei-
chen einer von der »Kultur der Zurückhaltung« zur
»Enttabuisierung des Militärischen« gewandelten
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik, deren
Wesensmerkmal in zunehmendem Maße durch
weltweiten Interventionismu s b estimmt wird , ist
dem vorliegenden B and eine breite Leserschaft zu
wünschen .

Jürgen Rose


